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1  Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

Städte und Gemeinden haben einen gro-
ßen Einfluss auf die Lebensbedingungen 
von Kindern, Jugendlichen, Familien und 
älteren Menschen. Vor Ort, in der Kom-
mune, werden die Grundlagen für ein 
gesundes Aufwachsen und ein selbstbe-
stimmtes Leben im Alter gelegt. Die Lebensbedingungen in 
Einrichtungen wie Kitas, Schulen, Freizeit- und Begegnungs-
stätten sowie im Wohnumfeld beeinflussen das Gesundheits-
verhalten enorm.

In den Alltag integrierte Angebote zur Gesundheitsförderung 
wirken sich, ebenso wie Bildungsangebote, positiv auf die 
Lebensqualität und die Gesundheit aller Menschen aus. Eine 
aktive Gesundheitsförderung sowie die Familien- und Gene-
rationenfreundlichkeit einer Kommune sorgen für zufriedene 
Bürgerinnen und Bürger und Freude am Leben in der Kom-
mune. Dies hat auch für die Betriebe vor Ort einen hohen 
Stellenwert.

Die Landesinitiative „Gesund aufwachsen und leben in Baden- 
Württemberg“ unterstützt Städte und Gemeinden bei der 
Planung und Umsetzung eines kommunalen und generatio- 
nenfreundlichen Gesamtkonzeptes zur Förderung der Ge-
sundheit von Kindern, Jugendlichen, Familien und älteren 
Menschen. 

Dabei ist es wichtig, dass vor Ort alle Aktiven mit Bezug auf 
Gesundheit, Bildung und Soziales beständig zusammenarbei-
ten und auch die Bevölkerung beteiligt wird. Nur so gelingt 

es, Angebote bereitzustellen, die an die 
Bedürfnisse und Interessen aller Bevölke-
rungsgruppen angepasst sind und die ein 
gesundes Aufwachsen und ein selbstbe-
stimmtes Leben im Alter fördern. 

Kinder, Jugendliche, Familien und ältere 
Menschen in schwierigen Lebensverhält-

nissen haben oftmals schlechtere Gesundheitschancen. Vor-
bildliche Ansätze zeigen, dass frühzeitige und systematisch 
vernetzte Hilfs- und Unterstützungsangebote zu einer besse- 
ren Gesundheit beitragen. „Gesund aufwachsen und leben 
in Baden-Württemberg“ unterstützt Kommunen dabei, so-
zial benachteiligte Menschen nachhaltig zu erreichen und zu 
stärken.

Nehmen auch Sie das Angebot wahr, um die Gesundheit und 
die Lebensqualität von Kindern, Jugendlichen, Familien und 
älteren Menschen in Ihrer Kommune zu fördern und ein ge-
sundes Aufwachsen und Leben zu ermöglichen.

 
Schirmherrin Katrin Altpeter, MdL

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren Baden-Württemberg
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2  Inhalt des Handbuches

Das vorliegende Handbuch soll Gemeinden und Städ-
ten als Leitfaden dienen, der sie dabei unterstützt, eine kom-
munale Initiative zur Förderung der Gesundheit zu gründen. 
Unter diesem Dach können die kommunalen Akteure, im 
Rahmen eines langfristig angelegten Prozesses, bedarfsorien-
tierte Gesundheitsförderung entwickeln und umsetzen. Ziel 
der Gesundheitsförderungsplanung kann z. B. sein, Kinder 
und Jugendliche bei einem gesunden Aufwachsen zu un-
terstützen oder ein selbstbestimmtes Leben im Alter zu er-
möglichen. Durch die ZusammenarbeitA der Akteure vor Ort, 
wie Behörden, Beratungsstellen, Erziehungs- und Bildungs-
einrichtungen, soziale Einrichtungen, Gewerbebetriebe, Me-
dien, Vereine, Wohlfahrtsverbände und Einrichtungen der 
gesundheitlichen Versorgung sowie eine umfassende Bür-
gerbeteiligung, können die unterschiedlichen Generationen 
bei einem gesunden Leben unterstützt werden. Im Hinblick 
auf ein gesundes Aufwachsen sind die Beteiligung von Kin-
dern, Jugendlichen und ihren Eltern und die Einbeziehung 
der Lebenswelten wie Tageseinrichtungen für Kinder (Kita) 
und Schule von Bedeutung. Im Blick auf ältere Menschen 
sind geeignete Formen zu finden, diese selbst an der Ent-
wicklung von Angeboten zu beteiligen und die Lebenswel-
ten zu berücksichtigen, die im Alter an Bedeutung gewinnen 
– dies können die Nachbarschaft, Seniorentreffs oder auch 
Bildungseinrichtungen sein.

Im Sinne einer „generationenfreundlichen Kommune“ ist es 
wichtig, die Bedürfnisse aller Altersgruppen, von Jung und Alt, 
systematisch in den Blick zu nehmen. Angebote sind nicht nur 
für jeweils einzelne Zielgruppen, sondern auch generationen-
übergreifend zu konzipieren. Menschen aller Generationen 
sind an der Entwicklung zu beteiligen und zum Austausch zu 
ermutigen, so dass die jeweils unterschiedlichen Begabungen 
und Ressourcen gegenseitig nützlich werden können. Dabei 
werden vor allem die Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen 
und ihren Familien auf der einen Seite, von älteren Menschen 
auf der anderen Seite im Vordergrund stehen. Eine genera- 
tionenfreundliche Kommune hat aber auch andere Lebensal-
ter und Lebenslagen im Blick. Ein durchgängiges Wegenetz im 
Stadtquartier ohne Barrieren, Hindernisse und Gefährdungen 
ist nicht nur allgemein für Freude an Bewegung förderlich, 
sondern es erleichtert den Alltag von Kindern mit Bobbycar, 
von Eltern mit Kinderwagen, Menschen mit Einkaufswagen, 
Rollkoffer oder Blindenstock ebenso wie von älteren Men-

schen und anderen, die dauerhaft oder zeitweilig, zum Bei-
spiel nach einem Unfall, auf Gehhilfen, Rollator oder Roll-
stuhl angewiesen sind. Ältere Menschen haben vielleicht den 
sehnlichen Wunsch, auch einmal eine Schaukel zu benützen, 
dürfen das aber aufgrund der Vorgaben für Spielplätze nicht 
– und spezielle „Seniorenspielplätze“ sind auch eine eher ab-
schreckende (wenn auch medienwirksame) Lösung. Kinder 
und Jugendliche, die oft keine Oma oder keinen Opa in der 
Nähe und vielbeschäftigte Eltern haben, freuen sich, wenn 
ältere Menschen Zeit und Interesse für sie aufbringen. Be-
dürfnisse und Möglichkeiten hängen nicht nur mit dem Alter, 
sondern auch mit Geschlecht, Herkunft, Lebenslage und Le-
bensstil zusammen.

Jede Kommune ist durch unterschiedliche lokale Vorausset-
zungen und Bedarfe gekennzeichnet, die bei kommunaler 
Gesundheitsförderungsplanung zu berücksichtigen sind. Das 

A � Für dieses Handbuch wird folgende Definition zugrunde gelegt: Eine 
Zusammenarbeit ist ein systematisches und zweckorientiertes Bündnis 
von unterschiedlichen, selbstständigen Akteuren, das auf die Erreichung 
eines gemeinsamen Ziels ausgerichtet ist.
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Handbuch ist daher als Hilfestellung im Sinne eines „Werk-
zeugkoffers“ gedacht. Es dient als Anregung für das Vorge-
hen in der eigenen Kommune. Je nach Ausgangslage in der 
Stadt oder Gemeinde können passende Werkzeuge oder Ar-
beitsschritte ausgewählt werden. Bei einer Kommune mag 
dies im Bereich Zusammenarbeit liegen, bei einer anderen 
stellt sich vielleicht eher die Frage, wie die Bevölkerung betei-
ligt wird und wie sich sozial benachteiligte Menschen errei-
chen lassen. Die enthaltenen Werkzeuge sind jeweils an die 
Gegebenheiten vor Ort anzupassen.

Sozial benachteiligte Menschen  
erreichen und beteiligen

Damit in den Kommunen alle Menschen und besonders Men-
schen in schwierigen Lebenslagen erreicht werden, orientiert 
sich dieses Handbuch an bewährten Qualitätskriterien der 
Gesundheitsförderung1, 2, 3, 4. Die Empfehlungen zum Errei-
chen sozial benachteiligter Menschen sind in die einzelnen 
Kapitel integriert, damit sie zum jeweils relevanten Zeitpunkt 
berücksichtigt werden. So wird beispielsweise in Kapitel 5, 
6 und 7 auf die Bedeutung der Beteiligung der Bevölkerung 
und spezieller Zielgruppen hingewiesen. In Kapitel 8.2 wird 
der Lebensweltansatz beschrieben, welcher darauf zielt, die 
gesamte Lebenswelt so umzugestalten, dass gesundheits-
förderliche Erfahrungen und Möglichkeiten für alle Kinder, 
Jugendliche und ältere Menschen „niedrigschwellig“ in den 
Alltag integriert sind. Durch diese Umgestaltung kann es 
leichter gelingen, mittelschichtsorientierte Einengungen zu 
vermeiden und Zugang auch zu benachteiligten Menschen 
zu finden, ohne sie durch Sonderprojekte und Sonderbe-
zeichnungen zu stigmatisieren. 

Arbeitsmaterialien

An mehreren Stellen im Handbuch wird auf Arbeitsmateria- 
lien (Tab. 1) verwiesen, die als Anregung dienen, wie einzel-
ne Maßnahmen umgesetzt und dokumentiert werden kön-
nen. Alle Arbeitsmaterialien können an die Bedürfnisse vor 
Ort angepasst werden und sind unter www.gesundheitsamt-
bw.de verfügbar sowie teilweise in Kapitel 10 zu finden. Die  
Arbeitsmaterialien sind im Text durch grüne Schrift gekenn-
zeichnet.

Fragen zum Handbuch und zur Initiative „Gesund aufwach-
sen und leben in Baden-Württemberg“ beantwortet die 
Koordinationsstelle beim Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg im Regierungspräsidium Stuttgart (siehe Im-
pressum). Die Landesinitiative ist ein Angebot an alle Städte 
und Gemeinden in Baden-Württemberg, die ein kommuna-
les Gesamtkonzept zur Förderung der Gesundheit erarbeiten 
möchten. Sie zielt auf die Förderung der Gesundheit und 
Lebensqualität von Kindern, Familien und älteren Menschen 
und bietet vielfältige Unterstützungsmöglichkeiten für betei-
ligte Kommunen.

Erstellung des Handbuches

Das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg dankt allen 
Personen, die durch Beiträge, Empfehlungen und Anmerkun-
gen an der Erstellung dieses Handbuches beteiligt waren. 
Neben Dr. Torben Sammet (Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg) haben folgende Autoren Beiträge erstellt: 
Dr. Elke Ahlsdorf (korrespondierende Kollegiatin Netzwerk 
Alternsforschung; Universität Heidelberg), Vera Eich (Publik. 
Agentur für Kommunikation GmbH), Dr. Christine Eichhorn 

Arbeitsmaterialien 	 Sinn und Zweck	 Kapitel

Übersicht Netzwerkpartner	 Bietet einen Überblick über mögliche Partner einer kommunalen Initiative mit dem Ziel, 	 6.2, 10.3
	 die Gesundheit von Kindern, Jugendlichen, Familien und Älteren zu fördern.	

kommunaler Gesundheits-	 Unterstützt bei Bedarfsbestimmung, Planung, Umsetzung und Evaluation	 4, 7, 8, 9, 10.4 
förderungsplan	 kommunaler Gesundheitsförderung.	

Flyer Zukunftswerkstatt und 	 Beispiele der Öffentlichkeitsarbeit für eine Zukunftswerkstatt.	 7.2
Poster Zukunftswerkstatt

Broschüre zu Angeboten 	 Bietet einen Überblick über empfehlenswerte Angebote und Handlungshilfen	 8.2, 8.3
und Handlungshilfen der 	 in Baden-Württemberg, die ein gesundes Aufwachsen und ein selbst-
Gesundheitsförderung	 bestimmtes Leben im Alter fördern.

Fragebogen Wegweiser	 Dient der Erstellung eines Wegweisers für Angebote der Gesundheitsförderung sowie 	 8.4
	 vorhandene Bewegungsräume.

Logbuch	 Dient dem Überblick über Veranstaltungen, Aktionen, Maßnahmen und die Öffentlichkeits- 	 4, 9, 10.5
	 arbeit sowie gesammelte Erfahrungen und Ergebnisse.

Tabelle 1: Arbeitsmaterialien zum Handbuch.
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(Institut für Medizinmanagement und Gesundheitswissen-
schaften; Universität Bayreuth), PD Dr. Thomas Ellrott (Institut 
für Ernährungspsychologie; Georg-August-Universität Göt-
tingen), Prof. Joachim Fischer (Mannheimer Institut für Public 
Health; Universität Heidelberg), Dr. Ellis Huber (Mannheimer 
Institut für Public Health; Universität Heidelberg), Prof. Lot-
te Kaba-Schönstein (Fakultät Soziale Arbeit, Gesundheit und 
Pflege; Hochschule Esslingen), Barbara Leykamm (Landes- 
gesundheitsamt Baden-Württemberg), Dr. Julika Loss (Institut 
für Medizinmanagement und Gesundheitswissenschaften; 
Universität Bayreuth), Prof. Dr. Barbara Methfessel (Zentrum 
für Prävention und Gesundheitsförderung; Pädagogische 
Hochschule Heidelberg), Prof. Dr. Dr. Eckhard Nagel (Institut 
für Medizinmanagement und Gesundheitswissenschaften; 
Universität Bayreuth), Oliver Nord (Publik. Agentur für Kom-
munikation GmbH), Prof. Dr. Volker Pudel (†), Dr. Herbert 
Renz-Polster (Mannheimer Institut für Public Health; Univer- 
sität Heidelberg), Carolin Schork (Weeber+Partner – Institut 
für Stadtplanung und Sozialforschung), Claudia Seibold (Insti- 
tut für Medizinmanagement und Gesundheitswissenschaf-
ten; Universität Bayreuth), Dr. Ilka Seidel (Institut für Sport 
und Sportwissenschaft; Karlsruher Institut für Technologie), 
Gabriele Steffen (Weeber+Partner – Institut für Stadtplanung 
und Sozialforschung) und Dr. Roland Straub (Landespsycho-
therapeutenkammer Baden-Württemberg).

Besonderer Dank gilt den Kommunalverwaltungen von Brei-
sach am Rhein, Karlsruhe, Michelfeld, Mühlacker und St. 

Georgen für die wertvollen Hinweise zum Handbuch. Deren 
Erfahrungen mit kommunaler Gesundheitsförderung bilden 
die Grundlage vieler Empfehlungen und Vorgehensweisen 
dieses Handbuches.

Dank gilt auch dem Bayerischen Staatsministerium für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz. Die Kapitel 6.2 bis 
6.4 des Handbuches sind, in überarbeiteter Form, dem Leit-
faden „Programmplanung in der gemeindenahen Gesund-
heitsförderung“ (http://www.gesundheit.bayern.de/) ent- 
nommen.
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3  Warum ist kommunale 
Gesundheitsförderung sinnvoll?

Neben individuellen Faktoren entscheiden die Rah-

menbedingungen in den Lebenswelten von Kindern, Jugend-

lichen, Erwachsenen und älteren Menschen über Gesundheit 

und Krankheit. Sozialraum und Nachbarschaften beeinflus-

sen die Entwicklungs- und Lebensbedingungen ebenso wie 

die Erziehungs- und Bildungseinrichtungen vor Ort. Städte 

und Gemeinden sind damit für ein gesundes Aufwachsen 

und Leben von enormer Bedeutung. 

Kommunen eignen sich zudem in hervorragender Weise, 

um die in Baden-Württemberg in großer Zahl vorhandenen 

gesundheitsförderlichen Angebote zu bündeln. Die Zusam-

menarbeit der Akteure vor Ort ermöglicht zu überprüfen, 

welche Zielgruppen bislang durch Gesundheitsförderung und 

Prävention erreicht werden und welche nicht. Angebote kön-

nen an die Lebenswelten und Bedürfnisse aller Bevölkerungs-

gruppen angepasst und bestehende örtliche Ressourcen zur 

Förderung der Gesundheit gebündelt werden. Bedarfsange-

passte Maßnahmen und Angebote zur Gesundheitsförde-

rung und Prävention können aufgebaut werden. Gesund-

heitsdienste können optimiert werden. Durch die beständige 

Zusammenarbeit aller gesellschaftlichen Akteure gelingt es, 

Kinder bei einem gesunden Aufwachsen zu unterstützen 

und in ihrer Entwicklung zu stärken sowie ein gesundes und 

selbstbestimmtes Leben im Alter zu fördern.

3.1 � Fachliche Schwerpunkte bei Kindern 
und Jugendlichen

Schwangerschaft, Geburt und Kindheit sind in zweierlei Hin-

sicht gesundheitlich prägende Phasen: Erstens bilden sich in 

diesem Lebensabschnitt die sozialen Bindungsmuster und Ge-

wohnheiten, wie das Ernährungs-, Bewegungs- und Gesund-

heitsverhalten, die uns erlauben gesunde Entscheidungen zu 

treffen. Es bilden sich die positiven Lebenseinstellungen und 

die LebenskompetenzenB, 5 und damit wichtige Ressourcen 

für das ganze Leben. Zweitens werden bereits im Mutterleib 

wichtige biologische Funktionen langfristig vorgeprägt. So 

ist zum Beispiel nachgewiesen, dass sich der Stoffwechsel 

von Kindern rauchender Mütter oder auch von Müttern mit 

Schwangerschaftsdiabetes so auf die Mangelversorgung ein-

stellt, dass die Kinder als Erwachsene zu Übergewicht und 

Bluthochdruck neigen.

Die Kindheit und die Lebenswelten der Kinder und Jugend-
lichen – von Kinderkrippen bis zur Berufsschule – sind aus 
diesen Gründen zentraler Ansatzpunkt der Gesundheitsför-
derung. Gewöhnen sich Kinder und Jugendliche an einen 
gesundheitsförderlichen Lebensstil, so hat dies positive Aus-
wirkungen auf die Gesundheit im weiteren Lebensverlauf. 
Zum Beispiel haben Personen, die nie geraucht haben, nicht 
massiv übergewichtig sind, sich gesund ernähren und in der 
Woche mehr als dreieinhalb Stunden körperlich aktiv sind, 
ein um 78 Prozent geringeres Risiko für chronische Krankhei-
ten als Personen mit gegenteiligem Verhalten6. 

Der überwiegende Teil der Kinder und Jugendlichen in 
Deutschland wächst gesund auf7. Allerdings wirken in der 
Kindheit auch eine Reihe gesundheitlicher Risiken – von 
mangelnder Bewegung, über ungünstige Ernährung bis 
zum Übermaß an Dauerstress. So verbringen Kinder und 
Jugendliche immer mehr Zeit vor Fernseher und Computer. 
Spiel- und Bewegungsmöglichkeiten werden zunehmend 
eingeschränkt. Der Mangel an Bewegung und körperlich-

B � Lebenskompetenz ist eine Sammlung sozialer und psychischer Fähigkei-
ten, die es einer Person ermöglichen, mit den alltäglichen Anforderungen 
und Schwierigkeiten des Lebens konstruktiv und produktiv umzugehen. 
„Sie sind somit als wesentliche Vorraussetzung für ein umfassendes ge-
sundheitliches Wohlbefinden zu betrachten. Personen, die diesem Ansatz 
nach als lebenskompetent zu bezeichnen sind, weisen folgende Fertig-
keiten auf: Fähigkeit der Selbstwahrnehmung, Empathie, kritisches und 
kreatives Denken, Kommunikations- und Beziehungsfähigkeit, Fähig- 
keit Entscheidungen zu treffen, Problemlösefähigkeit, Fähigkeit der Emo-
tions- und Stressbewältigung.“
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sinnlichen Erfahrungen durch eine spielerische Aneignung 
der Umwelt führt zu vielfältigen Auffälligkeiten der körper-
lich-motorischen sowie der psychosozialen Entwicklung bei 
Kindern und Jugendlichen8. Haltungsschäden, Defizite bei 
Ausdauer, Kraft und Koordination sowie mangelnde Kon-
zentrationsfähigkeit sind nur einige Beispiele hierfür. Parallel 
zum Rückgang körperlicher Aktivität haben sich ernährungs-
bezogene Lebensbedingungen und Verhaltensweisen stetig 
verändert. Der Zugang zu kalorienreichen Lebensmitteln wie 
Fast Food, Süßigkeiten und süßen Getränken ist heutzutage 
sowohl für Erwachsene als auch für Kinder beinahe zu jeder 
Zeit und an jedem Ort möglich. Häufig fehlen zudem gleich-
zeitig gesunde Ernährungsalternativen. 

Die Folgen von Fehlernährung und Bewegungsmangel las-
sen nicht lange auf sich warten: Eine Reihe von oft chronisch 
verlaufenden Krankheiten, wie Adipositas9, 10, 11, 12, Diabetes 
mellitus Typ 2, Bluthochdruck, Fettstoffwechsel-Störungen, 
Gelenkproblemen und Essstörungen treten immer häufiger 
und in immer jüngeren Jahren auf. Etwa 23 Prozent der Kin-
der und Jugendlichen in Deutschland leiden an chronischen 
Krankheiten13. Mit diesen Krankheiten ist oft auch eine ein-
geschränkte Lebensqualität verbunden. Ungefähr 50 Prozent 
der Kinder und Jugendlichen haben Haltungsschäden und 
etwa fünf Prozent zeigen gravierende motorische Auffällig-
keiten (z. B. Hyperaktivität, Aggressivität)14. 

Auffallend ist der hohe Anteil psychischer und psycho-soma-
tischer Störungen, die bei 15 Prozent der Heranwachsenden 
auftreten7. Die Hauptursachen hierfür liegen in der Reizüber-
flutung durch zu viel Fernsehkonsum und Computerspiele 
sowie in Leistungs- und Termindruck, in Bewegungsmangel 
und in Konflikten in der Familie.

Unerwünschtes Erbe

Welchen gesundheitlichen Risiken Kinder ausgesetzt sind, 
hat vor allem etwas mit dem sozialen Status ihrer Eltern so-
wie dem eigenen Bildungsstand zu tun. Gesundheitlich un-
günstige Lebensmuster werden damit wie eine Art „uner-
wünschtes Erbe“ weitergegeben. Dieses Erbe umfasst nicht 
nur gesundheitliche Belastungen (Beispiel: Rauchen in der 
Schwangerschaft, das in der niedrigen Sozialstatusgruppe 
viermal häufiger ist als in der hohen) sondern auch gesund-
heitliche Schutzfaktoren, Lebenskompetenzen, Werte und 
Erwartungen. Kinder und Jugendliche aus sozial benachtei-
ligten FamilienC sind häufiger von Störungen bei der moto-
rischen Entwicklung, der Zahngesundheit, der Hör- und Seh-
fähigkeit sowie der Sprachentwicklung betroffen und leiden 
häufiger an Übergewicht sowie an psychischen Problemen als 
ihre Altersgenossen15, 16.

Ziel der Gesundheitsförderung muss deshalb sein, diese Fort-
schreibung ungünstiger Lebensmuster zu unterbrechen. Die 
Stärkung der gesundheitlichen Schutzfaktoren am Lebens-
anfang kann die Belastbarkeit des Menschen und seine Wi-

derstandskraft gegen Risikofaktoren lebenslang stärken. Die 
ausreichende Unterstützung für Eltern und Kinder ist deshalb 
eine wichtige Investition in die körperliche, emotionale und 
soziale Entwicklung, die ein Leben lang Früchte trägt. In ge-
sundheitlicher Hinsicht kommt zudem gut geführten Kinder-
krippen, Kitas und Schulen durch ihre integrative, sprach-, 
kommunikations- und kompetenzfördernde Wirkung eine 
wichtige stärkende und ausgleichende Funktion zu.

Gesunde Familien und gesunder Lebensbeginn

Die Unterstützung in diesem Lebensalter ist vor allem deshalb 
wichtig, weil in dieser biografischen Übergangszeit Mutter 
und Kind noch eine (förderbare) Einheit bilden, und weil in 
dieser Umbruchphase neue Motivation zu Lebensstiländerun-
gen entstehen kann. Unterstützung in dieser Lebensphase 
setzt vor allem im häuslichen Umfeld an und bietet damit 
eine zusätzliche Chance für soziale Breitenwirkung und Fa-
milienförderung. Als unterstützende Strategien bieten sich 
gerade in diesem Bereich eine aufsuchende / nachbarschaft- 
liche Ausrichtung und die Zusammenarbeit mit bürgerschaft-
lichen Initiativen oder Patenschaften unter Koordination 

C � „Zu sozialen Benachteiligungen zählen insbesondere durch das soziale 
Umfeld, die ökonomische Situation, familiäre Konstellationen und Situa- 
tionen, defizitäre Bildung oder durch das Geschlecht, die ethnische oder 
kulturelle Herkunft bedingte Benachteiligungen. Soziale Benachteili-
gungen werden immer dann vorliegen, wenn die altersgemäße gesell-
schaftliche Integration nicht wenigstens durchschnittlich gelungen ist.“  
Quelle: http://www.good-practice.de/3349.php
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entsprechend qualifizierter Fachkräfte an. Die frühkindliche 
Gesundheitsförderung ist damit eine ideale Plattform für 
bürgerschaftliches soziales Wirken. Dabei ist jedoch die Ein- 
bindung und Koordination mit den vor Ort bestehenden so- 
zialen und gesundheitsfördernden Diensten entscheidend. 
So kommt die im Auftrag des Bundesfamilienministeriums 
vom Deutschen Jugendinstitut in Absprache mit den Ländern 
und Kommunen erstellte Evaluation der derzeitigen Projekte 
zur frühen Hilfe zu dem Schluss, dass „die Reichweite und 
der Erfolg einzelner Maßnahmen deutlich vom Grad ihrer Ein-
bindung in ein lokales Kooperationsnetzwerk abhängen. Eine 
gute Versorgung von Familien und ein verbesserter Schutz 
von Kindern gelingt nur in einem umfassenden und differen-
zierten Netzwerk“17. Als Themen der frühkindlichen Gesund-
heitsförderung bieten sich z. B. an:

•  �Prävention von Rauchen in der Schwangerschaft: Rauchen 
in der Schwangerschaft führt zu einer eingeschränkten 
Nährstoffversorgung der Feten und ist mit einem deutli-
chen Anstieg der lebenslangen Krankheitslast beim Kind 
verbunden (höheres Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen, Übergewicht, Bluthochdruck sowie für Verhaltensauf-
fälligkeiten wie etwa Aufmerksamkeitsdefizit).

• � Gesunde Nachbetreuung von Müttern und zielgruppenori-
entierte Stillförderung: Bessere Verzahnung der Nachsorge 
durch Hebammen und Kinderärzte mit den sozialen Unter-

stützungsangeboten vor Ort, von den kommunalen Ange-
boten bis hin zur Nachbarschaftshilfe.

• � Stärkung der Elternkompetenz, z. B. durch Angebot eines 
qualifizierten Besuchs aller Familien in deren Umgebung 
(Hausbesuche) durch geschulte Fachkräfte sowie leicht 
zugängliche Beratungs- und Unterstützungsangebote für 
Eltern, u. a. zur Verbesserung des Wissens über Kinderge-
sundheit.

• � Schaffung einer für die Anliegen von Eltern grundsätzlich 
aufgeschlossenen Verwaltungskultur.

• � Patenschaften im Rahmen bürgerschaftlichen Engage-
ments für belastete allein erziehende Mütter: Die Resilienz- 
forschung zeigt, dass Kinder, die sich trotz Belastungsfak-
toren im späteren Leben produktiv und erfolgreich an der 
Gesellschaft beteiligen, vor allem solche sind, die außer-
halb der (oft belasteten) Primärfamilie eine fördernde Er-
wachsenenperson mit Vorbildcharakter fanden (von Erzie-
herin bis Nachbarschaft).

Gesunde Tageseinrichtungen für Kinder

Der Kindergarten bildet für die meisten Kinder die erste Brü-
cke in die Gemeinschaft. Hier können Kinder aus sehr un-
terschiedlichen sozialen Zusammenhängen lernen, sich in die 
Gruppe einzubringen und die hierfür erforderlichen Kompe-
tenzen zu erwerben. Dies fördert die soziale Teilhabe und ist 
damit eine wichtige Grundlage für Gesundheit. Wichtiges 
Ziel ist dabei die Förderung von Sprache und Kommunika-
tion. Gesundheitsförderung sollte in bestehende Trägerkon-
zepte der Kitas und in Bildungspläne der Schulen eingebun-
den werden.

Durch tägliche Bewegung entwickeln Kinder ihr Körperge-
fühl, Geschicklichkeit und Fitness – Voraussetzungen für ein 
auch im Erwachsenenalter bewegtes Leben (vgl. Kapitel 10.1). 
Kinder sind über den Spieltrieb intrinsisch zu Bewegung mo-
tiviert. Primäres Ziel bei der Bewegungsförderung ist deshalb 
weniger die Motivierung durch Erwachsene als vielmehr die 
Erweiterung des kindlichen Bewegungsraums. Bei der Bewe-
gungsförderung bietet sich ein integrierter / ganzheitlicher 
Ansatz an, der auch kreative und musische Elemente (Rhyth-
men, Musik, Tanz) einschließt, wodurch sich der gruppen-
integrative Ansatz von Musik, Tanz und Bewegungstheater 
nutzen lässt. In Maßnahmen der Bewegungsförderung sollte 
immer auch der Weg zum Kindergarten eingeschlossen sein, 
da sich dadurch u. a. auch gesunde Gewohnheiten auf Fami-
lien und die Nachbarschaft übertragen lassen.

Ernährungsroutinen bilden sich im Kleinkind- und Kinder-
gartenalter weiter aus. Durch Vorbild von Erwachsenen 
und durch Gruppensozialisation kann der Wahlhorizont für 
gesunde Lebensmittel erweitert werden. Ein besonderer 
Schwerpunkt sollte dabei auf den Getränken liegen, die sich 
sowohl wegen ihres erheblichen kalorischen Beitrags zum 
Gesamtverzehr des Kindes als auch wegen ihrer Wirkung auf 
den Stoffwechsel als zentral in der Übergewichtsproblematik 
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gezeigt haben. Projekte sollten wo immer möglich die Eltern 
mit einbeziehen, um eine Rückwirkung auf das familiäre Um-
feld zu ermöglichen sowie die dort vorhandenen Ansätze für 
eine gesunde Ernährungskultur zu nutzen und zu verstärken.

Um Migrantenkinder besser zu integrieren ist der erleichterte 
Zugang zu Kitas für Migranten vorrangig. Dazu gehört auch 
die Zusammenarbeit mit Migrantengruppen und Migran-
teneltern, um die Attraktivität der Lebenswelt Kindergarten 
zielgruppenspezifisch zu erhöhen bzw. mögliche Hindernisse 
zum Kindergartenbesuch auszuräumen. Für die verbesserte 
soziale Teilhabe ist Sprachförderung ein entscheidender He-
bel. Sie ergibt sich vor allem aus der besseren Integration in 
die Gruppe.

Gesunde Schule

Der Schule kommt eine herausragende Rolle bei der Zuwei-
sung von Lebenschancen zu. Sie vermittelt nicht nur Bil-
dungsinhalte, sondern auch Selbstwert, soziale Kompetenz, 
Vorbilder und Normen, die es dem Kind erlauben, mit den 
Belastungen des Lebens produktiv umzugehen und trotz al-
ler Stressfaktoren für seine Gesundheit zu sorgen. Bildung ist 
DAS Sprungbrett zu einem gesunden Leben. Bildungschan-
cen sind deshalb immer auch Gesundheitschancen.

Ganz zentral für eine „Gesunde Schule“ sind Netzwerke für 
eine Zusammenarbeit mit den Schülern, Eltern, Lehrern, Ver-
einen, den lokalen Transportunternehmen, den Akteuren der 
Schulverpflegung, der Kommune und weiteren Akteuren.

Wissenschaftliche Daten belegen, dass die körperliche Ak-
tivität einer der stärksten Schutzfaktoren gegen chronische 
Erkrankungen ist. Zudem bringt Bewegung als Mitnahme- 
effekt auch eine Steigerung der mentalen Leistungsfähigkeit 
mit sich (vgl. Kapitel 10.1). Wichtig ist dabei, wie in den Ki-
tas, die Multimodalität der Programme. Dabei gehen Lehr-
erfortbildungen, strukturelle Änderungen des „Bewegungs-
raums Schule“, Zusammenarbeit und Vernetzung mit den 
Angeboten der Vereine und Kommunen, Verbesserungen 
des Schulwegs und der öffentlichen Transportstruktur sowie 

Bewegungsinitiativen im regulären Unterricht Hand in Hand. 
Um gerade die weniger leistungsorientierten Kinder mit 
anzusprechen, bietet sich eine Verzahnung mit musischen 
und kreativen Elementen (Tanz, Bewegungstheater, Rhyth-
musperformance) an. Als guter Ansatz für den schulischen 
Bereich, unter anderem auch bei der Bewegungsförderung, 
hat sich der Einsatz von Peer-Vorbildern bewährt54. Peers sind 
Gleichaltrige, die der Zielgruppe einer Maßnahme der Ge-
sundheitsförderung angehören und in dieser als Multiplika-
toren dienen können (vgl. Kapitel 8.3).

Die Lebenschancen von Heranwachsenden werden durch 
Suchtverhalten langfristig dezimiert. Hier sind neben dem 
heute vor allem durch binge-drinking gekennzeichneten ris-
kanten Alkoholkonsum auch folgende drei Aufgaben für die 
Prävention zu nennen: a) Vorbeugung von Essstörungen, die 
gerade bei Mädchen und jungen Frauen erheblich zugenom-
men haben, b) Vorbeugung von Spielsucht am Internet sowie 
süchtigem Online-Verhalten durch Steigerung der Medien-
kompetenz, c) Vorbeugung von Rauchen bei der Zielgruppe 
Mädchen und junge Frauen – in dieser Gruppe hat sich vor  
allem das Rauchen an Gymnasien rasant nach oben ent- 
wickelt. 

3.2 � Fachliche Schwerpunkte bei älteren 
Menschen

Im Zuge des demografischen Wandels werden die Zahl und 
der Anteil der älteren Menschen an der Bevölkerung stark 
zunehmen18. Dies hat zum einen mit dem niedrigen Gebur-
tenniveau und zum anderen mit der gestiegenen und voraus-
sichtlich weiter steigenden Lebenserwartung zu tun19. Eine 
Bevölkerungsvorausrechnung zeigt, dass bereits im Jahr 2030 
doppelt so viele über 60-Jährige wie unter 20-Jährige in Baden- 
Württemberg leben werden19. Auch die Zahl der Hochaltri-
gen über 85 Jahre wird zukünftig stark zunehmen. Galt das 
Alter bisher vor allem als „weiblich“ und „deutsch“, so wer-
den in den kommenden Jahren zunehmend mehr Männer 
und mehr Menschen mit Migrationshintergrund zu den Älte-
ren zählen. Stark steigen wird aller Voraussicht nach auch die 
Zahl der demenziell Erkrankten und der älteren Menschen in 
prekären Lebenslagen.

Die Bedürfnisse und Lebenslagen der älteren Menschen sind 
sehr unterschiedlich. Sie sind wohlhabend oder arm, mobil 
und reiselustig oder eingeschränkt beweglich, hier aufge-
wachsen oder zugewandert, haben keinen oder einen mehr 
oder weniger großen Unterstützungsbedarf. Und das Alter 
nimmt eine immer größere Lebensspanne ein. Weit über 
100-Jährige sind keine Seltenheit mehr. Bei allen Unterschie-
den gibt es einen gemeinsamen Nenner: Die meisten Men-
schen möchten auch im Alter ihre gewohnte Lebensweise so 
lange wie möglich beibehalten – wenn es irgendwie geht, 
selbstbestimmt in der eigenen Wohnung und im vertrauten 
Quartier. Über ihr Alter definiert zu werden, mögen die meis-
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ten Menschen nicht. Was als „altengerecht“ vermarktet wird, 
findet oft nur wenig Resonanz – auch die Konsumwerbung 
verwendet den Begriff „anspruchsvolle Haut“ an Stelle von 
„Falten“.

Altern ist ein Prozess

Altern ist ein Prozess, kein Zustand. Dazu gehören einschnei-
dende Umbrüche – der Auszug der Kinder aus der elterlichen 
Wohnung, der Übergang von der Berufstätigkeit in den Ru-
hestand, der Verlust des Partners, auch schwere Erkrankun-
gen; solche biografischen Ereignisse sind der häufigste Grund 
für einen Umzug in der zweiten Lebenshälfte. Zum Altern ge-
hören aber auch die vielen kleinen Veränderungen: Es ändert 
sich der Alltag, wenn man sich im Ruhestand neu organisiert, 
die Befindlichkeit zunächst mit kleineren Beschwerden und 
nachlassender Energie, die sozialen Netze strukturieren sich 
neu, das Zeitbudget eröffnet Möglichkeiten auch für neue 
Kontakte und Aktivitäten.

Die mit dem Alter häufig verbundene Multimorbidität, die 
damit verbundenen Einbußen der Selbstständigkeit und eine 
Häufung von kritischen Lebensereignissen, wie z. B. der Ver-
lust nahestehender Menschen, sowie der Blick auf eine mehr 
und mehr begrenzte Lebenszeit stellen Herausforderungen 
für die Menschen dar. Aufgrund individueller Unterschie-
de gelingt die Anpassung an das Älterwerden nicht immer 
ohne Schwierigkeiten. Zudem sind psychische Erkrankungen 
im Alter nicht seltener als bei jungen Menschen20, 21. Daher 
sollte die kommunale Gesundheitsförderung neben Faktoren 
wie Bewegung und Ernährung immer auch die psychische 
Situation der älteren Menschen mit berücksichtigen. Zum ei-
nen sind psychische Erkrankungen wie Angststörungen oder 
Depressionen als häufigste Formen für die Betroffenen mit 
großem Leid verbunden, zum anderen können sie die Um-
setzung sinnvoller gesundheitsförderlicher Anregungen und 
Interventionen zumindest beeinträchtigen, wenn nicht so-
gar verhindern. Eine stabile psychische Verfassung ist zent-
ral für das Gelingen von positiven Veränderungen. Sonst ist 
Motivation im Sinne von movere, d. h. „sich bewegen“, sich 

aus dem Haus bewegen, sich hin zu neuen Situationen oder 
Verhaltensweisen zu bewegen, nicht möglich und sinnvolle 
kommunale Förderansätze laufen unter Umständen ins Lee-
re. Ein depressiver älterer Mensch hat vielleicht gar nicht das 
Interesse und die Energie, sich zu bewegen oder Neues aus-
zuprobieren während ein ängstlicher Mensch vielleicht vor 
allem Ermutigung braucht, um sich nach draußen zu bewe-
gen. Wichtig sind präventive Maßnahmen, damit psychische 
Belastungen und Erkrankungen nach Möglichkeit gar nicht 
erst entstehen. Bausteine präventiver Maßnahmen können 
Angebote zum Erhalt der körperlichen, aber auch der see-
lischen Gesundheit sein, wie z. B. Förderung von Bewegung, 
Selbstkompetenz und gesunde Ernährung.

Die traditionelle Gleichsetzung von „alt“ mit gebrechlich 
stimmt schon lange nicht mehr. Sehr viele Menschen setzen 
auch im hohen Alter ihr aktives Leben ohne gravierende Be-
einträchtigungen fort22. Dies zeigt auch der Vergleich zwi-
schen der allgemeinen Lebenserwartung und der gesunden 
Lebenserwartung; als gesunde Lebenserwartung wird die 
Zahl der Jahre definiert, in denen ein Mensch weitgehend frei 
von gravierenden Krankheiten oder funktionellen Einschrän-
kungen ist. So hat ein 65-jähriger Mann im Durchschnitt 
noch 15,7 Lebensjahre vor sich, davon 13,6 in relativer Ge-
sundheit23. Bei Frauen sind es 19,3 bzw. 16,4 Jahre. Große 
Unterschiede bei der Lebenserwartung gibt es nicht nur nach 
Geschlecht, sondern auch nach der sozialen Lage. Die Un-
terschiede zwischen der höchsten und der niedrigsten Ein-
kommensklasse betragen bis zu 14 Lebensjahre. Die gesunde 
Lebenserwartung von Männern (Frauen), welche unter 60 % 
des durchschnittlichen Einkommens erzielen, liegt bei 56,8 
(60,8) Jahren24. Die gesunde Lebenserwartung von Männern 
(Frauen), welche über 150 % des durchschnittlichen Einkom-
mens erzielen, liegt dagegen bei 71,1 (71) Jahren. Dies macht 
deutlich, wie groß der Bedarf ist, gerade die Gesundheit so-
zial benachteiligter Menschen zum Thema zu machen. Hier 
besteht ein besonders hohes Präventionspotenzial. 

Alte Menschen werden oft mit Pflegebedürftigen gleichge-
setzt. Pflegebedarf tritt aber in der Regel erst im hohen Alter 
auf. Bei Menschen im Alter zwischen 65 und 69 sind nur ca. 
20 Prozent in eine Pflegestufe eingruppiert. Erst bei den ab 
90-jährigen Frauen ist es die Mehrheit (53,6 Prozent)25. Auch 
hier gibt es deutliche Unterschiede zwischen Männern und 
Frauen. Die meisten beziehen bis zu ihrem Tode keine Pfle-
geleistungen. Dies ist allerdings nicht mit Hilfebedarf gleich-
zusetzen – auch in früherem Alter und ohne Pflegestufe sind 
viele Ältere auf Hilfen im Alltag angewiesen. Diese stehen 
jedoch oft nicht zur Verfügung. Vor allem bei demenziell Er-
krankten, deren Zahl sich nach Vorausrechnungen bis 2050 
verdoppeln wird, besteht hierbei großer Bedarf.

Gesund und aktiv älter werden

Bei der Gesundheitsförderung mit älteren Menschen haben – 
wie bei Kindern und Jugendlichen – die Themen Bewegung 
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und Ernährung besondere Bedeutung. Dass eine körperlich 
aktive Lebensweise sowohl einen positiven Einfluss auf die 
Lebenserwartung als auch auf die Lebensqualität hat, ist 
durch zahlreiche Untersuchungen belegt26, 27, 28, 29. Sie ist ein 
wichtiger Faktor, um individuelle Mobilität zu erhalten und 
altersbedingte Gesundheitsprobleme zu vermeiden oder zu 
verzögern30, 31. Sie wirkt biologischen Alterungsprozessen 
entgegen, senkt das Sturzrisiko sowie Depressionen und hilft, 
die Leistungsfähigkeit des Bewegungsapparates und des 
Herz-Kreislauf-Systems zu erhalten. Körperliche Aktivität leis-
tet damit einen wesentlichen Beitrag für ein gesundes Altern, 
für eine selbständige Lebensführung und zur Verhinderung 
von Pflegebedürftigkeit32. 

Für den Erhalt der Lebenszufriedenheit älterer Menschen 
kommt der gesellschaftlichen Wahrnehmung und Deutung 
von „Altwerden“ und „Altsein“ großer Einfluss zu. Der Kom-
plexität dieses Einflusses in unserer Gesellschaft wird umfas-
send im sechsten Altenbericht der Bundesregierung Rech-
nung getragen33. Das Altersbild spielt gesamtgesellschaftlich, 
aber natürlich auch im Kleineren, z. B. auf kommunaler Ebene 
eine wichtige Rolle. Ein zentraler Aspekt, der für ein positives 
Altersbild entscheidend ist, ist der Aspekt der Entwicklung im 
Alter. Wenn es auch in der kommunalen Gesundheitsförde-
rung gelingt, den Blick auf die Plastizität älterer Menschen, 
also die Fähigkeit zur Weiterentwicklung zu betonen, kann 
dies zum einen dazu beitragen, die Akzeptanz von Angebo-
ten zu fördern und zum anderen auch, das Altersbild der ge-
samten Kommune zu verändern, was langfristig ein besseres 
Miteinander aller Altersgruppen fördern kann. Letztlich geht 
es um den gezielten Ausbau von einzelnen Kompetenzen 
unter Anpassung an die veränderten Möglichkeiten im Al-
ter34. Die Potenziale älterer Menschen sind vielfältig35, z. B. 
im Bereich von Kreativität oder im Bildungsbereich. Die kom-
munale Gesundheitsförderung kann hierzu eine essenzielle 
präventive Basis bereitstellen, in dem sie die Potenziale älterer 
Menschen berücksichtigt und fördert.

Möglichkeiten für kommunale Angebote zur Förderung 
von Gesundheit und sozialer Teilhabe älterer Menschen gibt 
es viele. Wichtig für eine gute Gesundheit und für die Le-
benszufriedenheit im Alter ist die Einbindung in ein soziales 
Netzwerk, die Möglichkeit, in sozialen Rollen aktiv zu sein, 
sich als nützlich zu erfahren und die soziale Unterstützung 
durch andere. In Bezug auf Teilhabe lassen sich kollektive 
Aktivitäten (gemeinsame Freizeitgestaltung), produktive Ak-
tivitäten (Tätigkeiten verbunden mit Leistungen für andere) 
und politische Aktivitäten (Einfluss auf soziale Sachverhalte) 
unterscheiden36. Ein Beispiel ist das Experience-Corps-Project 
in den USA, in dem alte Menschen (auch mit geringem Bil-
dungsgrad) systematisch in Schulen zur Förderung von Schul-
kindern mitarbeiten. Dieser intergenerative Ansatz verbessert 
sowohl die Lebensqualität und -chancen der Kinder und Ju-
gendlichen als auch die gesundheitliche Situation der älteren 
Menschen37.

Erzählcafes geben den älteren Menschen die Gelegenheit, 
sich gemeinsam an frühere Zeiten zu erinnern und Erfahrun-
gen auszutauschen, sie können dies aber genauso beispiels-
weise in Schulen oder Kindergärten tun und auf diese Weise 
den Kontakt zwischen den Generationen stärken. Hierfür 
bieten sich beispielsweise Themen wie „Schule früher und 
heute“, „Kindheit vor 60 Jahren und heute“ oder „Kinder-
spiele früher und heute“. Neben dem Erleben von Akzep-
tanz und Bedeutung ermöglicht das Sich-erinnern auch ein 
Training des autobiografischen Gedächtnisses und Erfahren 
von Sinn. Erinnerungen stellen einen wichtigen Schlüssel zum 
Verständnis der eigenen Entwicklung dar und können Sinn 
transportieren38. Ältere Menschen können Ihre Kenntnisse 
aber genauso gut in anderen Bereichen vermitteln, z.B. im 
hauswirtschaftlichen Bereich. Denkbar sind auch Themen-
nachmittage für die ganze Kommune z.B. zum Thema „Leben
in XY, damals und heute“, bei denen Bürger aller Altersstufen 
ihre Erfahrungen und ihr Erleben berichten können.

Eine weitere Beteiligung älterer Menschen unter Berücksichti-
gung ihrer Potenziale kann in der Einrichtung von Tauschbör-
sen sein, bei denen „Dienstleistungen“ getauscht werden. 
Die Hilfe beim Einkaufen oder Nachhilfe beim Umgang mit 
dem PC wird durch Hilfe bei den Hausaufgaben oder eine Be-
treuung nach der Schule ausgeglichen. So müssen die älteren 
Menschen sich nicht nur als Hilfeempfänger erleben sondern 
können auch etwas zurückgeben. 

Angebote, die sich ausschließlich an die älteren Bürger rich-
ten, sind jedoch genauso wichtig. Ein häufiger Wunsch älte-
rer Menschen ist der Austausch mit Gleichaltrigen über das 
Alter, das Älterwerden und das Zurechtkommen im Alltag. 
Gruppenangebote zu bestimmten Themen, z.B. „Wie bleibe 
ich im Alltag selbständig?“ können diesem Wunsch entge-
genkommen. Wichtig bei der Konzeption sind eine kompe-
tenzorientierte Formulierung des Angebots und eine mög-
lichst große Nähe zwischen Zuhörern und Referenten, damit 
diese als erreichbare Vorbilder wahrgenommen werden kön-
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nen. Gelingt dies, können solche Gruppenangebote zum ei-
nen das Bedürfnis nach sozialen Kontakten befriedigen und 
zum anderen Raum für emotionale Unterstützung, Anregung 
und Auseinandersetzung mit den eigenen Möglichkeiten und 
Grenzen bieten. Dem oft erhöhten Gefühl von Bedrohtheit 
älterer Menschen können spezielle Selbstsicherheitstrainings 
entgegenwirken. Mit solchen Angeboten lassen sich zudem 
Bewegungsförderung, sozialer Austausch und Stärkung von 
Selbstsicherheit und Selbstwirksamkeit verbinden. Neben den 
aufgeführten Angeboten besteht natürlich auch die Möglich-
keit, die Bürger in Form einer schriftlichen Befragung oder 
im Rahmen eines Diskussionsnachmittags in der Planung von 
Angeboten und Aktionen zu beteiligen.

Auch eine gesunde Ernährung kann viel dazu beitragen, Er-
krankungen und körperliche Einschränkungen zu vermeiden. 
Sie macht jedoch älteren Menschen aus unterschiedlichen 
Gründen Schwierigkeit: Man ist allein und kann oder mag 
sich selbst kein Essen zubereiten, das Kauen macht Probleme 
wegen der Zähne, man kann nicht so viel trinken, wie man 
sollte und es gibt in der Nähe keine adäquaten Einkaufsmög-
lichkeiten mehr. Gerade Letzteres hat weitere Konsequen-
zen: Ernährung und Nahversorgung haben auch eine soziale 
Funktion. Einkaufen bedeutet Teilhabe am sozialen und wirt-
schaftlichen Austausch. Für viele Ältere ist der Einkauf der 
einzige Anlass, aus dem Haus zu gehen39 – eventuell auch, 
sich zurechtzumachen oder überhaupt aufzustehen. Eine 
andere Untersuchung hat gezeigt: Mit Anderen kommt man 
beim Einkaufen, in der Gastronomie – Cafés, Gaststätten –, 
im öffentlichen Raum, an Haltestellen deutlich häufiger in 
Kontakt als in sozialen und kulturellen Einrichtungen40. 

Selbständig und selbstbestimmt altern

Die soziale Einbindung zu fördern wird angesichts des mit 
hohem Alter deutlich steigenden Anteil der Alleinlebenden 
(vor allem der Frauen) und drohender Vereinsamung immer 
wichtiger. Wie ein selbstständiges und gelungenes Leben auch 
im Alter aussehen kann, veranschaulicht das Beispiel in Ab-
bildung 1. Das Beispiel zeigt nicht zuletzt, wie wichtig – auch 
für die sozialen Kontakte – die physischen, stadträumlichen 
Verhältnisse sind, das Quartier: Nur wo eine Vielfalt an Nut-
zungsmöglichkeiten auf engem Raum vorhanden ist, ist auch 
im Alter ein weitgehend selbst bestimmtes Leben möglich. 
In einer reinen Wohnsiedlung ist dies nicht gegeben. Eine 
gute Nahversorgung, Gaststätten und Cafés, Post, Bank, 
Ärzte und Apotheke in der Nähe, möglichst auch Kino und 
Schwimmbad, passende Verbindungen mit dem öffentlichen 
Nahverkehr, kurze Wege, eine möglichst große Vielfalt an 
Nutzungen und Angeboten, Lebendigkeit, die Gelegenheit 
zu Kontakten (auch gelegentlichen und unverbindlichen), 
zum Tätigsein und Ausruhen sind Qualitäten eines Stadtquar-
tiers, die im Alter besondere Bedeutung gewinnen. Voraus-
setzungen, um Angebote nutzen können, sind eine durch-
gängige Gebrauchstauglichkeit, Zugänglichkeit, Lesbarkeit 
und Hindernisfreiheit. Bei der Planung vom Quartier auszu-
gehen bedeutet, den Alltag zum Ausgangspunkt zu neh-
men – als komplexes Gefüge verschiedener Aktivitäten, von 
Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, unter Leuten sein, Mobilität, 
gesellschaftlich und kulturell aktiv sein. Dies sind Bedürfnisse, 
die mit anderen Generationen geteilt werden. Dazu gehört 
auch die Möglichkeit, sich aktiv am Leben und der Gestal-
tung des eigenen Quartiers zu beteiligen. 

Abbildung 1: 
Beispiel an Bedin-
gungen für ein 
selbst bestimmtes 
Leben im Alter41.

Herr S., 93, lebt allein in Baugenossenschafts-Wohnung
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Ältere Menschen sind keine bloß zu betreuende „Zielgrup-
pe“, sondern Stadtnutzerinnen und Stadtnutzer, die viel Zeit 
in ihrem Quartier und in der Stadt verbringen und sich die 
interessanten Orte selber suchen (oft ganz andere als ge-
plant). Sie sind Fachleute mit viel Wissen über ihr Quartier, 
Forscher und „Scouts“, die Gebäude, Wege, Produkte und 
Dienstleistungen inspizieren und testen können, Kundinnen 
und Kunden mit Verbrauchermacht, Bildungshungrige, oft 
noch Berufstätige, Stifter, Stadtbürger, bürgerschaftlich En-
gagierte, Menschen mit sozialem, kulturellen und oft auch 
ökonomischem Kapital, die oft bereit sind, in ihre Stadt zu 
investieren.

Perspektivenwechsel

Je beschwerlicher das Leben wird, desto wichtiger wird Un-
terstützung. Auch hier geht es um einen Perspektivenwech-
sel: Von umfassender Betreuung und Fürsorge hin zum Recht 
auf Teilhabe und Selbstbestimmung, von standardisierten 

Lösungen zu Wunsch- und Wahlfreiheit, von stationärer Un-
terbringung zu ambulanten Angeboten, von gesonderten 
Einrichtungen „auf der grünen Wiese“ hin zum Wohnen in 
Normalität und in lebendigen Stadtquartieren. „Wohnen mit 
Assistenz“42 ist nicht nur im Alter von Bedeutung, sondern 
auch für Menschen mit Behinderungen, für Familien mit be-
hinderten Kindern und bei vorübergehender Krankheit.

Und schließlich gibt es das hohe und mühsame Alter, die 
Pflegebedürftigkeit bis hin zum Tod. Selbst wenn es zuhause 
nicht mehr geht, haben Einrichtungen ihre Vorzüge, die im 
Quartier verankert, mit ihm städtebaulich und funktional ver-
flochten sind, Leben ins Haus holen und eine Ausstrahlung 
auf das Quartier haben. Auch sterben möchten die meisten 
am liebsten zuhause. Und wo der Friedhof noch nicht aus 
der Stadt verbannt, sondern Teil des Stadtquartiers ist, wird 
dies heute als Lebensqualität wieder geschätzt – nicht zuletzt  
als Ort der Besinnung und als Ziel für regelmäßige Spazier-
gänge.
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4  Wie gelingt erfolgreiche 
Gesundheitsförderung?

Bedarfsbestimmung: Dient der Analyse der kommunalen 
Situation (z. B. vorhandene Bewegungsräume, Ernährungs- 
und Bewegungsangebote und Netzwerke / Kooperationen) 
und Identifikation von Zielgruppen. Bei der Analyse werden 
Informationen über die Zielgruppe gesammelt. Auch direkte 
Wünsche, Vorstellungen und aktuelle Probleme aus Sicht der 
Zielgruppe sowie Stärken und Ressourcen im Quartier und 
der Bewohner sollten berücksichtigt werden.

Planung: Entwicklung eines kommunalen Gesundheitsför-
derungsplanes auf Grundlage gemeinsam festgelegter Ziele, 
der zielgruppenspezifische Maßnahmen enthält, die an die 
Sprache, Kultur etc. der jeweiligen Zielgruppe angepasst 
sind. Wie bei der Phase der Bedarfsbestimmung ist die Ziel-
gruppe auch bei der Planung der Maßnahmen zu beteiligen.

Durchführung: Die theoretisch geplanten Maßnahmen wer-
den hier praktisch in der Lebenswelt realisiert. 

Evaluation: Die Evaluation beinhaltet die Kontrolle des Pro-
zesses und dessen Qualitätssicherung. Ferner ermöglicht sie 
die Überprüfung, welche Auswirkungen die durchgeführten 
Maßnahmen und Angebote der Gesundheitsförderung hat-
ten und ob die festgelegten Ziele erreicht wurden.

Evaluation beginnt bereits zu Beginn einer kommunalen  
Initiative zur Gesundheitsförderung. Um deren Qualität sicher- 
zustellen ist es wichtig, den gesamten Prozess der kommu-
nalen Gesundheitsförderung, d. h. alle Arbeitsschritte und 

deren Ergebnisse hinsichtlich Partizipation, Zusammenarbeit, 
Bedarfsbestimmung, Planung und Durchführung, zu doku-
mentieren. Die Arbeitsmaterialien Logbuch (s. Kapitel 10.5) 
und kommunaler Gesundheitsförderungsplan (s. Kapitel 
10.4) dienen als Beispiele, wie eine übersichtliche Dokumen-
tation mit möglichst geringem Aufwand gelingen kann.

Partizipation und Zusammenarbeit sind Querschnitts-
themen, die parallel zur Bedarfsbestimmung, Planung und 
Durchführung von Maßnahmen sowie der Evaluation verlau-
fen.

Jede Kommune ist durch unterschiedliche lokale Vorausset-
zungen und Bedarfe gekennzeichnet, die bei kommunaler 
Gesundheitsförderungsplanung zu berücksichtigen sind. 
Das Thema Gesundheitsförderung ist immer im Rahmen der 
vorhandenen kommunalen Möglichkeiten in den Blick zu 
nehmen. Je nach Ausgangslage in der Stadt oder Gemeinde 
können die relevanten Werkzeuge oder Arbeitsschritte der 
Kapitel fünf bis acht ausgewählt werden. Erfolge sind auch 
zu erreichen, wenn einzelne Arbeitsschritte durchgeführt 
werden – nicht nur, wenn alle Inhalte des PQ-Zyklus ausführ-
lich bearbeitet werden.

D � Ausführliche Informationen zum PQ-Zyklus mit praxisnahen Beispielen 
finden sich unter www.partizipative-qualitaetsentwicklung.de.

Erfolgreiche Gesundheitsförderung basiert auf der Partizipation 
(Beteiligung und Teilhabe) der Zielgruppen (Kapitel 5 und als Querschnitts-
thema in die Kapitel 6–9 integriert) und der Zusammenarbeit der relevanten 
kommunalen und regionalen Akteure4 (Kapitel 6). Zur Qualität kommunaler 
Gesundheitsinitiativen tragen zudem die Phasen der Partizipativen Qualitäts-
entwicklung (PQ-ZyklusD; Abb. 2) bei, die in den folgenden Kapiteln praxisnah 
beschrieben sind: 

•  Bedarfsbestimmung (Kapitel 7) 

•  Planung und Durchführung (Kapitel 8)

•  Evaluation (Kapitel 9)

Abbildung 2: Der PQ-Zyklus43.
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Logbuch für Maßnahmen, Veranstaltungen und 
Öffentlichkeitsarbeit

Um einen Überblick über alle Veranstaltungen, Aktionen, 
Maßnahmen, Angebote und die Öffentlichkeitsarbeit zu be-
halten und um Erfahrungen festzuhalten, sind diese in einem 
Logbuch zu dokumentieren. Mögliche Inhalte sind:

• �  Wann welche Veranstaltung (z. B. Gesundheitstag, Schul-
fest, Vortragsreihe, Netzwerktreffen, Zukunftswerkstatt), 
Aktion (z. B. Infostand) durchgeführt wurde oder mit wel-
chen Maßnahmen und Angeboten der Gesundheitsförde-
rung begonnen wurde,

• � welche Ergebnisse (z. B. Gemeinderatsbeschluss, Fest-
gelegte Ziele, Anzahl der Teilnehmer) oder Erkenntnisse 
(Schwierigkeiten, gute / gelungene Beispiele etc.) erzielt 
wurden und

•  welche Art der Öffentlichkeitsarbeit gewählt wurde.

Sozial benachteiligte Menschen erreichen

Menschen, die unter schwierigen sozialen Bedingungen le-
ben, verfügen über schlechtere Gesundheitschancen und 
besitzen ein erhöhtes Erkrankungsrisiko. Gleichzeitig gel-
ten sozial benachteiligte Menschen als „schwer erreichbare 
Zielgruppe“, weil „mittelschichtsorientierte“ Angebote ihre 
besondere soziale Lage und ihre Voraussetzungen nicht be-
rücksichtigen. Das führt oft dazu, dass die Gruppen mit den 
größten Problemen nicht nur nicht erreicht werden, sondern 
dass sich die Schere der Ungleichheit weiter öffnet, weil die 
„Bessergestellten“ von diesen Angeboten durchaus profitie-
ren. Deshalb ist es von großer Bedeutung, von vorneherein 
„soziallagensensibel“ und ohne Stigmatisierung vorzugehen. 
Alle Aktivitäten sind so zu planen, dass sie dazu beitragen, 
die gesundheitliche Chancengleichheit zu fördern und sozial 
bedingte Ungleichheiten der Gesundheit zu verringern.

Wesentlicher Baustein für das Gelingen soziallagensensibler 
Gesundheitsförderung ist eine professionelle Haltung aller in 
der Gesundheitsförderung tätigen Berufsgruppen, die inklu-
siv denkt und handelt, d. h., unterschiedliche Geschlechter, 
Kulturen, Soziallagen und Behinderungen berücksichtigt und 
folgende Qualitätskriterien der Gesundheitsförderung1, 2, 3 be-
achtet (vgl. Kapitel 8):

• � Beteiligung und Empowerment der Zielgruppe / 
Bevölkerung

• � Entwicklung eines integrierten Handlungskonzeptes

• � Gestaltung der Lebenswelten (Setting-Ansatz)

• � Bereitstellung niedrigschwelliger Angebote

• � Einsatz von Multiplikatoren

• � Nachhaltigkeit der Maßnahmen und Angebote

Zugleich bleibt es eine zentrale politische Aufgabe, die 
grundsätzlichen materiellen, strukturellen und interkulturel-
len Rahmenbedingungen des Lebens sozial benachteiligter 
Kinder und ihrer Familien sowie älterer Menschen weiterzu-
entwickeln, so dass soziale und gesundheitliche Chancen-
gerechtigkeit verbessert wird108. Diese politische Aufgabe ist 
dem Arbeitsfeld Gesundheitsförderung vorgelagert und kann 
durch die Arbeit der Fachleute nicht ersetzt werden.
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5  Wie wird die Bevölkerung 
beteiligt?

Partizipation (Beteiligung und Teilhabe) bedeutet, dass 
die jeweiligen Zielgruppen (z. B. Kinder, Jugendliche, Äl-
tere, kulturelle Gruppen, Bewohnerinnen und Bewohner 
in einem Stadtquartier) nicht nur gehört werden, sondern 
auch bei Entscheidungen und deren Umsetzung mitwirken, 
die ihr Leben und dessen Gestaltung betreffen44. Beteiligung 
und Teilhabe sind wesentliche Bestandteile und Erfolgsfakto-
ren der Gesundheitsförderung (vgl. Kapitel 4, 6 und 7). Die 
Zielgruppe einer kommunalen Initiative der Gesundheitsför-
derung (Kinder, Jugendliche, Eltern und / oder ältere Men-
schen) sollten von beginn an, im Netzwerk der Initiative, bei 
der Bestands- und Bedarfsanalyse, der Zielfestlegung sowie 

der Planung, Durchführung und Auswertung von Maßnah-
men und Angeboten beteiligt werden. Angebote und Akti-
vitäten, die von der Bevölkerung selbst initiiert werden, drü-
cken deren Interesse und Bedarf aus und sollten unterstützt 
werden.
Da die Beteiligung ein Querschnittsthema darstellt, finden 
sich in den nachfolgenden Kapiteln vielfache Hinweise zur 
Integration und Beteiligung der Bevölkerung. Beteiligung ist 
immer verknüpft mit einem freiwilligen Engagement. Dieses 
Engagement in Vereinen, Bürgerinitiativen oder Nachbar-
schaftshilfen ist für viele Menschen fester Bestandteil des Le-
bens und ist wichtig für unser Gemeinwesen. Das verdient 

 „Was Du mir sagst, 

behalte ich einen Tag,  

was Du mir zeigst,  

behalte ich eine Woche,  

woran Du mich  

mitgestalten lässt,  

ein ganzes Leben!“ 

(Laotse)

Programme	

Bürgermentorinnen und Bürgermentoren

Freiwilligendienste aller Generationen (FDaG)

Beschreibung

Die Initiative des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement in Baden-Württemberg 
verfolgt das Ziel, einzelne Bürger als Mentoren dazu zu qualifizieren über ihre eigenen  
Interessen hinaus die Anliegen von Vereinen, Organisationen und Initiativen zum Gemein-
wohl aller in ihrer Kommune zu vernetzen. 
www.sozialministerium.de/de/Buergermentorinnen_und_Buergermentoren/97412.html 

Das Programm unterstützt freiwillig Engagierte jeden Alters, in unterschiedlichen Tätig-
keitsbereichen, im Rahmen von Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen sowie einem 
Praxishandbuch. www.freiwilligendienste-aller-generationen.de/freiwilligendienste- 
aller-generationen.html � >>>
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Handbücher 

Ausgezeichnet! Kinder- und Jugendengagement 
wirksam fördern 

Mehr Partizipation wagen. Argumente für eine 
verstärkte Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen

„mit Wirkung!“ in der Praxis.
Erfahrungen – Ergebnisse – Erfolge

Das vielfältige Engagement älterer Menschen als 
gesellschaftliche Ressource erkennen

Mitgestalten und Mitentscheiden – Ältere  
Menschen in Kommunen. Leitlinie für das  
Programm „Aktiv im Alter“

Beschreibung

Die Broschüre befasst sich mit der Frage, wie kommunale Initiativen organisiert  
werden können, damit das Engagement „aktiv zu werden“ bei Kindern- und Jugendlichen 
gefördert und aufrecht erhalten wird. www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/ 
SID-AE623902-795FCF49/bst/hs.xsl/29854_77541.htm

Dieses Buch erläutert die Bedeutung der Partizipation von Kindern und Jugendlichen  
in der Politik und liefert Handlungsempfehlungen, wie Kommunen alle Altersgruppen an 
kommunalen Entscheidungen beteiligen. www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/ 
SID-AE623902-795FCF49/bst/hs.xsl/29854_77541.htm

Diese Broschüre präsentiert Erfahrungen von Kommunen beim Thema Partizipation  
und beleuchtet Erfolgsfaktoren. www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/ 
SID-2A3E8A68-10607D5A/bst/hs.xsl/29854_77541.htm

Die Broschüre der Bertelsmann-Stiftung beinhaltet Empfehlungen zur sozialen und 
politischen Partizipation älterer Menschen. www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/
xcms_bst_dms_22906_22907_2.pdf 

Das Memorandum formuliert Leitlinien und Handlungsperspektiven für die Beteiligung 
älterer Menschen im Gemeinwesen. www.aktiv-im-alter.net/coremedia/generator/aia/
de/08__Downloads/Das_20Memorandum.pdf

Tabelle 2: Programme und Informationsquellen zu „Partizipation“ und „Engagementförderung“.

Anerkennung. Viele ältere Menschen suchen im Ruhestand 
nach Herausforderungen und Aufgaben, um ihr Leben wei-
ter aktiv und abwechslungsreich gestalten zu können45. Eine 
Möglichkeit ist hierbei freiwilliges Engagement im Rahmen 
von gesundheitsförderlichen Angeboten und Maßnahmen. 
Freiwillig engagierte Ältere bringen viele Ressourcen und Zeit 
mit ein und sind eine unschätzbare Hilfe, um isolierte oder 
sozial benachteiligte ältere Menschen zu erreichen. Darüber 
hinaus kann sich die Beteiligung auch positiv auf die Gesund-
heit der Engagierten auswirken46. 

In Baden-Württemberg bieten die Programme „Bürgermen-
torinnen und Bürgermentoren“ sowie „Freiwilligendienste al-
ler Generationen“ Qualifizierungsmöglichkeiten für freiwillig 
Engagierte (Tab. 2). Zur weiteren Stärkung des freiwilligen 
Engagements hat die Landesregierung Sammelverträge zur 
Unfall- und Haftpflichtversicherung für bürgerschaftlich und 
ehrenamtlich Tätige in Baden-Württemberg abgeschlossen 
(www.ecclesia.de/fileadmin/Dokumente/Service/Ehrenamt/
Flyer_Versicherung_BW_2010.pdf).
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6  Wie gelingt kommunale 
Zusammenarbeit?

Kommunale Gesundheitsförderung ist auf Zusam-
menarbeit und Partnerschaften angewiesen, da 
• � sie vor allem auf die umfassende Änderung von Lebensbe-

dingungen und Angeboten mit Einfluss auf die Gesundheit 
abzielt, die viele verschiedene Akteure und Institutionen 
betreffen, 

• � die kommunale Gesundheitsförderung auf dem Prinzip der 
Bürgerbeteiligung aufbaut, 

• � auf Kommunalebene häufig nur dann etwas erreicht wer-
den kann, wenn viele verschiedene Institutionen zusam-
menarbeiten – für kommunale Veränderungen ist häufig 
z. B. die Unterstützung von Lokalpolitik, Schulen, Kitas, 
Vereinen, Seniorenorganisationen, Stadtteilinitiativen und 
Selbsthilfegruppen entscheidend. 

Die Zusammenarbeit der örtlichen Akteure aus den Bereichen 
Erziehung, Bildung, Gesundheit und Soziales sowie der Be-

völkerung stellt somit einen wesentlichen Bestandteil effekti-
ver Gesundheitsförderung in Städten und Gemeinden dar. In 
größeren Städten hat sich eine quartiers- oder stadtteilbezo-
gene Zusammenarbeit als sinnvoll erwiesen. 

Um eine erfolgreiche Zusammenarbeit der verschiedenen 
Akteure sowie eine möglichst hohe Akzeptanz und Betei-
ligung der Bevölkerung zu erzielen, hat sich die Gründung 
einer kommunalen Initiative zur Förderung der Gesundheit 
bewährt. Als Titel bietet sich z. B. „Gesund aufwachsen und 
leben in Kommune XY“ an. Diese Initiative bildet ein Dach 
für alle, die zur Erreichung eines gemeinsamen Zieles, wie die 
Förderung der Gesundheit der Bevölkerung, eines gesunden 
Aufwachsens oder eines selbstbestimmten Lebens im Alter, in 
einem „Netzwerk“ zusammenarbeitenE. Erreicht wird dieses 
Ziel durch gemeinsame kommunale Gesundheitsförderungs-
planung.

6.1  Gründung einer kommunalen Initiative

Die Idee, bestehende Akteure und Angebote einer Kommune 
zu vernetzen, um ein gesundes Aufwachsen und Leben zu 
unterstützen, kann von sehr unterschiedlichen Seiten kom-
men. So können verschiedene Ämter der Kommunalverwal-
tung wie Amt für Gesundheit, Jugend oder Senioren es als 
ihre Aufgabe ansehen, in diesem Bereich aktiv zu werden. 
Genauso gut können sich aber auch niedergelassene Ärzte, 
einzelne engagierte Bürger, Schulen, Kitas, freie Träger, Ver-
eine, religiöse Gemeinschaften, Seniorenorganisationen oder 
Krankenkassen dazu berufen fühlen, die Gesundheit von 
Menschen aller Generationen mit und ohne soziale Benach-
teiligung zu fördern.

Unabhängig davon, von welcher Gruppe die Initiative aus-
geht, sollte der erste Schritt darin bestehen, in der Kommune 
Unterstützung für das Anliegen zu finden. Viele Maßnahmen 
können ohne Zustimmung der Kommunalverwaltung nicht 
umgesetzt werden, wenn die notwendigen Voraussetzungen 
(z. B. Beteiligung relevanter Akteure aus Verwaltung und Po-
litik) fehlen.

E � Der Zusammenschluss verschiedener Akteure, zur Erreichung eines ge-
meinsamen Zieles, wird als kommunales Netzwerk bezeichnet.
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Die Kommunalverwaltung beteiligen

Von ganz besonderer Bedeutung sind hier die Bürgermeister, 
ohne deren Unterstützung kommunale Gesundheitsförde-
rungsplanung nicht zum Erfolg führt. Um die Bürgermeister 
für das Thema zu gewinnen, eignet sich häufig ein direktes, 
persönliches Gespräch, in dem das Vorhaben und seine Not-
wendigkeit schlüssig begründet werden. Dabei ist vor allem 
der Nutzen von kommunaler Gesundheitsförderung für die 
Kommune und deren Bevölkerung hervorzuheben (Tab. 3). 
In Mittelstädten (Große Kreisstädte, ab 20 000 Einwohnern) 
und Großstädten gibt es zusätzlich zum Oberbürgermeister 
weitere Dezernenten mit unterschiedlichen Zuständigkeits-
bereichen. Welche Verwaltungsebene angesprochen wird 
und sich zur Kooperation bereit findet, wird von der Größe 
der Kommune, aber auch von örtlichen Gegebenheiten (z.B. 
Wahlperioden, besonderes Engagement für bestimmte The-
men u. a.) abhängen. 

Es ist durchaus vorteilhaft, wenn bereits vor einem Gespräch 
mit dem Bürgermeister wichtige Schlüsselpersonen in der 
Kommune Unterstützung zusagen. Bei diesen Schlüsselper-
sonen kann es sich z. B. um Gemeinderäte, Ressortleiter (z. B. 

Hauptamt, Wirtschaftsförderung, Bildung, Kultur, Jugend 
und Soziales), Vereinsvorstände, Rektorinnen oder andere 
Personen mit Einfluss und Ansehen handeln.

Zu bedenken ist, dass ein Bürgermeister tagtäglich viele wich-
tige Entscheidungen zu treffen hat. Die Präsentation sollte 
daher nicht viel Zeit kosten und nur die wichtigsten Eckdaten 
und Punkte enthalten. Eine kurze schriftliche Zusammenfas-
sung ermöglicht dem Bürgermeister, in Ruhe darüber nach-
denken und die Informationen an andere Ämter weitergeben 
zu können.

Einen Gemeinderatsbeschluss erreichen

Damit das zukünftige Netzwerk kommunalpolitisch verankert 
ist und sowohl bei den verschiedenen Ressorts als auch bei 
der Bevölkerung Zustimmung findet, ist die Gründung einer 
kommunalen Initiative zur kommunalen Gesundheitsförde-
rungsplanung durch einen Gemeinde- / Stadtratsbeschluss zu 
legitimieren. In diesem Schritt sollten auch die finanziellen 
und personellen Ressourcen, die für die Koordination dieser 
Initiative anfallen, berücksichtigt werden.

Es ist empfehlenswert, Gesundheitsförderung in vorhandene 
Politikbereiche wie „Familien- und Generationenfreundlich-
keit“ und in die Planung der verschiedenen Ämter (z. B. Ju-
gendamt oder Altenhilfe) zu integrieren, um vom Gemeinderat 
finanzielle Ressourcen bewilligt zu bekommen. Familienfreund-
lichkeit ist ein wichtiger Standort- und Wirtschaftsfaktor und 
hat für viele Städte und Gemeinden hohe Priorität. Das The-
ma Alter gewinnt im Zuge des – eigentlich seit langem abseh- 
baren – demografischen Wandels an Aufmerksamkeit. „Gene- 
rationenfreundlichkeit“ als Begriff und Konzept ist noch nicht 
überall eingeführt. Gerade dies bietet jedoch Chancen, mit 
einem innovativen Anspruch wegweisend zu wirken.

Nutzen kommunaler Gesundheitsförderung

• � Die geistige, emotionale, soziale, körperliche und motorische 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen wird unterstützt  
(vgl. Kapitel 3.1).

• � Es werden bessere Voraussetzungen dafür geschaffen, dass ältere 
Menschen möglichst lange selbständig und selbstbestimmt in der 
eigenen Wohnung leben können.

• � Die Gesundheit der Bürger wird gestärkt, gefördert und verbessert 
(Gesundheit ist ein wichtiger Faktor für die Entwicklung des  
Gemeinwesens).

• � Die Familien- und Generationenfreundlichkeit der Kommune wird 
erhöhtF.

• � Gesundheit sowie Familien- und Generationenfreundlichkeit sind 
wichtige Standort- und Wirtschaftsfaktoren (bei der Werbung um 
Einwohner, Familien und Unternehmen).

•  Sozialausgaben werden reduziert.

• � Die Kommune verbessert ihr Image und hebt sich von anderen 
Kommunen ab. 

• � Die Bürger sind zufriedener und ihre Bindung an die Stadt erhöht 
sich (z. B. durch die Möglichkeit, an den Rahmenbedingungen für  
ihr eigenes Lebensumfeld mitzuwirken).

• �� Bedarfsangepasste und zielgruppenspezifische Maßnahmen 
und Angebote der Gesundheitsförderung werden erstellt und  
Gesundheitsdienste optimiert.

• � Ressourcen werden eingespart und neu erworben (z. B. durch 
Sponsoren).

•  Doppelstrukturen werden vermieden.

•  Unter- / Überversorgung wird identifiziert.

Tabelle 3: Beispiele für den Nutzen kommunaler Gesundheitsförderung.

F � Für Kommunen ist Familienfreundlichkeit eines der wichtigsten Zu-
kunftsthemen. In einer aktuellen repräsentativen Befragung hauptamt-
licher Bürgermeister nimmt das Handlungsfeld Familie/Jugend/Kinder 
einen Spitzenplatz unter besonders wichtigen kommunalen Politikfel-
dern ein (http://www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_
dms_26210_ 26211_2.pdf). 
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Eine Koordinationsstelle für kommunale  
Gesundheitsförderungsplanung bestimmen

Kommunale Gesundheitsförderungsplanung und die Vernet-
zung gesundheitsförderlicher Angebote (z. B. zu Bewegung 
und gesunder Ernährung) erfordern eine Koordinationsstel-
le. Diese bildet eine zentrale Schnittstelle, welche die unter-
schiedlichen kommunalen Akteure koordiniert, informiert 
und motiviert (Tab. 4). Ohne diese Koordination wird die 
Zusammenarbeit übermäßig zeitintensiv und ineffektiv. Die 
Fachkraft, welche diese Stelle übernimmt, sollte möglichst 
über folgende Qualifikationen verfügen47:

•  �Moderations- und Motivationsfähigkeit

•  Kontakte vor Ort haben und die Strukturen kennen

•  Organisationstalent 

•  Eigenmotivation 

•  Teamfähigkeit 

Da die Koordinationsstelle zwischen vielfältigen Akteuren 
aus Politik, Verwaltung, weiteren Institutionen sowie der 
Fachebene und den Bürgern vermittelt, hat sie darauf zu 
achten, sich nicht von einzelnen Akteuren vereinnahmen zu 
lassen47. Die Koordinationsstelle sollte daher in der Gemein-
de- oder Stadtverwaltung oder einer beauftragten Stelle mit 
übergreifenden Aufgaben (z. B. beim Quartiersmanagement 
der Sozialen Stadt) angesiedelt sein. Wichtig ist, dass die 
Nähe zum Bürgermeister sichergestellt ist, so dass dieser re-
gelmäßig über aktuelle Entwicklungen informiert ist und bei 
wichtigen Entscheidungen schnell kontaktiert werden kann.

Denkbar ist, dass die Koordinationsstelle durch weitere Fach-
kräfte der Kommunalverwaltung unterstützt wird und somit 
ein Koordinationsteam entsteht. Dies bietet den Vorteil, dass 
unterschiedliche Qualifikationen (z. B. aus den Bereichen 
Wirtschaftsförderung und Gesundheitsförderung) gebündelt 
werden. Weitere, auch temporäre, Unterstützungsmöglich-
keiten bestehen z. B. in Auszubildenden der Gemeindever-
waltung und Praktikanten.

Die Kosten für Sachmittel, die durch die kommunale Initiative 
anfallen (z. B. für die Öffentlichkeitsarbeit), können durch un-
terschiedliche Quellen finanziert werden. Möglicherweise be-
teiligen sich Partner der Initiative, wie Krankenkassen, lokale 
Stiftungen, freie Träger und Kirchen sowie Vereine. Zudem 
können lokale Banken und Unternehmen angefragt werden, 
ob sie die kommunale Initiative als Sponsor unterstützen.

 
Eine Lenkungsgruppe einrichten

Es empfiehlt sich, schon frühzeitig eine Lenkungsgruppe (vgl. 
Kapitel 6.4) zu gründen, die strategische und finanzielle Ent-
scheidungen im Rahmen der Initiative trifft. In dieser sollten 
zumindest die Gemeinde- oder Stadtverwaltung durch den 
Bürgermeister, die Leitungen der beteiligten Ämter (z. B. So-
zial-, Senioren-, Jugend-, Schul- und Sportamt), die Koordi-

nationsstelle der kommunalen Gesundheitsförderung und 
die Quartiersmanagerin der „Sozialen Stadt“ vertreten sein. 
Zudem können z. B. ein Vertreter des zuständigen Gesund-
heitsamtes, Mitglieder des Stadt- bzw. Gemeinderates oder 
auch engagierte Bürger aufgenommen werden.

Der Initiative einen Namen geben

Im Hinblick auf die unterschiedlichen Zielgruppen, die im 
Mittelpunkt einer Stadt oder Gemeinde stehen – Kinder und 
Jugendliche einerseits, ältere Menschen andererseits –, ist 
die umfassende Lösung, beide Zielgruppen im Namen der 
kommunalen Initiative zur Gesundheitsförderung zu berück-
sichtigen. Als Titel der Initiative bietet sich z. B. „Gesund 
(aufwachsen und) leben in Kommune XY“ oder „Genera- 
tionenfreundliche Kommune XY“ (vgl. Kapitel 2) an. Für die 
einzelnen Altersgruppen können dann, innerhalb der Initia-
tive, parallele Arbeitskreise (vgl. Kapitel 6.3) eingerichtet wer-
den.

Manchmal wird aber auch eine Altersgruppe im Vordergrund 
stehen – etwa dann, wenn die Kommune gerade an einer 
Stadtseniorenplanung arbeitet oder eine andere Kommu-
ne sich das Thema „Kinder, Jugendliche und ihre Familien 
– familienfreundliche Kommune“ vorgenommen hat. Auch 
andere Themen bieten Anknüpfungspunkte. Erfahrungen 
aus der Gesundheitsförderung haben gezeigt, dass es bei 
neuen Initiativen oder Aktionen oft sinnvoll und fruchtbar 

Die Koordination der Initiative zur kommunalen 
Gesundheitsförderung umfasst folgende Aufgaben:

• � Kommunale Akteure und die Bevölkerung zur Zusammenarbeit 
in einem Netzwerk motivieren

• � Die Entwicklung von Beziehungen, Strukturen und Prozessen 
unterstützen

• � Regelmäßige Sitzungen einberufen und diese vor- und nachbereiten 
(z. B. durch Einladungen und Protokolle)

• � Die Akteure zur Selbstaktivität motivieren 

• � Zwischen den Akteuren vermitteln und diese zur gegenseitigen 
Kommunikation ermuntern sowie Konflikte beilegen

• � Mit dem Bürgermeister und dem Gemeinde- / Stadtrat 
kommunizieren

• � Die Bestands- und Bedarfsanalyse sowie die Ableitung von Zielen, 
Maßnahmen und Angeboten der Gesundheitsförderung koordinieren

• � Die Umsetzung der Maßnahmen und Angebote koordinieren

• � Die Öffentlichkeitsarbeit der Initiative leiten

• � Alle Schritte der kommunalen Gesundheitsförderung dokumentieren 
und die Zielerreichung überprüfen

Tabelle 4: Aufgaben der Koordinationsstelle für kommunale Gesundheits-
förderungsplanung.
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ist, an vorhandene Aktivitäten und laufende Projekte „anzu-
docken“ und bestehende Netzwerke zu nutzen sowie ggf. 
zu erweitern48. Mögliche Themen, die bei vielen Kommunen 
auf der Agenda stehen, sind: demografischer Wandel, Inte-
gration und Inklusion, Soziale Stadt, Sozialraumorientierung, 
Stadtteil- und Quartiersentwicklung, Armutsbekämpfung, 
Gleichstellung, Sportentwicklungsplanung, Lokale Agenda, 
Stadtmarketing (Gesundheit als Standortfaktor), Freiraum-
planung, Klimaschutz und Mobilität oder auch kommunale 
Kriminalprävention.

6.2 � Mögliche Partner identifizieren  
und überzeugen

Der Netzwerkaufbau bedarf eines Überblicks über die kom-
munalen Akteure in den relevanten Handlungsfeldern wie 
Jugend, Senioren, Soziales, Bildung, Stadtplanung, Stadt-
teilarbeit, Gesundheit, Ernährung und Bewegung (Abb. 3). 
Das Thema „Gesundheitsförderung“ betrifft alle Fachbe-
reiche einer Kommune – gerade auch diejenigen, die sich 
nicht vorrangig mit sozialen, sondern mit baulichen Fragen 
und Stadtplanung beschäftigen (vgl. Kapitel 8.2). Um mit 
gutem Beispiel voranzugehen, sollten alle relevanten Ämter 
bzw. Abteilungen der Stadt- oder Gemeindeverwaltung, wie 
Jugendamt, Sozialamt und Stadtplanungsamt mitarbeiten. 
Zudem sollte auch das zuständige Gesundheitsamt beteiligt 
werden.

Damit keine Doppelstrukturen entstehen, ist es wichtig zu 
prüfen, ob nicht bereits ein Netzwerk vorhanden ist, welches 
direkt oder indirekt das Ziel verfolgt, ein gesundes Aufwach-
sen von Kindern und Jugendlichen zu unterstützen, Gesund-
heit im Alter zu fördern oder die Lebensbedingungen im 
Stadtteil zu verändern. Besteht z. B. bereits ein Netzwerk zu 
den Themen Ernährung und Bewegung, ist womöglich eine 
Erweiterung des Netzwerkes oder zumindest eine Zusammen-
arbeit sinnvoll. Auch die Anbindung an einen bestehenden 
Arbeitskreis, ein lokales Bündnis für Familien, ein Netzwerk 
zum Thema Älterwerden oder das Quartiersmanagement des 
Programms „Soziale Stadt“ ist möglich. 

Es ist nicht immer sinnvoll, alle potenziellen Akteure in eine 
Zusammenarbeit einzubeziehen, da zu viele Beteiligte auch 
bremsend wirken können. Notwendig ist vielmehr, eine ar-

beitsfähige Anzahl an Akteuren zur Mitarbeit zu gewinnen. 
Ein Netzwerk kann jederzeit um relevante Partner und enga-
gierte Bürger erweitert werden.

Vor- und Nachteile einer Zusammenarbeit abwägen 

Mit anderen Institutionen und Akteuren zusammenzuarbei-
ten, ist mit Vorteilen, aber auch mit Nachteilen verknüpft 
(Tab. 5). Eine Zusammenarbeit ermöglicht, sich zusätzliches 
Fachwissen zu verschaffen, die Zugangswege zu einer Ziel-
gruppe zu finden oder weitere finanzielle, räumliche, perso-
nelle und materielle Ressourcen zu erschließen. So unterstüt-
zen z. B. Krankenkassen insbesondere gesundheitsbezogene 
Projekte in Kommunen, die eine nachhaltige gesundheitsför-
derliche Stadt(teil)entwicklung fördern49. Um Fördermittel für 
Gesundheitsförderung zu erhalten sind in der Regel Projekt-
anträge zu stellen und ist eine Kofinanzierung sicherzustel-
len. Auch die lokale Industrie und der lokale Handel, Banken 
sowie Förderinstitutionen sollten vor dem Hintergrund einer 
kurz- oder langfristigen finanziellen Unterstützung der kom-
munalen Initiative oder einzelner Maßnahmen als mögliche 
Partner ins Auge gefasst werden. 

Partnerschaften sind z. B. auch mit einem hohen Organisa-
tions- und Koordinationsaufwand verbunden. Zudem ist zu 
bedenken, dass es zu Interessenskonflikten kommen kann. 
Sollen z. B. mehrere Krankenkassen in die kommunale Initia-
tive einbezogen werden, ist zu berücksichtigen, dass diese im 
Wettbewerb zueinander stehen und dies ggf. deren Mitar-
beit oder auch deren finanzielle Unterstützung einschränken 
kann. In so einem Fall ist es möglich, dass jeder Krankenkasse 
ein anderer Schwerpunkt zugeordnet wird, in dem sie ihre 
Exklusivstellung vertreten kann. 

Häufig ist es einfacher, eine tragfähige Zusammenarbeit mit 
ähnlich ausgerichteten Institutionen oder Vertretern des Ge-
sundheitssektors in die Wege zu leiten, weil die Mitglieder 
ohnehin einen engeren Kontakt zueinander haben und mög-
licherweise schon häufiger zusammengearbeitet haben. Eine 
multisektorale Zusammenarbeit z. B. mit dem Bildungs-, Ju-
gend- oder auch Sicherheitsbereich oder mit Akteuren aus 
Industrie, Handel und Handwerk kann hingegen interessante 
neue Perspektiven eröffnen und einen höheren Informations- 
und Wissenszuwachs möglich machen. Gerade im Sinne ei-
ner generationenfreundlichen Kommune ist es wünschens-

Abbildung 3: 
Bereiche mit möglichen 
Kooperationspartnern 
für kommunale Gesund-
heitsförderung.

Ämter / Behörden Medizinischer Bereich Gewerblicher Bereich

Medien

Vereine und Verbände Religiöse GemeinschaftenKrankenkassen und andere Träger

Bewohnerschaft Freie Träger

PolitikBildungseinrichtungen

Bürgerinitiativen

Selbsthilfe

Beratungsstellen
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wert, die herkömmlichen fachlichen und sektoralen Grenzen 
zu überwinden.

Eine Besonderheit stellen Public Private Partnerships dar, die 
für jegliche Art der Zusammenarbeit zwischen öffentlichen 
Institutionen und privaten Unternehmen stehen. Insbeson-
dere im Bereich der kommunalen Gesundheitsförderung 
reichen diese Public Private Partnerships von der bloßen Ka-
pitalbereitstellung durch private Unternehmen bis hin zur 
Übernahme konkreter Aufgaben. Beispielsweise können 
Partnerschaften mit dem lokalen Ernährungshandwerk und 
dem Gaststättengewerbe eingegangen werden. Werbe- und 
Marketingagenturen entwickeln vielfach kostenlos oder ver-
günstigt Materialien für gemeinnützige Zwecke. Lokal ansäs-
sige Firmen können als Sponsoren auftreten, Sportgeschäfte 
oder Sportgerätehersteller können z. B. für Aktionen zur kör-
perlichen Bewegung Geräte und Ausrüstung zur Verfügung 
stellen. Aus Sicht von öffentlichen Institutionen haben derar-
tige Public Private Partnerships den Vorteil, dass zur Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben privates Kapitel mobilisiert sowie auf 
Erfahrungen und Kenntnisse der Unternehmen zurückgegrif-
fen werden kann. Die Partnerunternehmen versprechen sich 
von der Zusammenarbeit hingegen die Erschließung neuer 
Geschäftsfelder, die Verbesserung ihres Ansehens oder einen 
Wettbewerbsvorteil.

Alle mögliche sowie vorhandene Partner und Netzwerke soll-
ten in einer Liste aufgeführt werden. Die Übersicht Netz-
werkpartner (s. Kapitel 10.3) dient als Vorlage für diese 
Liste. Für die aufgeführten Institutionen, Gruppen und Perso-
nen sind die Vor- und Nachteile einer Zusammenarbeit sorg-
sam gegeneinander abzuwägen und es ist zu prüfen, wo eine 
Zusammenarbeit besteht oder angestrebt wird.

Mögliche Partner ansprechen und überzeugen

Sind die relevanten Partner identifiziert, geht es darum, per-
sönlich Kontakt aufzunehmen. Um zu verbindlichen Ergeb-
nissen zu kommen, ist in jeder Institution die Leitungsebene 
anzusprechen. Anschließend sollte in einem persönlichen 
Treffen mit einem oder mehreren potenziellen Partnern das 
Anliegen der kommunalen Initiative dargestellt werden. Die 

Einladung sollte durch den Bürgermeister erfolgen. Dies be-
tont die Bedeutung der kommunalen Initiative und der Zu-
sammenarbeit mit den örtlichen Akteuren für die Kommu-
nalverwaltung. 

Bei diesem ersten Treffen geht es darum, 

• � ein Bewusstsein für das gemeinsame Anliegen zu schaffen, 

• �� die Bereitschaft der Beteiligten zur Zusammenarbeit zu 
ermitteln und 

• �� eventuell mit der Bestands- und Bedarfsanalyse (Kapitel 7) 
zu beginnen. 

Um die ausgewählten Institutionen für eine Zusammenarbeit 
zu gewinnen, ist es wichtig, die eigenen Ideen und Strate- 
gien offen darzustellen, die Ziele sowie Inhalte der geplan-
ten kommunalen Initiative zur Gesundheitsförderung zu 
erläutern und darzustellen, was von den Partnern erwartet 
wird. Eine gemeinsame Kommunikationsbasis kann geschaf-
fen werden, indem zunächst über die geplante kommunale 
Initiative und dessen Nutzen informiert wird. Neben der Be-
deutung und dem Nutzen von Gesundheitsförderung (z. B. 
Bereitstellung gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen 

Vorteile Nachteile

–  hoher Organisations- und Koordinationsaufwand
–  erheblicher Zeitaufwand
–  unterschiedliche Ziele und Vorstellungen
–  Unausgewogenheit der Ressourcen
–  Rivalitäten zwischen Berufsgruppen
– � mangelndes Verständnis für unterschiedliche

Organisationsstrukturen und Arbeitsmethoden
–  Verlust an Kontrolle

bessere Erreichung von Zielgruppen  +
bessere Abstimmung der Maßnahmen  +

in der Gemeinde  +
strukturelle Veränderungen in der Kommune  +

höhere Glaubwürdigkeit  +
größerer politischer Einfluss  +

zusätzliche personelle u. materielle Ressourcen  +
  Zugewinn an Wissen und Erfahrungen  +

Tabelle 5: Beispiele für 
Vor- und Nachteile einer 
Zusammenarbeit.
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in der Schule, im Wohnumfeld und in Senioreneinrichtungen 
sowie Ermöglichung von ausgewogener Ernähung und re-
gelmäßiger Bewegung) für alle Bevölkerungsgruppen ist der 
Nutzen kommunaler Gesundheitsförderung für die Kommu-
ne und die potenziellen Partner darzustellen. 

Nur wenn eine sogenannte „win-win-Situation“ entsteht, 
bei der alle Beteiligten gewinnen, kann eine Zusammenarbeit 
langfristig gelingen. Manche Beteiligten profitieren vielleicht 
primär nicht vom gesundheitsförderlichen Ziel, erhalten aber 
z. B. einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der Konkurrenz 
oder erfahren eine positive Außenwirkung durch die Zusam-
menarbeit (Tab. 6).

Am Ende dieses ersten Treffens sollte klar sein, ob für die 
ausgewählte(n) Institution(en) eine Zusammenarbeit in Frage 
kommt oder nicht. Alle Teilnehmer sollten eine Zusammen-
fassung des Vorhabens und der Vorteile einer Zusammen-
arbeit der kommunalen Akteure erhalten. Diese dient den 
Anwesenden als Gedächtnisstütze oder als Unterlage für Ge-
spräche mit Kollegen oder Vorgesetzten.

6.3  Zusammenarbeit gestalten

Zu Beginn einer jeden Zusammenarbeit sind Maßnahmen wie 
eine gemeinsame Auftaktveranstaltung, eine Zukunftswerk-
statt oder ein Modell-Vorhaben besonders bedeutend. Mit 

ihnen wird das Vertrauen der Partner in die Ernsthaftigkeit 

der Handlungsabsichten hergestellt. Zudem macht die Kon-

zentration auf wenige gemeinsame Ziele und Aktionen das 

Handeln für alle zunächst einfacher und klarer und sichert 

damit die Zufriedenheit aller. Um aber gemeinsam etwas 

erarbeiten zu können, müssen zunächst tragfähige Arbeits-

strukturen entwickelt werden. 

Arbeitskreise bilden

Unterschiedliche Akteure werden im Rahmen einer Partner-

schaft jeweils mit unterschiedlichen Aufgaben, Verpflichtun-

gen und unterschiedlicher Intensität an einer Initiative mit-

arbeiten. Einige Partner stellen Ressourcen zur Verfügung, 

andere fungieren als Multiplikator (vgl. Kapitel 8.3) oder set-

zen einzelne Maßnahmen und Angebote um.

Um möglichst handlungs- und entscheidungsfähig zu sein, 

bietet es sich gerade bei einer Zusammenarbeit mit vielen Ak-

teuren an, eine Lenkungsgruppe der kommunalen Initiative 

zu bilden (vgl. Kapitel 6.1). Die Lenkungsgruppe trifft Ent-

scheidungen hinsichtlich der Maßnahmenumsetzung und der 

Verwendung finanzieller Ressourcen, sofern diese nicht ge-

meinsam mit allen Partnern getroffen werden. Die Mitglieder 

der Lenkungsgruppe sollten über ein Mandat der Institution 

oder Gruppe verfügen, die sie vertreten.

Partner

Ärzteschaft

Gaststätten

Industrie, Handel  
und Banken

Krankenkassen

Schulen

Tabelle 6: Beispiele für den Nutzen von kommunaler Gesundheitsförderung für verschiedene Gruppen.

Nutzen für die Kommune und die Bevölkerung

•  �Vermittlung von Risikogruppen an bestehende 
Angebote der Gesundheitsförderung

•  �Empfehlungen zu Ernährung und Bewegung an die 
Zielgruppe(n)

•  �Tanznachmittage für Senioren
•  �Bereitstellung von Küchen für praxisnahen 

Ernährungsunterricht der Schulen

•  �Finanzielle Unterstützung der Kommune

•  �Finanzielle Unterstützung (vgl. Leitfaden Prävention 
§ 20 SGB V) 

•  �Bereitstellung von Fachkräften für Ernährung und 
Bewegung

•  �Direkter Zugang zu Kindern und Jugendlichen

Nutzen für den Partner

•  �Imagegewinn

•  �Werbung durch die Nennung als Sponsor
•  �Gesteigerte Nachfrage

•  �gesunde und leistungsfähige Auszubildende 
und Beschäftigte 

•  �Imagegewinn
•  �Werbung durch die Nennung als Sponsor

•  �Imagegewinn
•  �Werbung durch die Nennung als Sponsor

•  �Unterstützung bei der Integration des Themas in den 
Unterricht und damit weniger Aufwand für Lehrkräfte

•  �Imagegewinn / Profilbildung
•  �konzentrierte und auffassungsfähige Kinder und 

Jugendliche
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Um konkrete Maßnahmen zu erarbeiten, sollten Arbeitskrei-
se (Abb. 4) gegründet werden, die mit Mitarbeiterinnen aus 
der Fachebene von Institutionen besetzt sind. Solche Arbeits-
kreise sind z. B. denkbar für 

•  �kurzfristige Aufgaben (z. B. Erstellung eines Gesundheits-
wegweisers – s. Kapitel 8.4, Veranstaltungen), 

•  �übergeordnete Aufgaben (z. B. Öffentlichkeitsarbeit) und 

•  �spezielle Lebenswelten der Kommune (z. B. Kita, Schule, 
Wohnumfeld, Leben im Alter). 

Die in den Arbeitskreisen erarbeiteten Maßnahmen und An-
gebote werden von der Lenkungsgruppe beraten und be-
schlossen. Durch die verschiedenen Arbeitskreise werden die 
Partner, welche bei einer spezifischen Aufgabe nicht betei-
ligt sind, zeitlich nicht unnötig strapaziert. Die Entscheidung, 
für welche Bereiche bzw. lang- oder kurzfristigen Aufgaben 
die Einrichtung von Arbeitskreisen sinnvoll ist, sollte die Len-
kungsgruppe treffen. Natürlich kann jeder Partner der Initi-
ative jederzeit eigene Aktivitäten zur Gesundheitsförderung 
durchführen und muss diese nicht abstimmen. Die Aktivitä-
ten und Angebote der Partner stellen einen wichtigen Beitrag 
zur kommunalen Gesundheitsförderung dar.

se und möglicherweise aufgetretene Probleme berichten und 
diese gemeinsam diskutieren. Zudem kann im Rahmen dieser 
Treffen das weitere Vorgehen im Rahmen der Initiative disku-
tiert werden, wie die Aufnahme einer neuen oder die Wei-
terentwicklung einer bereits bestehenden Maßnahme. Durch 
regelmäßige Treffen kann eine dauerhafte Kommunikation 
zwischen den einzelnen Beteiligten gesichert werden. Dabei 
ist stets auf eine feste Tagesordnung zu achten, die den Ein-
geladenen bereits im Voraus zugehen sollte. Die Anfertigung 
eines Protokolls ermöglicht jedem, der einen Termin versäumt 
hat, wieder lückenlos einzusteigen.

Kommunikationskanäle und -medien schaffen

Fest etablierte Kommunikationskanäle (z. B. Austausch von 
Telefonnummern und E-mail-Adressen) ermöglichen den 
einzelnen Akteuren, jederzeit den Kontakt zu den anderen 
Beteiligten, auch außerhalb der regelmäßigen Treffen, auf-
rechtzuerhalten. Medien wie regelmäßige elektronische oder 
gedruckte Newsletter ermöglichen es, alle Partner auf dem 
Laufenden zu halten und über Fortschritte und Erfolge der 
kommunalen Initiative zu berichten. Dieses positive Feedback 
kann zur weiteren Zusammenarbeit motivieren, da deutlich 
wird, dass „etwas vorangeht“. Der Umgang mit Adressvertei-
lern sollte allen Partnern klar sein. Kontaktdaten dürfen nur 
im Rahmen der Initiative genutzt und nicht an Dritte weiter-
gegeben werden.

Entscheidungswege und Befugnisse festlegen

Als wichtige Grundlage einer dauerhaften und effektiven Zu-
sammenarbeit sollte festgelegt sein, wie im Netzwerk Ent-
scheidungen getroffen werden und welcher Partner welche 
Befugnisse hat. Generell sollten die Entscheidungswege so 
einfach wie möglich gehalten werden. Bei einer Zusammen-
arbeit sollte allen Partnern die Möglichkeit der Beteiligung 
angeboten werden und Entscheidungen sollten gemeinsam 
getroffen werden. Dies stärkt das Gefühl, beteiligt zu sein 
und nicht übergangen zu werden. Gerade bei finanziellen 
Fragen mag es sein, dass z. B. die Lenkungsgruppe die Ent-
scheidungshoheit besitzt. In welchen Punkten welcher Ent-
scheidungsweg gegangen wird, sollte für alle klar sein. 

Die Verwendung der Namen und Logos der kommunalen 
Initiative sowie einzelnen Partner sollte im Vorfeld klar gere-
gelt sein, um Konflikten vorzubeugen. So ist z. B. zu klären, 
welche Logos für welche Zwecke und von welchen Partnern 
benutzt werden dürfen und ob die einzelnen Logos inhalt-
lich oder auch gestalterisch (z. B. farblich) abgeändert wer-
den können. Auch sollte es klare Absprachen geben, welche 
Informationen über die kommunale Initiative oder deren Ak-
tivitäten und Maßnahmen von einem Partner veröffentlicht 
werden dürfen.

Abbildung 4: Beispiel für die Struktur einer Initiative zur kommunalen 
Gesundheitsförderung.

Netzwerk
der

Initiative

Lenkungs- 
gruppe

Arbeitskreis
Kita

Arbeitskreis
Wohn- 
umfeld

Koordination

Arbeitskreis
Gesundheits- 
wegweiser

Regelmäßige Treffen etablieren

Neben den Treffen der Lenkungsgruppe und der verschie-
denen Arbeitskreise sind regelmäßige Treffen des gesamten 
Netzwerkes einzuplanen (z. B. zwei pro Jahr), in denen die Er-
gebnisse der Lenkungsgruppe und der Arbeitskreise präsen-
tiert werden. Diese dienen dem Austausch der verschiedenen 
Akteure und Aktiven in der Stadt oder Gemeinde. So kann 
jeder über seine aktuellen Tätigkeiten, die erzielten Ergebnis-
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6.4  Zusammenarbeit aufrecht erhalten

Im Laufe der Zeit kann es, aufgrund von Interessensgegen-
sätzen, unterschiedlichen Arbeitsweisen, Konkurrenzdenken 
und Misstrauen, in jedem Netzwerk zu Unstimmigkeiten und 
Problemen kommen. Damit eine Zusammenarbeit dauerhaft 
erfolgreich ist, muss sie kontinuierlich „gepflegt“ werden. 

Die Zusammenarbeit in die eigenen  
Institutionen tragen

Die Zusammenarbeit wird direkt von den jeweils beteiligten 
Institutionen beeinflusst. Die gemeinsame Arbeit sollte des-
halb frühzeitig nach innen in die jeweiligen Institutionen ge-
tragen werden. Selbst wenn die Zusammenarbeit mit ande-
ren Akteuren klare Vorteile für die eigene Institution mit sich 
bringt: die Zeit, die in eine Zusammenarbeit investiert wird, 
muss vom eigenen Team bzw. den Vorgesetzten gebilligt und 
honoriert werden. Daher ist es wichtig, dass alle Beteiligten 
der Initiative die Inhalte und die Ergebnisse der gemeinsamen 
Aktivitäten in ihren Institutionen kommunizieren.

Offenes Klima

Um zu verhindern, dass sich ein Partner übergangen oder 
benachteiligt fühlt, ist ein offenes Klima wichtig, in dem je-
des Mitglied die eigene Meinung, abweichende Vorstellun-
gen, Ärger oder Bedenken frei äußern kann – sowohl unter 
vier Augen als auch in größerer Runde. Das ist insbesondere 
bei der Zusammenarbeit mit Personen oder Akteuren wich-
tig, welche sich – vielleicht aufgrund ihrer gesellschaftlichen 
Stellung – zurückgesetzt fühlen oder nicht gewohnt sind, vor 
anderen zu argumentieren und ihre Position durchzusetzen.

Entwicklung von Problemlösungsstrategien

Ein offenes Klima kann jedoch nicht verhindern, dass immer 
wieder Probleme und Meinungsverschiedenheiten auftreten. 
Auftretende Konflikte und Unstimmigkeiten sollten frühzei-
tig angesprochen und im Netzwerk diskutiert werden, um 
mögliche Lösungen zu erarbeiten. Dieses Vorgehen verhin-
dert, dass Probleme eskalieren, was zum Ausscheiden eines 
Partners führen kann. Wichtig ist, dass die Partner auch bei 
auftretenden Problemen zusammenhalten und sich gegen-
seitig unterstützen.

Zeichen der Anerkennung

Ein zentraler Punkt für die Sicherung der Langfristigkeit ei-
ner Zusammenarbeit ist die gegenseitige Anerkennung und 
Wertschätzung. Dazu gehören Dinge wie einmal „Vielen 
Dank“ zu sagen oder einen Dankesbrief zu schreiben. Ins-
besondere sollten Personen, die nicht nur „Dienst nach Vor-
schrift“ erbringen, sondern sich besonders engagieren, da-
für Anerkennung erhalten. Zur guten Zusammenarbeit kann 
auch ein gemeinsames Essen beitragen – insbesondere wenn 
ein gemeinsamer Schritt erfolgreich abgeschlossen wurde. 
Dies bietet meist eine angenehme Abwechslung zur Routine 
von mehr oder weniger stark formalisierten Sitzungen.

Evaluation der Zusammenarbeit

Eine Evaluation, d. h. eine Bewertung der Zusammenarbeit, 
kann helfen, Fragen wie „Wie verlief bislang die Zusammen-
arbeit mit anderen Akteuren und Institutionen?“ zu beant-
worten. Dies kann z. B. in Form einer öffentlichen Diskussion 
bei einem der regelmäßigen Treffen der einbezogenen Ak-
teure und Gruppen geschehen. 
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7  Wie wird der Handlungsbedarf 
einer Kommune ermittelt?

Jede Kommune ist durch individuelle Rahmenbedingungen 
und Zielgruppen gekennzeichnet. Sowohl Städte und Ge-
meinden als auch Stadtteile besitzen spezifische Eigenschaf-
ten und weisen individuelle Problemkonstellationen sowie 
Potentiale und Ressourcen für Entwicklungsmöglichkeiten 
auf. Erfolgreiche Angebote zur Förderung der Gesundheit ge-
hen daher auf die Ausgangslage und den Handlungsbedarf 
vor Ort ein50. Zudem sind diese dann besonders wirkungsvoll, 
wenn sie auf einzelne Zielgruppen zugeschnitten sind. Eine 
Bestands- und Bedarfsanalyse ermöglicht, 

• � einen Überblick über die Angebotslandschaft 
in der Kommune zu erstellen,

• � Über- und Unterversorgung zu erkennen,

• � Angebote an den Bedarf vor Ort und an die Lebens-
bedingungen, Wünsche und Einstellungen der  
identifizierten Zielgruppen anzupassen,

• � Angebote der Öffentlichkeit besser zugänglich 
zu machen und

• � den Erfolg kommunaler Gesundheitsförderung 
zu messen.

7.1  Bestandsanalyse 

Eine Bestandsanalyse umfasst die Analyse von vorhandenen 
Struktur- und Sozialdaten und Lebensbedingungen sowie 
Angeboten hinsichtlich der Handlungsfelder Ernährung, Be-
wegung, Lebenskompetenz, geistige Aktivität und soziale 
Teilhabe (z. B. für Kinder und Jugendliche oder ältere Men-
schen).

Struktur- und Sozialdaten analysieren

Bei der Analyse von Struktur- und Sozialdaten (Tab. 7) geht es 
vor allem darum, dass vor Ort spezielle Zielgruppen identifi-
ziert werden, auf welche in der Maßnahmenplanung beson-
ders einzugehen ist. Dies können z. B. sozial benachteiligte 
Menschen sein, welchen aufgrund geringer finanzieller Mög-
lichkeiten kaum Angebote zur Verfügung stehen. Leitende 
Fragen der Analyse können z. B. sein: 

• � Wie viele Kinder leben in der Kommune? 

• � Wie viele alleinerziehende Mütter / Väter gibt es in 
der Kommune? 

• � Wie viele Arbeitslose gibt es in der Kommune? 

• � Wie hoch ist der Anteil der älteren Menschen 

(nach Altersgruppen)?

• � Wie groß ist der Anteil der Menschen mit Migrations-

hintergrund in der Bevölkerung? 

• � Gibt es spezielle Stadtteile, in denen diese Gruppen 

besonders stark vertreten sind? 

Lebensbedingungen und bestehende Angebote 
erheben

Ein wichtiges Element kommunaler Gesundheitsförderungs-

planung ist, die Lebensbedingungen in allen Lebenswelten 

so zu gestalten, dass diese den Kindern, Jugendlichen und 

älteren Menschen Anreize für eine ausgewogene Ernährung 

und regelmäßige Bewegung bieten. Daher sollten die Partner 

der Initiative gemeinsam zusammentragen, welche Lebens-

bedingungen in der Kommune vorherrschen (z. B. Zustand 

der Rad- und Schulwege, bewegungsfreundliche Schulhöfe, 
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Getränke- und Nahrungsangebote in Bildungs- und Senio-
reneinrichtungen, Angebote der Nahversorgung vor allem 
mit frischen Lebensmitteln sowie öffentlich zugängliche 
Bewegungsräume wie Spielplätze, Spazierwege, Grün- und 
Brachflächen).

Zum anderen ist zu erheben, welche Angebote mit Betreu-
ung vorhanden sind, die ein gesundes Aufwachsen und Le-
ben unterstützen (z. B. Angebote zu Ernährung, Bewegung 
und Lebenskompetenz sowie Angebote zur Stärkung der Er-
ziehungs- und Bildungskompetenz der Eltern). Denn um fun-
dierte Aussagen über fehlende Angebote treffen zu können, 
muss bekannt sein, wie die derzeitige Angebotsstruktur in 
einer Gemeinde oder einem Stadtteil beschaffen ist.

Um sich einen Überblick über die Lebensbedingungen und 
bestehende Angebote zu verschaffen, bietet sich ein Netz-
werktreffen mit den Partnern der Initiative an. Für dieses Tref-
fen ist folgendes Vorgehen denkbar: 

1. � Vorbereitung eines Dokumentes, in dem der Prozess der 
kommunalen Gesundheitsförderungsplanung dokumen-
tiert wird. Ein Beispiel hierzu bietet der kommunale Ge-
sundheitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4), mit vielen 
Anregungen für die Bestands- und Bedarfsanalyse. Weite-
re Anregungen sind in der Handreichung Familienfreund-
liche Kommune51 enthalten. 

2. � Stellwände mit den Fragen des kommunalen Gesund-
heitsförderungsplanes ermöglichen es, die Diskussions-
ergebnisse festzuhalten. 

3. � Ein Einstieg in die Diskussion durch ein „Brainstorming“ 
öffnet den Blick aller Beteiligten für die gewählten The-
men. Dabei werden die Teilnehmenden angeregt, z. B. 
über Bewegung in der eigenen Kommune nachzudenken 
und zu diskutieren. Denkbare Fragen sind „Wo bewegen 
Sie sich selbst gerne?“, „Welche Bewegungsräume haben 
Sie als Kind gerne genutzt?“, „Wo treffen Sie ältere Men-
schen an, die sich bewegen?“.

4. � Aus dem ermittelten Bestand wird gemeinsam der Bedarf 
(vgl. Kapitel 7.2) abgeleitet. 

5. � Das Fotografieren der Stellwände stellt sicher, dass für das 
Protokoll keine Information verloren geht. Die Diskussi-
onsergebnisse sollten in der Spalte „Bestand und Bedarf“  
des kommunalen Gesundheitsförderungsplanes doku-
mentiert werden. 

Datenquelle

Ämter für Statistik

Demografie-Spiegel

Struktur- und  
Regionaldatenbank

Statistik interMaptiv

Statistik Kommunal

Familienatlas

Tabelle 7: Beispiele für Quellen von Struktur- und Sozialdaten.

Beschreibung

Falls vorhanden, ist das Amt für Statistik eine gute Quelle für kommunale Struktur- und Sozialdaten.

Auf www.statistik-bw.de/BevoelkGebiet/Demografie-Spiegel/ ist die demografische Situation für alle Gemeinden Baden-
Württembergs abrufbar. Enthalten sind Daten zu Themenfeldern wie Familienfreundliches Wohnen, Familie und Beruf, 
Wirtschaft, Bildung und Qualifikation sowie Integration.

Daten zu weiteren Themenfeldern und räumliche Auswertungsmöglichkeiten von Landes- bis auf kommunale Ebene.  
www.statistik-bw.de/SRDB/ 

Der Online-Datenservice stellt 90 Indikatoren der amtlichen Statistik in Form interaktiver Karten für alle Gemeinden  
Baden-Württembergs dar. www.statistik-bw.de/intermaptiv/archiv/home.asp

„Statistik Kommunal“ bietet für jede Gemeinde in Baden-Württemberg aktualisierte Daten zu 10 Themenfeldern wie  
Bevölkerung, Bildung und Kommunalfinanzen. http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/Veroeffentl/8035yy001.asp

Der „Familienatlas“ (www.prognos.com/Familienatlas-2007.176.0.html) vergleicht die 439 Kreise und kreisfreien Städte 
in Deutschland hinsichtlich ihrer Attraktivität für Familien mit Kindern. Weitere Daten zu den Landkreisen und kreisfreien 
Städten sind auf interaktiven Karten unter www.prognos.com/Karten.390.0.html abrufbar.
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6. � Nach dem Treffen werden offen gebliebene Fragen von 
der Koordinationsstelle der kommunalen Gesundheitsför-
derung recherchiert und ergänzt. 

Die Ergebnisse der Bestandsanalyse ermöglichen es, einen 
Gesundheits- oder Angebotswegweiser (s. Kapitel 8.4) zu er-
stellen. Dieser bietet einen systematischen Überblick über alle 
kommunalen Angebote zur Förderung der Gesundheit, wie 
Bewegungsräume, Beratungsstellen, Nachbarschaftstreffs 
sowie Spiel-, Bewegungs- und Ernährungsangebote. Solch 
ein Wegweiser erleichtert den Zugang der Zielgruppen zu 
den vorhandenen Angeboten.

7.2  Bedarfsanalyse

Um den Bedarf einer Kommune zu ermitteln, stehen mehrere 
Wege zur Verfügung50:

1. � Normativer Bedarf ergibt sich aufgrund festgelegter Stan-
dards (z. B. für Kinder im Alter von w bis x Jahren sollten y 
Sportangebote im Umkreis von z Metern in ihrem Wohn-
umfeld bestehen). 

2. � Relativer Bedarf ergibt sich aus einem Vergleich (z. B. ver-
schiedener Städte oder Stadtteile untereinander). 

3. � Subjektiv empfundener Bedarf ist der Bedarf, wie er von 
Fachleuten, Betroffenen oder Interessierten aufgrund ih-
rer Erfahrungen geäußert wird. 

4. � Demonstrierter Bedarf ergibt sich, wenn das Verhalten der 
Zielgruppe auf einen Bedarf hinweist (z. B. Wartelisten, 
größere Nachfrage als Angebot). 

5. � Zukünftiger Bedarf ergibt sich aus erwartbaren Verände-
rungen und deren Konsequenzen (z. B. demografischer 
Wandel, bevorstehende Eröffnung eines Fast-Food-Res-
taurants in der Nähe des Schulzentrums oder bevorste-
hende Schließung des letzten Lebensmittelgeschäfts im 
Quartier). 

Ableitung des Bedarfes aus der Bestandsanalyse

Innerhalb eines Netzwerktreffens kann der Bedarf aus dem 
ermittelten Bestand abgeleitet und in den kommunalen 
Gesundheitsförderungsplan eingetragen werden. Leitende 
Fragen sind: 

• � Welche Angebote gibt es? An welche Zielgruppen richten 
sich diese? 

• � Gibt es vernachlässigte Zielgruppen (z. B. sozial Benachtei-
ligte, ältere Männer, Migranten)?

• � Gibt es für die verschiedenen Zielgruppen bedarfsgerech-
te Angebote der jeweils relevanten Handlungsfelder (z. B. 
Angebote zu Ernährung, Bewegung, Lebenskompetenz, 
geistige Aktivität und soziale Teilhabe)?

• � Gibt es in allen Stadtgebieten genügend öffentliche Bewe-
gungsräume (Spielplätze, Spazierwege, Parks etc.), die von 
allen Kindern, Jugendlichen und Älteren benutzt werden 
können und wohnortnah gelegen sind? 

• � Gibt es Stadtgebiete, in denen potenziell der Handlungs-
bedarf am größten ist (z. B. Stadtgebiete, in denen viele 
sozial benachteiligte Familien mit und ohne Migrations-
hintergrund leben; Stadtgebiete, die in den 1950er bis 
1980er Jahren als Neubausiedlungen entstanden sind und 
in denen jetzt die Zahl älterer Menschen besonders stark 
ansteigt)? 
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Beteiligungsverfahren

Aktivierende Befragung

Fotostreifzüge,
Kinderstadt(teil)pläne,
Stadtteilbegehung,
Stadtteildetektive

Zukunftswerkstatt

Tabelle 8: Übersicht gängiger Beteiligungsverfahren.

Beschreibung

Hierbei handelt es sich um eine Methode, bei der Bürger über ihre Meinungen und Einstellungen befragt und zudem 
angeregt und motiviert werden, sich aktiv für ihre Interessen einzusetzen. Dadurch können sie bei der Lösungsfin-
dung für kommunale Probleme mitwirken. www.buergergesellschaft.de/praxishilfen/aktivierende-befragung/104060/

Diese Methoden stellen passende Beteiligungsverfahren für Kinder, Jugendliche und ältere Menschen dar, bei 
denen diese z. B. ihr Wohnumfeld oder ihren Schulweg erforschen und auf Handlungsbedarf (z. B. zum The-
ma Ernährung oder zu Bewegungsmöglichkeiten im öffentlichen Raum) aus ihrer Perspektive aufmerksam 
machen können. Beschreibungen der Methoden sind unter http://beteiligung.jugendakademie-bw.de/index.
php?seite=7&methodenfinder=ja verfügbar. Weiterführende Informationen bietet http://beteiligung. 
jugendakademie-bw.de/index.php.

Eine Zukunftswerkstatt ist eine öffentliche Veranstaltung, zu der alle Bürger einer Kommune eingeladen sind. 
Interessierte diskutieren den kommunalen Bestand und den Bedarf zu vorgegebenen Themen aus verschiedenen 
Perspektiven. Bürger werden angeregt, Vorstellungen für die gemeinsame Zukunft zu entwickeln, zu diskutieren und 
umzusetzen. Die FamilienForschung Baden-Württemberg bietet Unterstützung bei Organisation und Durchführung 
einer Zukunftswerkstatt (www.statistik-portal.de/FFKom/srvc_zukunftswerkstatt.asp). Weitere Anregungen bieten 
Tabelle 9 und www.sowi-online.de/methoden/lexikon/zukunftswerkstatt-boettger.htm.�

Die Bevölkerung beteiligen

Kinder, Jugendliche, Eltern, ältere Menschen sowie weitere 
Mitbürger sind durch ein Beteiligungsverfahren in die Be-
darfsanalyse einzubinden. Die breite Beteiligung aller Inte-
ressierten hat den Vorteil, dass das Thema von Beginn an 
in das Bewusstsein von vielen Menschen rückt. Wer bereits 
mitgeplant hat, wird sich später eher mit den entstehenden 
Maßnahmen und Angeboten identifizieren und den gesam-
ten Prozess mittragen. Zudem werden direkte und lebens- 
nahe Informationen gesammelt, die es ermöglichen, Ange-
bote und Maßnahmen auf die Interessen und Wünsche der 
Zielgruppen auszurichten. Erfolgreiche Angebote gehen auf 
die Lebensbedingungen vor Ort ein und nutzen die ermittel-
ten Potentiale der Bevölkerung (vgl. Kapitel 8).

Kinder und Jugendliche können z. B. durch Fotostreifzüge 
oder Stadtteilbegehungen beteiligt werden (Tab. 8). Für äl-
tere Menschen eignen sich unter anderem „Stadtteilspazier-
gänge“ und „Aktivierende Befragungen“ (zum Beispiel zu 
den Themen „Ernährung und Bewegung – früher und heu-
te“). Anschließen empfiehlt sich eine Einladung aller Bürger 
zu einer Zukunftswerkstatt. 

Den durch die Beteiligungsverfahren ermittelten Bedarf ist im  
kommunalen Gesundheitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4)
zu dokumentieren. Um die Bevölkerung über das Gesche-
hen zu informieren, ist eine Pressemitteilung über die Be-
teiligungsverfahren, den ermittelten Bedarf und das weitere 
Vorgehen sinnvoll. 
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1. � Die Ergebnisse der Bestandsanalyse können an Stellwänden oder durch eine Präsentation dargestellt werden. Die Stellwände sollten ansprechend 
und anschaulich sein (Bilder, wenig Text, große Schrift) und können z. B. folgende Informationen enthalten:

	 •  �Welche öffentlichen Bewegungsräume es gibt und zu welchen Uhrzeiten diese zugänglich sind,

	 • � welche Angebote zu Ernährung und Bewegung für welche Zielgruppen bestehen,

	 • � wie die Situation in Bezug auf Radwege, Straßen, Plätze etc. von den Netzwerkpartnern eingeschätzt wurde und

	 • � welche Ergebnisse die Beteiligungsverfahren erbrachten (z. B. Ausstellung von Fotos der Fotostreifzüge oder Stadtteilspaziergänge). 

2. � Offene Diskussion über den Handlungsbedarf angesichts der vorgestellten Ergebnisse und eigener Erfahrungen der Anwesenden.  
Folgende Fragen sollten dabei beantwortet werden:

	 • � In welchen Stadtgebieten fehlen Einrichtungen und Angebote?

	 • � Wo fehlen Bewegungsräume und Freizeitmöglichkeiten?

	 • � Gibt es Zielgruppen, die durch Angebote gar nicht angesprochen werden?

	 • � Gibt es Themen (z. B. Ernährung), die unterrepräsentiert sind?

	 • � Wo gibt es diese Angebote zwar, jedoch mit ungünstigen Öffnungszeiten oder generell für die Öffentlichkeit nicht zugänglich?

	 • � Gibt es Verbesserungsbedarf in Bezug auf Radwege, Schulwege, Spazierwege, Plätze, Parks?

	 • � Gibt es aus Sicht von Kindern, Jugendlichen, Eltern, älteren Menschen und Fachkräften weiteren Handlungsbedarf? 

3. � Zusammenfassung der genannten Punkte auf Kärtchen, die an den entsprechenden Stellwänden angebracht werden.

4. � Die Teilnehmer können durch Klebepunkte priorisieren, welchen Bedarf sie als am dringlichsten erachten. Dabei bekommt jeder Teilnehmer  
eine bestimmte Anzahl an Klebepunkten. 

5. � Sammlung und Diskussion von Ideen für mögliche Angebote und Maßnahmen zum priorisierten Bedarf. 

6. � Entscheidung, welche Maßnahmen und Angebote durchgeführt werden sollen und wer dafür jeweils zuständig ist.

Tabelle 9: Planung und Durchführung einer Zukunftswerkstatt.

Planung einer Zukunftswerkstatt

1. � Der Termin ist so zu planen, dass gleichzeitig keine anderen wichtigen Ereignisse stattfinden. Der Bürgermeister sollte die Veranstaltung als 
Schirmherr eröffnen, um die Bedeutung des Anliegens und das Engagement der Kommune zu verdeutlichen.

2. � Bei einer Bewirtung sollten gesunde LebensmittelG angeboten werden (Mineralwasser, Obst etc.).

3. � Das Thema „Bewegung“ kann in die Veranstaltungsplanung mit einbezogen werden. Ein Programmpunkt kann ein „Rundlauf“ entlang der  
Stellwände sein, bei dem die Anwesenden zu jedem Thema direkt etwas sagen können. Vorteil ist, dass sich so auch Menschen äußern, die sich  
im Plenum nicht trauen.

4. � Alle regionalen Medienvertreter (Zeitungen, kostenlos verteilte Anzeigenblätter, Lokal-Rundfunk und -Fernsehen) und alle relevanten Akteure 
sollten eine Einladung inkl. Programmablauf erhalten. Die Einladung sollte generell im Namen des Bürgermeisters erfolgen.

5. � Flyer und Plakate können in Institutionen und Geschäften die Bevölkerung informieren (vgl. Flyer Zukunftswerkstatt, Poster Zukunfts-
werkstatt – Kapitel 2). 

6. � Netzwerkpartner können aktiv für die Veranstaltung werben (z. B. Ansprache von Eltern, die ihre Kinder vom Kindergarten abholen, Hinweis auf  
die Veranstaltung bei Elternabenden und Veranstaltungen für ältere Menschen, Einladungen in Vereinszeitschriften und Programmheften).

Durchführung einer Zukunftswerkstatt

G � Der Begriff „gesunde Lebensmittel“ wird verwendet, da er in der Alltags-
sprache etabliert ist. Allerdings sind es nicht die einzelnen Lebensmittel, 
sondern die Ernährungsweise und Lebensstile, die für die Gesundheit 
verantwortlich sind.
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8 � Wie wird kommunale Gesundheits-
förderung geplant und umgesetzt?

Meistens sind vor Ort schon eine Vielzahl an Maßnah-
men und Angeboten zur Förderung der Gesundheit vorhan-
den. Diese sollten in die kommunale Gesundheitsförderungs-
planung einbezogen werden. Ziel ist es nicht, das Rad neu 
zu erfinden, sondern Bestehendes um gezielte Maßnahmen 
und Angebote zu ergänzen und auch an die Zielgruppe(n) zu 
kommunizieren.

Bei kommunaler Gesundheitsförderungsplanung sind, ausge-
hend vom ermittelten kommunalen Bedarf, zuerst die ange-
strebten Ziele (Kapitel 8.1) zu definieren (vgl. Abb. 5). An-
schließend werden Maßnahmen und Angebote festgelegt, 
mit deren Hilfe die Ziele und damit auch die betreffenden 
Zielgruppen erreicht werden sollen. Dabei ist eine umfassen-
de Einflussnahme auf die Lebensbedingungen (Kapitel 8.2) 
und Lebensstile (Kapitel 8.3) der Kinder und Jugendlichen 
bzw. der Älteren in allen Lebenswelten einer Kommune not-
wendig, um gesundheitsförderliche Verhaltensänderungen 
zu ermöglichen5, 52 – und damit z. B. Übergewicht bei Kindern 
oder Bewegungsarmut bei älteren Menschen vorzubeugen. 

Gesundheitsförderung beinhaltet somit verhältnisbezoge-
ne Maßnahmen, bei denen Lebensbedingungen verändert 
werden und verhaltensbezogene Angebote, bei denen eine 
Änderung von Wissen, Einstellungen und Verhalten einer 
Zielgruppe angestrebt wird (z. B. angeleitete Bewegungsan-
gebote). Zudem ist eine aktive Öffentlichkeitsarbeit (Kapitel 
8.4) wichtig, um die Angebote auch bekannt zu machen und 
das Thema Gesundheit im gesellschaftlichen Leben der Stadt 
oder Gemeinde zu verankern. Anregungen und fachliche 
Schwerpunkte der Gesundheitsförderung für Kinder, Jugend-
liche und ältere Menschen sind auch in Kapitel 3 enthalten.

Um die eigenen Aktivitäten stetig verbessern und die Ziel- 
erreichung überprüfen zu können ist es wichtig, alle Schritte 
der Planung und Durchführung kommunaler Gesundheits-
förderung zu dokumentieren (vgl. Kapitel 4). Hierbei unter-
stützen die Arbeitsmaterialien Logbuch (s. Kapitel 10.5) und 
kommunaler Gesundheitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4).

Nachhaltigkeit

Die Wirkungen von Einzelaktionen und befristeten Projek-
ten der Gesundheitsförderung verpuffen oft und können 
die entsprechenden Zielgruppe/n und Gemeinden, die dies 
mehrfach erleben, auch demotivieren. Deshalb ist darauf zu 
achten, dass mit Maßnahmen und Angeboten Fähigkeiten 
und Strukturen („Kapazitäten“) erzeugt werden, die nach-
haltig bestehen1, 3. Um die erreichten Wirkungen einzelner 
Angebote zu sichern, ist deshalb auch der Fortbestand ei-
nes stabilen Rahmens in einer Gemeinde oder Stadt wichtig. 
Langfristig angelegte Einrichtungen der Gemeinwesenarbeit 
wie Stadtteilzentren und Mehrgenerationenhäuser bieten ei-
nen solchen Rahmen für Maßnahmen und Angebote. Zudem 
können dort die gesundheitsbezogenen Angebote regelmä-
ßig dem Bedarf angepasst werden. Auch die Qualifizierung 
von Schlüsselpersonen und Multiplikatoren fördert die Nach-
haltigkeit (vgl. Kapitel 8.3).

ZIELE

verhältnis- 
bezogene  

Maßnahmen

Öffentlichkeits- 
arbeit

verhaltens- 
bezogene  
Angebote

Abbildung 5: Elemente kommunaler Gesundheitsförderung.
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8.1  Ziele festlegen

Um Maßnahmen und Angebote planen und umsetzen zu 
können, ist es sinnvoll, zuerst festzulegen, welche Ziele, je 
nach vorhandenem Bedarf der Kommune, angestrebt wer-
den. Bei diesem Schritt sollten die ermittelten Zielgruppen 
beteiligt werden. Dies kann z. B. bereits in einer Zukunfts-
werkstatt (vgl. Kapitel 7.2) geschehen, bei der gemeinsam 
Ziele definiert werden.

Die Festlegung von Zielen bildet die Grundlage47, 53 für 

•  die Ableitung konkreter Maßnahmen,

•  die Aufstellung eines Zeitplanes und

•  die Überprüfung der Zielerreichung. 

Bei der Definition von Zielen werden Oberziele und Teilziele 
unterschieden. Oberziele sind in der Regel langfristig ange-

legt, Teilziele dagegen meist kurz- und mittelfristiger Natur. 
Teilziele tragen zur Erreichung von Oberzielen bei und legen 
zudem konkrete Maßnahmen nahe (Tab. 10; Tab. 11). Die 
Teilziele sollten sich immer am ermittelten Bedarf und den 
betreffenden Zielgruppen orientieren und im kommunalen 
Gesundheitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4) dokumentiert 
werden. Vielfältige Anregungen für Ober- und Teilziele zu 
den Lebenswelten „Familie / Umfeld“, „Kita“ und „Schule“ 
bietet das Nationale Gesundheitsziel „Gesund aufwachsen: 
Lebenskompetenz, Bewegung, Ernährung“5.

Ziele sollten positiv sowie für alle Beteiligten einfach, klar 
und verständlich formuliert sein53,55 und die SMART-Regel56 
(Tab. 12) erfüllen. Nicht alle Ziele sind auf Anhieb erreich-
bar und teilweise sind sie nach einer Überprüfung der
Zielerreichung anzupassen.

Oberziel: Die Lebenskompetenz von Kindern und Jugendlichen ist erhöht,  
Belastungen / belastende Einflüsse sind reduziert.

Exemplarische Teilziele

1. � Familien in Belastungssituationen sind durch niedrigschwellige ggf.  
kultursensible Angebote gezielt und ressourcenorientiert unterstützt.

2. � Kinder, Jugendliche und ihre Eltern haben einen kompetenten  
Umgang mit Medien.

Oberziel: Bewegung von Kindern und Jugendlichen ist gefördert, Bewegungsmangel ist reduziert.

Exemplarische Teilziele

1. � Die Elternkompetenzen zur Förderung der Bewegung von Kindern  
sind gestärkt.

2.  Das Wohnumfeld von Familien regt zur Bewegung an.
3.  Körperliche Aktivität ist fester Bestandteil des Familienalltags.

Oberziel: Ein gesundes Ernährungsverhalten bei Kindern und Jugendlichen wird gefördert, Fehlernährung ist reduziert.

Exemplarische Teilziele

1. � Eine ausgewogene und abwechslungsreiche Ernährung in Schulen ist  
gewährleistet und orientiert sich an konsentierten Qualitätsstandards.

2. � Die Kompetenzen der Lehrkräfte zur Förderung eines gesunden  
Ernährungsverhaltens aller Schülerinnen und Schüler sind gestärkt.  
Die Lehrkräfte kooperieren diesbezüglich mit den Eltern.

Oberziel: Die Rahmenbedingungen und Strukturen für Gesundheitsförderung in der Kita,  
in der Schule und in Familie / Umfeld sind optimiert

Exemplarische Teilziele

1. � Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, des Gesundheitswesens,  
der Eingliederungshilfe und Rehabilitation sind auf allen Ebenen vernetzt.

2. � Die Übergänge zwischen den einzelnen Bildungseinrichtungen sind  
erleichtert und eine enge Zusammenarbeit zwischen Kindertages- 
stätten und Schulen gewährleistet.

Tabelle 10: Ziele und Maßnahmen für ein gesundes Aufwachsen (Quelle: BMG, 2010: Nationales Gesundheitsziel „Gesund aufwachsen: Lebenskompe-
tenz, Bewegung, Ernährung“, S. 38–44).

Beispielhaft geeignete Maßnahmen

• � Sensibilisierung der Akteure der Kinder- und Jugendhilfe mit dem Ziel, 
Gesundheitsförderung als fachlichen Standard in der Kinder-  
und Jugendhilfe zu etablieren

• � Eltern erhalten Angebote, positive Erziehungskompetenzen aufzubauen 
(Elternkompetenztrainings o. ä.).

Beispielhaft geeignete Maßnahmen

• � Beratung zur Bewegungsförderung wird in die Beratung Schwangerer 
und die Früherkennungsuntersuchungen im Kindesalter integriert.

• � Kommunen und Sportvereine bieten zielgruppengerechte Spiel- und 
Bewegungsangebote insb. für sozial benachteiligte Familien an.

Beispielhaft geeignete Maßnahmen

• � Lehrkräfte, Eltern, Schülerinnen und Schüler sind an der Ausgestaltung 
der Schulverpflegung beteiligt.

• � Getränkeautomaten in Schulen und Jugendfreizeiteinrichtungen werden 
abgebaut und Trinkwasserspender unter Beachtung der Hygienevor-
schriften aufgestellt.

Beispielhaft geeignete Maßnahme

• � Es gibt familienaufsuchende Programme zur Förderung von Lebens-
kompetenzen der Kinder, um die Eltern zur Kooperation zu motivieren 
und zu befähigen.
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8.2 � Gesundheitsförderliche  
Lebensbedingungen schaffen

Die alltäglichen Arbeits-, Lern- und Lebensbedingungen  

haben einen großen Einfluss auf gesundheitsbezogene Wer-

te, Einstellungen, Verhaltensweisen und die gesundheitliche 

Entwicklung jedes einzelnen Menschen53. So kann die Wohn-

umgebung zum Aktivsein einladen oder dieses auch behin-

dern, wenn sie unattraktiv ist oder das Sicherheitsbedürfnis 

nicht erfüllt106.

In städtischen Wohnumgebungen, in denen Grünflächen 

zwischen den Häusern fehlen oder nicht betreten werden 

dürfen, in denen die erhöhte Verkehrsdichte das Spielen auf 

der Straße untersagt, in denen Spielplätze verwahrlost sowie 

unsicher sind und Bolzplätze von Jugendlichen häufig als 

bloßer sozialer Treffpunkt zweckentfremdet werden, bieten 

sich für Kinder nur wenig Anreize und Möglichkeiten für ein 

Aktivsein. In Wohnumgebungen ohne Geschäfte, die Waren 

des täglichen Bedarfs anbieten, oder in denen auch keiner-

lei Möglichkeiten für kurze Pausen (Bänke in ansprechender 

Umgebung) gegeben sind, oder in denen Grünflächen und 

Parks fehlen und öffentliche Plätze unattraktiv gestaltet sind, 

gehen vor allem ältere Menschen ungern und auch weniger 

oft zu Fuß. Auch Wege, die mit Hindernissen verbunden sind, 

über stark befahrene Straßen führen oder bei Regen und 

Schnee glatt sind, können das Aktivsein begrenzen.

Setting-Ansatz – Gestaltung der Lebenswelten

Um ein gesundes Aufwachsen und Leben zu unterstützen, 

ist es besonders erfolgversprechend, gesundheitsförderli-

che Lebensbedingungen in allen Lebenswelten (Settings) zu 

schaffen, in denen Kinder und Jugendliche spielen, lernen 

und aufwachsen und Ältere ihren Alltag verbringen1, 2, 3. Ein 

Setting ist ein sozial-räumliches System (z. B. Familie, Kinder-

tageseinrichtung, Schule, Wohnumfeld und Arbeitsplatz), in 

dem Menschen leben und sowohl gesundheitsförderlichen 

als auch riskanten Einflüssen und Wirkungen ausgesetzt sind. 

Der Setting-Ansatz geht über individuelles Gesundheitsverhal-

ten weit hinaus, indem versucht wird, die Bedingungen in der 

jeweiligen Lebenswelt gezielt zu verbessern. Ziel ist, nicht nur 

Einzelaktivitäten zur Ernährung und Bewegung in einer Kita 

oder einem Seniorentreff anzubieten (Gesundheitsförderung 

im Setting), sondern die gesamte Lebenswelt so umzugestal-

ten, dass gesunde Ernährung und Bewegung für alle Kinder, 

Jugendliche und ältere Menschen „niedrigschwellig“ in den 

Alltag integriert sind (gesundheitsförderliches Setting)1, 3.

Gesundheitsförderliche Lebensbedingungen und Lebens-

welten kommen der gesamten Bevölkerung zu Gute – un-

abhängig von Alter, Herkunft oder sozialem Status. Sozial 

benachteiligte Menschen werden erreicht, ohne sie durch 

Sonderprojekte und Sonderbezeichnungen zu stigmatisieren. 

Daher sollten sich die Maßnahmen und Angebote kommu-

naler Gesundheitsförderungsplanung nicht nur auf das Ver-

Oberziele zur Förderung der Gesundheit in der zweiten Lebenshälfte
1. E rhaltung und Förderung physischer, psychischer und kognitiver, alten- bzw. altersgerechter Fähigkeiten
2. E rhaltung und Förderung einer selbstständigen, sozial integrierten und selbstverantwortlichen Lebensführung

Exemplarische Teilziele

1.  Bewegung und körperliche Aktivität im Alter fördern

2.  Mobilität und Selbständigkeit erhalten – Stürzen vorbeugen

3. � Bedarfsgerechte Ernährungsversorgung verbessern –  
Fehlernährung vermeiden

Tabelle 11: Beispiele für Ober- und Teilziele zur Förderung der Gesundheit in der zweiten Lebenshälfte (Quelle: BZgA, 2011, S. 2054).

4.  Psychische Gesundheit fördern

5.  Gesundheit durch soziale Integration und Teilhabe fördern

6.  Ressourcenorientierte Früherkennung von Funktionseinbußen

Jedes Ziel soll sein:	 Damit ist gemeint:

Spezifisch	 Aus dem Ziel muss hervorgehen, was sich in welchem Umfang und bei welcher Zielgruppe verändern soll.

Messbar	 Es muss überprüf- bzw. messbar sein, ob das Ziel erreicht wurde.

Angemessen	 Das definierte Ziel soll angemessen und herausfordernd sein.

Realistisch	� Das Ziel muss unter den gegebenen Bedingungen erreichbar sein. So können Enttäuschungen 
der Beteiligten vermieden werden.

Terminiert	 Es muss definiert sein, wann das Ziel erreicht werden soll.

Tabelle 12: Die SMART-Regel.
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halten von Personen, sondern vor allem auf die Verhältnisse 
(z. B. auf Lebensbedingungen und Beteiligungsmöglichkei-
ten) richten. Damit Kinder und Jugendliche oder ältere Men-
schen einen gesundheitsförderlichen Lebensstil entwickeln 
können, müssen die Lebensbedingungen (Verhältnisse) der-
art gestaltet sein, dass sie diesen Lebensstil unterstützen. 

Sowohl für Kinder und Jugendliche als auch für ältere Men-
schen ist ein möglichst aktiver Alltag und die Vermeidung 
von Inaktivität für die Gesundheit förderlich26, 28, 31, 57, 58, 59, 60. 
Das gesamte kommunale Umfeld mit all seinen Lebenswel-
ten ist so auszugestalten, dass „gesunde Entscheidungen“ 
möglichst leicht und die ungesunden Alternativen möglichst 
schwer fallen. Im Alltag müssen Strukturen entstehen, die im 
Wohnumfeld, in Kindergärten und Schulen sowie an wichti-
gen Orten für Ältere ausreichend Spiel- und Bewegungsmög-
lichkeiten bieten und zu gesunder Ernährung motivieren und 
diese ermöglichen61, 62, 63, 64.

Bei der Gestaltung gesundheitsförderlicher Lebensbedingun-
gen spielt die Stadtplanung eine wesentliche Rolle. Günstig ist 
es, wenn für alle Kinder, Jugendliche und Ältere wohngebiets-
nahe Räume für Bewegung, Spiel und Sport vorhanden sind. 
Beispiele zur Gestaltung der Wohnumgebung finden sich in 
Tabelle 12 sowie in den Berichten „Strukturelle Bewegungsför-
derung in der Gemeinde“65 und „Gebaute Umwelt und kör-
perliche Aktivität“66. Eine kompakte und nutzungsgemischte 
„Stadt der kurzen Wege“ schafft mehr Bewegungsgelegen-
heiten als reine Wohnsiedlungen „im Grünen“, bei denen die 
Benutzung des Autos, auch des „Mamataxis“, für die alltäg- 
lichen Wege fast zwingend ist. Sie bieten auch mehr Anlässe, 
um mit anderen – auch Menschen anderer Generationen – in 
Kontakt zu kommen40. 

Damit Kinder von klein auf eine Bewegungskultur erwerben 
können, hat die bewegungsfreundliche und zu Bewegung 
animierende Umwelt alters- und geschlechtsspezifische Be-
dürfnisse zu berücksichtigen67. Die Wohn- und Straßenräu-
me sollten auf die Bewegungsbedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen abgestimmt sein und diese sollten ihre Woh-
numgebung mitgestalten dürfen. Kinder sollten Spuren in 
den Freiräumen hinterlassen und Spielphantasien entwickeln 
dürfen. Dadurch erfahren sie die Umwelt als gestaltbar. Auch 

ältere Menschen sollten ausreichend Gelegenheit zu Bewe-
gung und Erholung haben – nicht nur in geschlossenen Räu-
men und in institutionalisierter Form, sondern auch im Alltag, 
im öffentlichen Raum, auf Straßen, Plätzen, Wegen, Grünflä-
chen. So spielen zum Beispiel ältere Migranten gerne Boule 
oder Schach auf Großschachbrettern in Parks und halten sich 
dabei lange im Freien auf. 

Bei der Ernährung sollte das Gewünschte als „Selbstver-
ständliches“ in den Alltag von Kindern und Jugendlichen 
integriert und Unerwünschtes möglichst ferngehalten oder 
erschwert werden. Verbote helfen nicht, sondern verlocken 
eher. Geschmack wird durch Gewohnheiten bestimmt. Kin-
der „lernen“ zu essen durch Essen. Für Kommunen ist es sehr 
empfehlenswert, Qualitätsstandards in der Kita- und Schul-
verpflegung einzuführen und das Nahrungs- und Getränke-
angebot z. B. in Turnhallen, Schulen und Kitas gesundheitsför-
derlich und schmackhaft anzupassen. Zudem ist es wichtig, 
dass Lebensmittel und Getränke einen hohen Genusswert 
aufweisen und den Kindern schmecken, denn dies entschei-
det über den Verzehr. Nur wenn „gesunde Entscheidungen“ 
verlockend sind und möglichst leicht fallen, werden diese zu 
Gewohnheiten und in Alltagsroutinen übernommen. Bei äl-
teren Menschen können beispielsweise Begleitung zum Ein-
kaufen, Kochgruppen, ein Mittagstisch oder Frühstückstreff 
im Stadtteilzentrum – der sich auch mit der Qualifizierung 
z. B. arbeitsloser Frauen verbinden lässt68 – zu gesunder Er-
nährung beitragen. Bewegungsangebote können auch dazu 
animieren, genügend zu trinken, was für ältere Menschen 
besonders wichtig, aber auch oft ein Problem ist.

Tabelle 13 enthält empfehlenswerte Maßnahmen, um in der 
Kommune gesundheitsförderliche Lebensbedingungen zu 
schaffen. In der Broschüre zu Angeboten und Handlungs-
hilfen der Gesundheitsförderung (vgl. Kapitel 2) sind zu-
dem empfehlenswerte Angebote der Gesundheitsförderung 
sowie Beratungsstellen und Handlungshilfen beschrieben, 
die bei der Umsetzung dieser Maßnahmen unterstützen und 
weitere Anregungen bieten. Für jedes definierte Ziel sind, 
gemeinsam mit den Akteuren des kommunalen Netzwer-
kes, passende Maßnahmen und Angebote auszuwählen und 
im kommunalen Gesundheitsförderungsplan (s. Kapitel 
10.4) zu dokumentieren.
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Maßnahmen zur Schaffung gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen

• � Schulen, Kitas und Versorgungseinrichtungen (z. B. Märkte und Läden), kulturelle Angebote und Nachbar-
schaftstreffpunkte sollten fußläufig erreichbar sein, um die Alltagsaktivität zu fördern36, 65, 66, 67.

• � Stehen Gemeindeeinrichtungen und Freizeitanlagen wie Schulhöfe, Sporthallen und -plätze, Parks sowie Spiel-
plätze für die Öffentlichkeit zur Verfügung, sind diese fußläufig erreichbar und weisen attraktive Öffnungszeiten 
auf, so wirkt dies aktivitätsfördernd63, 64, 69, 70.

• � Fußläufig erreichbare Parkanlagen und ansprechend gestaltete Plätze, die zum Verweilen einladen, 
regen zum Spazierengehen und „Walken“ an71.

• � Bewegung, Spiel und Sport in Wohnquartieren werden durch die Schaffung verkehrsberuhigter Zonen und 
Spielstraßen gefördert67.

• � Die Schaffung von sicheren, ansprechend gestalteten, gut beleuchteten und gekennzeichneten (z. B. klare Weg-
führung, gut lesbare Orientierungsschilder) Fuß-, Schul- und Fahrradwegen beeinflusst das Aktivsein59, 67, 77, 72.

• � Die wahrgenommene Sicherheit in der Wohnumgebung sowie die Begegnung mit bekannten Personen 
beeinflusst das Aktivsein73, 74. Eine gute Beleuchtung, übersichtlich und einsehbar gestaltete öffentliche Plätze, 
Straßen und Wege sowie die regelmäßige Pflege und Instandhaltung öffentlicher Bereiche können die wahr- 
genommene Sicherheit erhöhen36.

• � Die Kommunikation einer „Kultur der Alltagsbewegung“ und eine attraktive Gestaltung des öffentlichen Raumes 
fördern das Zu-Fuß-Gehen65, 66.

• � Wohnortnahe Bewegungsangebote wie (Senioren-) Sportplätze, Laufparcours und multifunktionale Freiräume 
beeinflussen die sportlich-körperlichen Aktivitäten65, 66.

• � Hinweisschilder, die z. B. an Aufzügen und Rolltreppen angebracht sind, sollten dazu auffordern, die nahe 
gelegene Treppe zu benutzen oder aktiver zu sein64, 69, 70, 72.

• � Die soziale Unterstützung in „Aktivitätsnetzwerken“ wie Lauftreffs oder Aktivitätsevents beeinflusst das 
Aktivsein106.

• � Der öffentliche Raum sollte z. B. durch Ruhebänke und witterungsgeschützte Verweilmöglichkeiten, öffentlichen 
Toiletten, ausreichend langen Ampelphasen sowie Stellplätze für Rollatoren komfortabel ausgestattet sein36.

• � Der Öffentliche Personennahverkehr wird z. B. durch Niederflurbusse, Ein- und Ausstieghilfen, deutliche 
Stationsansagen, ausreichend lange Türöffnungszeiten sowie barrierefreie und überdachte Haltestellen und 
Sitzgelegenheiten an die Bedürfnisse älterer Menschen angepasst36.

• � Das nachbarschaftliche Zusammenleben wird gefördert, indem Anlässe und Orte der Begegnung geschaffen 
werden und nachbarschaftliches Engagement unterstützt wird36.

• � In der Kommune ist der Erwerb von gesunden und natürlichen Lebensmitteln, auch aus dem regionalen Anbau, 
flächendeckend möglich63.

• � Ungenutzte Räume, z. B. in Grünanlagen, zwischen Wohnblöcken, auf Garagenhöfen und Brachflächen werden, 
auch temporär, für Kinder nutzbar gemacht75.

• � Für Kinder sind erlebnisreiche und naturnahe Bewegungslandschaften mit einem hohen Grünanteil vorhanden67.

• � Mütter werden zum Stillen ihrer Kinder motiviert76.

• � Der Fernsehkonsum von Kindern und Jugendlichen wird altersgemäß zeitlich begrenzt und der Verzehr von 
Nahrungs¬mitteln vor dem Fernseher wird reduziert57, 77.

• � Der Verzehr von hochkalorischen Lebensmitteln (in Kitas und Schulen) wird eingeschränkt77,63.

• � Das gesamte Umfeld von Kitas und Schulen ermöglicht Spiel und Bewegung60, 77, 63.

• � Kitas und Schulen stellen regelmäßige Angebote für spielerische Aktivitäten und Sport zur Verfügung, 
die Spaß machen60, 77.

• � An Schulen (und allen städtisch geförderten Vereinen und Institutionen der Kinder- und Jugendarbeit) 
werden Automaten mit Süßigkeiten und Süßgetränken und alle Werbeträger für problematische Lebensmittel 
abgeschafft.

• � Im näheren Umfeld von Kitas und Schulen werden keine Kioske, Fast-Food-Angebote u. a. zugelassen.

• � Kitas und Schulen bieten kostenlos Trinkwasser oder ungesüßten Tee an.

• � Kitas und Schulen bieten ein „Fitmacher-Frühstück“ (das Gesundheitsargument ist für Kinder zu abstrakt) 
und Rohkost als „Zwischendurch-Fingerfood“ für Kinder an.

• � Gemeinden fördern den Kontakt zwischen Vertretern der Ernährungsproduktion (vom Wasserwerk über 
Landwirte, Gärtnereien bis zu Bäckereien) und Bildungsinstitutionen.

Tabelle 13: Maßnahmen 
zur Schaffung gesundheitsför-
derlicher Lebensbedingungen.
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Integriertes Handlungskonzept

Kommunale Gesundheitsförderungsplanung stellt ein inte-
griertes Handlungskonzept dar. Dieser Anspruch ist erfüllt, 
wenn bei einem Angebot oder Vorhaben alle zur Planung 
und Umsetzung notwendigen Akteure aus Politik, Ver-
waltung, Praxis und die Zielgruppe/n einbezogen sind1. 
Integrierte Handlungskonzepte streben eine effektive Zu-
sammenarbeit durch Ressourcenbündelung an, wenn z. B. Bil- 
dungs- und Gesundheitsförderungsmaßnahmen verknüpft 
werden (vgl. Projekt STÄRKE, www.sozialministerium-bw.de/ 
de/STAeRKE/188372.html).

Für eine kommunale Initiative der Gesundheitsförderung 
bedeutet dies, dass alle beteiligten Institutionen das Thema 
„Gesundheit“ bei ihren eigenen Aktivitäten berücksichtigen. 
Alle Ämter einer Verwaltung sollten sich darüber hinaus bei 
der Umsetzung von Maßnahmen immer neu fragen, inwie-
fern diese ein gesundes Aufwachsen und Leben der unter-
schiedlichen Generationen in der Kommune befördern oder 
eher verhindern. Das Netzwerk sollte sich auch an laufenden 
Planungen beteiligen, die über künftige Lebensverhältnisse 
entscheiden, und die Belange von Bewegung und Ernährung 
in allen Vorhaben verankern. Die Netzwerkpartner können 
das Thema „Gesundheit“ immer wieder in ihren Alltag in- 
tegrieren und ab und an öffentlichkeitswirksam in Szene set-
zen.

Integrierte Stadtteilprogramme (z. B. www.stuttgart-giebel.de/ 
iek) des Städtebauförderprogrammes „Soziale Stadt“ (www.
sozialestadt.de) enthalten, entsprechend den Problemstruk-
turen in den Stadtgebieten, im Wesentlichen folgende Hand-
lungsfelder: Stadterneuerung / Städtebau, lokale Ökonomie, 
Beschäftigung und Qualifizierung, Wohnen, Freiräume und 
Grün, interkulturelle Arbeit, Kriminalprävention, Kinder- und 
Jugendhilfe, Bildung, Gesundheitsförderung, Öffentlichkeits-
arbeit / Marketing und Beteiligung.

8.3 � Verhaltensbezogene Angebote  
bereitstellen 

Neben gesundheitsförderlichen Lebenswelten sind für alle 
Kinder, Jugendliche und ältere Menschen kontinuierliche 
und qualifizierte verhaltensbezogene AngeboteH, 78 (z. B. zu 
Ernährung, Bewegung und Lebenskompetenz) wichtig. Die-
se sollten Spaß machen, leicht zugänglich sein und schwer 
erreichbare Bevölkerungsgruppen, wie sozial benachteiligte 
Familien, einbeziehen. Ernährungsangebote wie Kochkurse 
für Kinder und Jugendliche sollten Freude und Genuss am 
Essen vermitteln. Als Voraussetzung für eine erfolgreiche  
gesundheitsförderliche Initiative einer Kommune sowie für 
einzelne Angebote der Gesundheitsförderung hat sich der 
Mix von verhältnis- und verhaltensbezogenen Inhalten be-
währt79. 

Angebote der Gesundheitsförderung unterteilen sich anhand 
ihrer Laufzeit in

•  �langfristige Angebote mit regelmäßigen Einheiten (z. B. Er-
nährungsbildung in der Kita, Angebote für Sport und eine 
aktive Freizeitgestaltung) und 

• � zeitlich befristete Angebote wie Ferienprojekte, Schwimm- 
und Kochkurse.

Für eine erfolgreiche und nachhaltige Förderung der Gesund-
heit von Kindern, Jugendlichen und älteren Menschen ist es 
wichtig, dass diese gesundheitsförderliche Lebensstile entwi-
ckeln (z. B. regelmäßige Bewegung in den Alltag integrieren 
und sich an eine ausgewogene Ernährung gewöhnen). Um 
dies zu unterstützen, sind für jedes Alter langfristige Angebo-
te notwendig. Zeitlich befristete Angebote ergänzen langfris-
tige Angebote und dienen zudem häufig als „Türöffner“, da 
sie ein Ausprobieren z. B. von Sport und Bewegung ermög- 
lichen und damit den Einstieg in ein Angebot erleichtern.

Um Kinder und Jugendliche zu einem „bewegten“ Weg zu 
Kitas und Schulen zu motivieren, ist z. B. ein Angebot wie 
der „Laufende Schulbus“ (s. Kapitel 3; vgl. Broschüre zu 
Angeboten und Handlungshilfen der Gesundheitsför-
derung) sinnvoll. Gehen Kinder zu Fuß zur Kita und Schule, 
ist dies nicht nur „natürliche“ Bewegung im Alltag, sondern 
auch (oft die einzige) selbst bestimmte, nicht pädagogisch 
betreute Zeit von Kindern, in der eine andere Wahrnehmung 
der Umwelt möglich ist. Für ältere Menschen können regel-
mäßige begleitete Spaziergänge und Spaziergangsgruppen 
angeboten werden48.

Im Sinne einer generationenfreundlichen Kommune sind nicht 
nur solche Angebote wichtig, die sich speziell an eine Alters-
gruppe richten. Besonders von Interesse sind alle Anlässe, die 
Menschen unterschiedlicher Generationen ansprechen, sie in 
Kontakt bringen und im besten Falle ihre unterschiedlichen 
Erfahrungen und Bedürfnisse füreinander nutzbar werden 

H � Angebote der Gesundheitsförderung sind auf gesundheitsfördernde 
Ziele ausgerichtet, lokal begrenzt und richten sich unmittelbar an die 
Zielgruppe.
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lassen. Das können zum Beispiel Stadtteilspaziergänge sein, 
bei denen Kinder, Jugendliche, Ältere und andere einander 
ihre Lieblingsorte und Problempunkte im Stadtteil zeigen, 
Spiele, die Menschen allen Alters interessieren, Projekte, bei 
denen sich Kinder, Jugendliche und Ältere gegenseitig ihre 
Bewegungsspiele (früher und heute), Handwerkliches und 
Handarbeitstechniken beibringen, gemeinsame Tanz- und 
Theaterprojekte und vieles mehr.

Empowerment

Angebote der Gesundheitsförderung sollten immer die Stär-
kung und Befähigung der Menschen zur gesundheitsförder-
lichen Gestaltung ihrer Lebensbedingungen (Empowerment) 
berücksichtigen. Empowerment beinhaltet die Befähigung 
und Qualifizierung der Zielgruppe(n), aufbauend auf deren 
Stärken und Ressourcen1, 2, 3. Die Stärken der Menschen, nicht 
die Defizite, stehen im Vordergrund und sorgen so für Moti-
vation und Anerkennung. Günstig ist es, wenn Maßnahmen 
und Angebote die Kompetenz von Kindern, Jugendlichen, 
Eltern sowie älteren Menschen gemeinsam mit diesen stär-
ken und weiter entwickeln. Angebote sollten vorbeugend 
ansetzen, um Wissen und Kompetenzen über Ernährung und 
Bewegung zu vermitteln und solche Strukturen schaffen, die 
gesunde Ernährung und Bewegung erleichtern. Gegenseitige 
Unterstützung soll schwierige Lebensbedingungen überwin-
den helfen. Bei Maßnahmen und Angeboten ist darauf zu 
achten1, 2, 3,

•  �dass vorhandene Ressourcen bei der Zielgruppe identifi-
ziert, gestärkt und weiterentwickelt werden, 

•  �die Zielgruppe in die Lage versetzt wird, ihre Belange 
selbstverantwortlich und selbstbestimmt zu vertreten und 
gestaltend in der Gesellschaft mitzuwirken, 

•  �dass der Zielgruppe zur Erhöhung ihrer eigenen Hand-
lungsfähigkeit instrumentelle Hilfen (z. B. finanzielle Mittel 
und Räume) zur Verfügung gestellt werden, 

•  �dass die Balance zwischen Entlastung von Familien/Ange-
hörigen und der Einforderung von Verantwortung gewähr-
leistet ist und 

•  �dass diese an der Alltagskultur der Zielgruppe ansetzen. 
Bezugspunkte zu deren Kultur und Lebenswelt zu finden 
ist entscheidend für einen erfolgreichen Zugang zur Ziel-
gruppe. 

Zielgruppenspezifische Angebote

Personbezogene Angebote, die auf eine spezifische Zielgrup-
pe hin „maßgeschneidert“ sind, sind jenen überlegen, die 
sich an die gesamte Bevölkerung einer Kommune wenden80. 
Angebote müssen an den kulturellen, weltanschaulichen und 
geschlechtsspezifischen Hintergrund, an Einstellungen und 
Interessen, an den Alltag sowie an die Lebenssituation der 
Zielgruppe(n) angepasst werden. Diese Faktoren haben einen 
Einfluss auf die Lebensweise der verschiedenen Bevölkerungs-

gruppen und damit auch auf deren Gesundheitsverhalten. 
Hinweise zur zielgruppenspezifischen Bewegungsförderung 
bietet z. B. der Leitfaden zur Förderung aktiver Lebensstile im 
Alter81. 

Bei allen Angeboten muss bedacht werden, welche Hürden 
und Barrieren der Inanspruchnahme bei der jeweiligen Ziel-
gruppe bestehen können. Häufige Barrieren sind z. B. einge-
schränkte Gesundheit, fehlende Unterstützung und fehlende 
Transportmöglichkeiten82 sowie lange Anfahrtswege oder 
hohe Kosten83. Diese subjektiv wahrgenommenen Barrieren 
entscheiden in erheblichem Maße über das Verhalten106. Sind 
die Barrieren einer bestimmten Zielgruppe bekannt, können 
diese durch eine niedrigschwellige Gestaltung des Angebo-
tes reduziert oder beseitigt werden. Auch die Kommunika-
tion von Angeboten der Gesundheitsförderung sollte darauf 
abzielen, bestehende Barrieren abzubauen und Ängste zu 
nehmen. 

Niedrigschwellige Angebote

Zusätzlich zur zielgruppenspezifischen Gestaltung von An-
geboten ist immer zu beachten, dass diese niedrigschwellig 
sind und somit möglichst einfach von der Zielgruppe ange-
nommen werden können. Dabei sind folgende Aspekte zu 
beachten1, 2, 3:

•  �Alltagsnähe und Lebensweltbezug: Angebote sollten di-
rekt am Lebensort von Familien, Kindern, Jugendlichen so-
wie älteren Menschen vorhanden, für diese räumlich und 
zeitlich leicht erreichbar und gut in ihren Alltag integriert 
sein84. Zum Beispiel bieten sich Angebote der Familien-
bildungsstätten in Kindertagesstätten oder Bewegungs-
angebote in Altenclubs und Mehrgenerationenhäusern 
an. Die vorhandenen „Komm-Strukturen“ müssen er-
gänzt werden um aufsuchende, begleitende und nachge-
hende Angebote in der Lebenswelt (Bringstrukturen) wie 
Besuchsdienste für kranke oder mobilitätseingeschränkte 
Bürger oder ältere Menschen mit geringen sozialen Kon-
takten. Die Angebote sollten so gestaltet werden, dass 
sie in vertrauter Umgebung und von vertrauten Personen 
durchgeführt werden.

•  �Familien- und seniorenfreundliche Öffnungszeiten: Werden 
Eltern in Angebote mit einbezogen, sind die Arbeitszeiten 
der Zielgruppe zu beachten und z. B. bei Schichtarbeit 
Alternativtermine anzubieten. Ältere Menschen nehmen 
vielfach keine Abendtermine wahr, sondern bevorzugen 
Angebote am Vor- oder Nachmittag.

•  �Zugangsmöglichkeiten: Gebühren und Antragsverfahren 
stellen häufig Barrieren für die Inanspruchnahme von An-
geboten dar. Angebote müssen daher für alle erschwing-
lich sowie ohne Antragsverfahren und möglichst ohne 
Voranmeldung oder zumindest mit kurzen Wartezeiten 
nutzbar sein. 

•  �Integration und Offenheit: Angebote der Gesundheitsför-
derung sollten allen Kindern und Jugendlichen bzw. Älte-
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ren einer Lebenswelt offen stehen und so gestaltet sein, 
dass sie keine besonderen Vorkenntnisse mitbringen müs-
sen. 

•  �Frühzeitigkeit: Hebammen sowie Fachkräfte in Schwan-
gerschaftsberatungsstellen, Geburtskliniken, Familienbil-
dungsstätten, Kindertageseinrichtungen, Kinderhäusern, 
der Tagespflege, Nachbarschaftshilfe, hauswirtschaftlichen 
Hilfe und Krankenpflege sowie beim Menüdienst sind oft-
mals die ersten, die gesundheitliche Risiken und Proble-
me, aber auch Ressourcen wahrnehmen. Diese Fachkräfte 
haben Einblick in die Lebenswirklichkeit von Familien und 
älteren Menschen und können durch ihren längerfristigen 
Kontakt ein Vertrauensverhältnis aufbauen. Dieser Einblick 
und Kontakt ermöglicht, dass Eltern bereits vor bzw. in der 
Familiengründungsphase gesundheitsfördernde Angebo-
te unterbreitet werden. Bei älteren Menschen ist wichtig, 
dass Gesundheitsförderung nicht erst im Zuge gravieren-
der Ereignisse (Krankheiten, Unfälle) einsetzt, sondern dass 
frühzeitig Anzeichen zum Beispiel einer drohenden Verein-
samung wahrgenommen werden. So können bedarfsge-
rechte Angebote und Hilfen erstellt werden. 

•  �Persönliche Ansprache: Die Zielgruppe der Inaktiven und 
der Präventionsskeptiker werden kaum zu einer Verhal-
tensänderung motiviert, wenn Gesundheitsthemen und 
-angebote nur auf der kommunalen Ebene kommuniziert 
werden und die direkte und zielgruppenspezifische An-
sprache unterbleibt106. Um die Zielgruppen direkt anzu-
sprechen hat sich das Multiplikatoren-Konzept bewährt.

Multiplikatoren-Konzept

Multiplikatoren sind Personen oder Gruppen, die professio-
nell oder ehrenamtlich auf Gesundheitsförderung und Prä-
vention bei den Zielgruppen hinwirken (z. B. Erzieherinnen, 
Sozialpädagoginnen, Sozialarbeiterinnen, Familienberate-
rinnen, Jugendleiterinnen, Lehrkräfte, Mitarbeiterinnen der 
Nachbarschafts- und Altenhilfe)1, 3. Besonders der Einsatz von 
Multiplikatoren aus der gleichen Zielgruppe stellt sich als ge-
eignet dar. Denkbar ist z. B., Schülerinnen zu Multiplikatoren 
auszubilden, damit sie dann in ihrer Gleichaltrigengruppe 
(Peer-Gruppe) wirken können. Eine gute Zugangsmöglichkeit 

zu Eltern bietet z. B. die regelmäßige persönliche Ansprache, 
beispielsweise beim Bringen oder Abholen der Kinder im Kin-
dergarten, durch Erzieherinnen. Ältere Menschen können 
etwa an institutionalisierten, aber auch an informellen Treff-
punkten (Altentreff, Boulebahn, Bänke im Park) erreicht wer-
den. Hausbesuche zum Beispiel anlässlich „runder“ Geburts-
tage – durch die Kommune, Kirche, Wohnungsgesellschaft 
– lassen sich mit einer Einladung zu gesundheitsfördernden 
Angeboten verbinden. Des Weiteren eignen sich Personen als 
Multiplikatoren, die der Zielgruppe bereits bekannt sind und 
somit über ein gewisses Vertrauensverhältnis verfügen, wie 
Mitarbeiterinnen aus „Freizeitgruppen“, Kulturvereinen, Mo-
scheen, Sozialen Diensten und Wohlfahrtsverbänden1, 3. Zu-
dem besitzen diese Einrichtungen und deren Mitarbeiterinnen 
viele Erfahrungen, wie sozial benachteiligte Menschen vor Ort 
erreicht werden können. Um Personen mit Migrationshinter-
grund zu erreichen, hat sich der Einsatz von Multiplikatoren 
aus dem Kulturkreis der Zielgruppe bewährt (vgl. Programm 
INGE in der Broschüre zu Angeboten und Handlungshil-
fen der Gesundheitsförderung – s. Kapitel 2). Im Rahmen 
des Programms „Alltagsbewegung älterer Menschen48 hat es 
sich als wirkungsvoll erwiesen, Mütter (vor allem mit Migra-
tionshintergrund) über ihre Töchter, ältere Männer über ihre 
aktiveren Ehefrauen anzusprechen. Wichtig sind die regelmä-
ßige Weiterbildung und der Erfahrungsaustausch der Multi-
plikatoren. Das Engagement und die Mitwirkung der Multi-
plikatoren kann durch positive Wertschätzung, Feedback und 
attraktive Öffentlichkeitsarbeit aufrecht erhalten werden.

Bestehendes Wissen nutzen und übertragen

In vielen Kommunen bestehen bereits vielfältige Angebote 
für Kinder, Jugendliche und ältere Menschen von Familien-
bildungsstätten, Kitas, Krankenkassen, Schulen, Vereinen, 
Volkshochschulen, Wohlfahrtsverbänden, von der Stadt 
oder Gemeinde selbst und von weiteren Anbietern. Damit 
leisten Kommunen einen wichtigen Beitrag zum gesunden 
Aufwachsen und älter werden, z. B. hinsichtlich einer ausge-
wogenen Ernährung und regelmäßiger Bewegung bei der 
gesamten Bevölkerung.
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Besteht in einer Kommune Bedarf an weiteren verhaltens-
bezogenen Angeboten, so empfiehlt es sich, zunächst be-
währte Programme und Konzepte abzurufen und in die ei-
gene Kommune zu übertragen. Dies ermöglicht es, bereits  
zur Verfügung stehende Erfahrungen und Unterstützungen 
zu nutzen sowie Ressourcen und Arbeitsaufwand einzuspa-
ren. Empfehlenswerte Angebote der Gesundheitsförderung 
sind in der Broschüre zu Angeboten und Handlungshil-
fen der Gesundheitsförderung (vgl. Kapitel 2) beschrie-
ben. Da sich die Rahmenbedingungen und der Bedarf in 
den Kommunen unterscheiden, sind die Angebote an die 
jeweilige Situation anzupassen. Die Broschüre erhebt keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. Häufig werden im Austausch 
mit anderen (Nachbar-) Kommunen oder regionalen Arbeits-
kreisen weitere Angebote bekannt. Zudem gibt die bundes-
weite Praxisdatenbank „Gesundheitsförderung bei sozial 
Benachteiligten“ (www.gesundheitliche-chancengleichheit.
de) einen Überblick über bewährte Angebote der Gesund-
heitsförderung. Anregung für die Gesundheitsförderung mit 
älteren Menschen bietet auch die Handlungshilfe „Gesund 
älter werden im Stadtteil“85.

Zum Thema Suchtprävention sind die Kommunalen Sucht-
beauftragten bei den Stadt- und Landkreisen die richtigen 
Ansprechpartner. Einen Überblick zum Thema bietet das 
„Grundlagenpapier Suchtprävention in Baden-Württem-
berg“ (www.gesundheitsamt-bw.de).

Wie schon bei der Gestaltung der Lebensbedingungen gilt 
es auch hier, gemeinsam mit den Akteuren des kommunalen 
Netzwerkes, für jedes definierte Ziel passende Maßnahmen 
und Angebote auszuwählen und im kommunalen Gesund-
heitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4) zu dokumentieren.

8.4 � Öffentlichkeitsarbeit: Angebote  
bekannt machen und mehr

Es reicht nicht aus, gesundheitsförderliche Lebensbedingun-
gen zu schaffen und verhaltensbezogene Angebote bereit 
zu stellen. Sie müssen auch bekannt gemacht werden und 
die Zielpersonen erreichen – ganz nach der Parole „Tu’ Gutes 
und rede darüber!“. Die Aktivitäten der kommunalen Initia- 
tive zur Förderung der Gesundheit sollen möglichst häufig 
und positiv in aller Munde sein. Alle Bürger sollten regelmä-
ßig durch eine aktive Öffentlichkeitsarbeit über alle gesund-
heitsbezogenen kommunalen Aktivitäten informiert werden 
und die Möglichkeit zu Feedback, Austausch und Beteiligung 
erhalten. 

Es empfiehlt sich, den gesamten Prozess der kommunalen Ini- 
tiative zu dokumentieren und festgelegte Ziele, durchgeführ-
te Maßnahmen, Angebote, Veranstaltungen und Ergebnisse 
der Öffentlichkeit zu präsentieren (im Foyer des Rathauses 
oder im Stadtteilbüro, auf der Homepage der Stadt / Gemein-
de, durch Zeitungsartikel etc.). In die Öffentlichkeitsarbeit 

Kommunikationskanal	 Beispiele für Kommunikationsmaßnahmen	 + Vorteile /  – Nachteile

Flyer, Plakate, Broschüren	 • � Plakate an öffentlichen Stellen	 +  Viele Menschen können erreicht werden
 	 • � Flyer / Broschüren verteilt oder ausgelegt	 –  Kosten unter Umständen hoch
 	 • � Postkarten als Postwurfsendung
 	 • � Verteilung von Äpfeln mit angehängter Info 
 	 • � Ernährungs- und Bewegungswegweiser
 	 • � Elterninformationsbriefe	  	
 	
Medienarbeit	 • � Zusammenarbeit mit Redaktionen von lokalen Printmedien,	 +  Viele Menschen in der Gemeinde

Radio- und Fernsehsendern		     können erreicht werden
 	 • � Platzierung von Gewinnspielen 	 –  Redakteur muss vom Thema überzeugt 		

(z. B. Verlosung von Schwimmbad-Jahreskarten)	   	    werden 
	  	

 Internet	 • � Auftritt auf der Webseite der Gemeinde	 +  Bietet Informationen für Interessierte
 		  –  Aktualität muss gewährleistet sein
 		  –  Nicht alle Menschen sind im Internet „aktiv“ 

Veranstaltungen	 • � Versammlungen und Vorträge 	 +  Direkter Kontakt zur Bevölkerung
 	 • � Infostände und Aktionen auf Gemeindeplätzen, in Schulen 	 +  Ermöglicht Feedback der Zielgruppe

oder Lebensmittelmärkten und bei Veranstaltungen sowie Festen	    –  Organisations- und zeitintensiv
 	 • � Tag der Gesundheit in der Kommune 
 	 • � Ferienprogramm (z. B. „aktiver Sommer“) 	  	
 	  	
Ansprache durch	 • �� Gewinnung von Ärztinnen, Lehrkräften, Erzieherinnen, 	 +  Hohe Seriosität der Ansprache
Multiplikatoren 	     Krankenschwestern /-pflegern etc., welche die Zielgruppe direkt 	     durch die Multiplikatorinnen 
	     ansprechen 	 –  Zeitintensiv

Tabelle 14: Beispiele für Kommunikationskanäle und -maßnahmen.
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sind Kinder und Jugendliche ebenso wie ältere Menschen 
einzubeziehen. Zum Beispiel kann von Kindern, Jugendlichen 
und Lehrkräften ein Fest für alle Schulangehörigen, Freunde 
und Verwandte organisiert werden, bei dem die Kinder und 
Jugendliche alle Schulprojekte rund um das Thema „Gesund-
heit“ oder „gesundes Aufwachsen“ vorstellen. Zudem kön-
nen Kinder und Jugendliche in der Presse regelmäßig über 
ihre Schulprojekte und Maßnahmen berichten. Die Gestal-
tung eines Wegweisers für Angebote der Gesundheitsförde-
rung (vgl. Kapitel 7.1) kann auch zum Schulprojekt werden 
oder von einer Selbstorganisation der Älteren (z. B. Stadtsen- 
iorenrat) übernommen werden.

Kommunikationsziele und -kanäle

Wie bei der zielgruppenspezifischen Gestaltung von Angebo-
ten der Gesundheitsförderung müssen auch Informationen 
über Gesundheitsthemen und -angebote an die verschiede-
nen Zielgruppen angepasst werden und jeweils verständlich 
sein. Eine Information in mehreren Sprachen ermöglicht, dass 
verschiedene Bevölkerungsgruppen erreicht werden können. 
Sollen z. B. Eltern über Ernährung informiert werden, sind die 
in den Familien gesprochenen Sprachen zu berücksichtigen 
(z. B. www.mlr.baden-wuerttemberg.de/Broschueren_und_
Formulare/543.html). 

Innerhalb der kommunalen Initiative ist, sowohl für die ge-
samte Initiative als auch für einzelne Maßnahmen, zu klä-
ren, welche Informationen an welche Zielgruppe(n) vermittelt 
werden sollen und wie, d. h. über welche Kommunikations- 
kanäle diese erreicht werden können (Tab. 14). Die ausge-
wählten Kommunikationsmaßnahmen sollten im kommu-
nalen Gesundheitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4) und im 
Logbuch (s. Kapitel 10.5) dokumentiert werden.

Die Kommunikation durch Plakate und Flyer ist sinnvoll, 
um die breite Bevölkerung über ein Angebot zu informieren 
oder einen Termin anzukündigen. Bei der Ansprache von äl-
teren Menschen mit schriftlichen Medien sind unter anderem 
eine große, gut lesbare Schrift und eine kontrastreiche Ge-
staltung wichtig. Schon die Orte zu identifizieren, an denen 
der Aushang von Plakaten und das Auslegen von Faltblättern 
oder Postkarten möglichst viele Menschen erreicht (Super-
markt, Arztpraxis, Imbiss, Bushaltestelle etc.), ist ein wichtiger 
Schritt, bei dem man die Zielgruppen einbeziehen sollte. Ne-
ben dem Standard-Flugblatt können auch unkonventionelle 
Methoden eingesetzt werden, z. B. das Verteilen von Äpfeln 
mit angehängter Information an Passanten. Auch andere 
Produkte wie Apfelzerteiler, Mützen zum Sonnenschutz 
beim Spazierengehen, einfache Bewegungselemente wie 
Igel-(Handmassage-)Bälle können dazu beitragen, Bewegung 
und gesunde Ernährung im Alltag zu verankern. Sie können 
z. B. als Preis in einem Gesundheitsquiz oder als „Belohnung“ 
für den – auf einer Stempelkarte dokumentierten – Besuch 
möglichst vieler Stationen bei einem Gesundheits-Aktionstag 
dienen. 

Mit Medienarbeit ist die Zusammenarbeit mit der Lokal-
redaktion von Radiosendern oder Zeitungen gemeint. Die 
Redakteure dort haben prinzipiell Interesse an Informationen 
und Berichten, die ihre Leserschaft im Ort betreffen. Für äl-
tere Menschen gibt es in vielen Kommunen spezielle (meist 
kostenlos verteilte) Zeitschriften, denen Beiträge willkommen 
sind. Beliebt sind auch Pressemitteilungen, die dann vom Re-
dakteur bearbeitet werden. Aussagekräftige Fotos machen 
die Botschaft noch interessanter.

Der Internetauftritt der Gemeinde sollte auf alle Fälle ge-
nutzt werden, um über alle Angebote, Maßnahmen und Ver-
anstaltungen zu berichten, die im Zusammenhang mit der 
kommunalen Initiative oder der Förderung der Gesundheit 
stehen. Die Seite sollte regelmäßig aktualisiert werden, um 
die Bevölkerung und weitere Interessenten auf dem Laufen-
den zu halten.

Veranstaltungen eignen sich hervorragend, um Menschen 
direkt und persönlich anzusprechen. Auf Gemeinde- und 
Marktplätzen, bei (Stadt-)Festen, auch in Schulen oder im 
Mehrgenerationenhaus lässt sich einfach ein kleiner Info-
stand einrichten, an dem Äpfel, Flyer und Broschüren (z. B. 
der Angebotswegweiser; vgl. Kapitel 7.1) verteilt werden 
können und die Möglichkeit zum direkten Austausch mit der 
Bevölkerung besteht. Um Kinder und Jugendliche zu errei-
chen, empfiehlt es sich, ihr Lebensumfeld in Schule, Freizeit-
verein oder auch auf öffentlichen Festen aufzusuchen und 
hier möglichst interaktiv und weniger passiv als in einem Vor-
trag die Information oder das Angebot publik zu machen. 
Regelmäßige Veranstaltungen wie Gesundheitstage an Schu-
len, im Stadtteil oder in der Kommune geben den Bürgern 
einen direkten Einblick in die vorhandenen Angebote, geben 
die Möglichkeit, etwas Neues unverbindlich auszuprobieren, 
verankern das Thema Gesundheit in der Kommune und erhö-
hen die Identifikation der Bürger mit der Kommune.

Um die Zielgruppen im Rahmen der kommunalen Gesund-
heitsförderungsplanung zu erreichen, ist die Zusammenarbeit 
mit Multiplikatoren sinnvoll, die Kontakte zur Zielgruppe 
besitzen. Diese sind z. B. Ärzte, Erzieherinnen, Lehrkräfte, 
Migranten, aber auch Hebammen oder Krankenschwestern, 
Altenpfleger und Nachbarschaftshelfer. Multiplikatoren kön-
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nen z. B. bestehende Bewegungsräume und Angebote an die 
Zielgruppen vermitteln und Empfehlungen zu Gesundheits-
themen wie Ernährung und Bewegung transportieren.

Gesundheitswegweiser

Die Erstellung eines Gesundheits- oder Angebotswegweisers 
ist ein erster Schritt hin zu einer gesünderen Lebenswelt. 
Denn damit Angebote Zuspruch finden, müssen diese erst 
einmal möglichst vielen Menschen bekannt sein. Ein Weg-
weiser kann generationenübergreifend angelegt sein – dann 
empfiehlt es sich, die Angebote je nach Altersgruppe durch 
Farben oder Piktogramme zu kennzeichnen. Bei Städten bie-
tet zudem die Gliederung nach Stadtteilen den Nutzern des 
Wegweisers eine gute Übersicht. Auch Quellen für weiter-
führende Informationen (z. B. Internetadresse eines Vereines, 
Programmhefte) zu den enthaltenen Angeboten sowie Spiel- 
und Bewegungsräumen sind hilfreich.

Ein Wegweiser für Kinder und Jugendliche kann Angebote 
der Gesundheitsförderung aus den Handlungsfeldern Ernäh-
rung, Bewegung und Lebenskompetenz (z. B. Essensangebot 
in der Mensa, Schul-AGs, Vereinsangebote), Angebote zur 
Förderung der Elternkompetenz (z. B. von Kinder- und Fami-
lienzentren) sowie alle öffentlichen Spiel- und Bewegungs-
räume wie Bolzplätze, Sportplätze, Schulhöfe, Spielplätze 
und Schwimmbäder einer Gemeinde oder eines Stadtteiles 
enthalten.

Bei einem Angebotswegweiser für ältere Menschen sind 
alle Angebote der Gesundheitsförderung aus den Hand-
lungsfeldern Ernährung, Bewegung und Lebenskompetenz, 
geistige Aktivität und soziale Teilhabe sowie alle öffent- 
lichen Bewegungsräume aufzunehmen. So sind beispiels- 
weise gastronomische Angebote (auch öffentlich zugängliche 
Mittagstische), Markttage, Kochgruppen, die Angebote der 
unterschiedlichen Bildungsanbieter, Spazierwege und mehr 
zu berücksichtigen. 

Es bietet sich an, dass der Wegweiser durch die Koordinati-
onsstelle der kommunalen Gesundheitsförderung (vgl. Kapi-
tel 6) erstellt wird. Alternativ kann innerhalb des Netzwerkes 
eine Arbeitsgruppe gegründet werden. Sinnvoll ist auf alle 
Fälle die Unterstützung bei der abschließenden Gestaltung 
des Layouts des Wegweisers (z. B. Werbeagentur, Marketing- 
abteilung eines Netzwerkpartners, Druckerei). Zudem ist in-
nerhalb der Initiative zu klären: 

•  Format des Wegweisers
•  Seitenanzahl und Höhe der Auflage
•  Schwarz / weiß- oder Farbdruck
• � Wer (z. B. Netzwerkpartner, Sponsoren) beteiligt sich an 

den Druckkosten?
•  Wo, wie und durch wen wird der Wegweiser verteilt?

Der Fragebogen Wegweiser (vgl. Kapitel 2) bietet einen 
Überblick über wichtige Informationen zu Angeboten, die in 
einem Wegweiser enthalten sein können. Viele Informatio-
nen werden im Rahmen einer Bestandsanalyse ermittelt. Es 
bietet sich an, fehlende Informationen durch Gespräche zu 
erheben. Alternativ können die Träger von Angeboten ge-
beten werden, einen Fragebogen auszufüllen. Dabei ist es 
wichtig, dass den Trägern der Nutzen, die Veröffentlichung 
ihrer Angebote im Wegweiser und die damit verbundene 
Werbung, vermittelt wird. Die Erstellung des Wegweisers 
wird vereinfacht, wenn die Träger den Fragebogen am PC 
ausfüllen und digital zurücksenden. Häufig ist es notwendig, 
offene Fragen oder Unklarheiten mit den Trägern zu klären. 

Der Wegweiser muss regelmäßig aktualisiert werden. Die 
Partner der kommunalen Initiative sollten Angebotsänderun-
gen immer zeitnah mitteilen. Zudem können Netzwerktref-
fen der Aktualisierung dienen. Alternativ zur Erstellung eines 
Wegweisers kann der örtliche Veranstaltungskalender um 
eine Rubrik „Gesund aufwachsen“ oder „Gesund leben“ er-
gänzt werden oder können in der Gemeindezeitung aktuelle 
Angebote der Gesundheitsförderung sowie alle öffentlichen 
Spiel- und Bewegungsräume aufgeführt werden. 
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9  Wie wird der Erfolg bewertet 
und die Qualität gesichert?

Bei jeder Intervention ist es von Interesse, ob sie etwas 
bewirken konnte. Daher sollte von Beginn eines Angebo-
tes oder einer Maßnahme an auch eine Evaluation geplant 
werden. Mit Evaluation ist die „systematische Informations-
sammlung für die fundierte Bewertung von Angeboten und 
Maßnahmen“86 gemeint. Im Rahmen kommunaler Gesund-
heitsförderungsplanung sind durch eine Selbstevaluation der 
Prozess und die Ergebnisse (Tab. 15) überprüfbar. Sollten die 
Evaluation von möglichen Änderungen des Verhaltens bei 
den Zielgruppen durch einzelne Maßnahmen und Angebote 
von Interesse sein, so ist die Kooperation mit einer Universität 
oder einer Hochschule sinnvoll.

Prozessevaluation und Qualitätssicherung

Eine große Rolle für den Erfolg der kommunalen Gesund-
heitsförderungsplanung spielt die Prozessqualität. Daher 
sollten nicht nur abschließend die Ergebnisse, sondern der 
gesamte Prozess bewertet werden. Dies dient einer nach-
haltigen Qualitätssicherung – auftretende Probleme werden 
identifiziert und das Vorgehen kann flexibel angepasst wer-
den. Ein weiterer Nutzen der Prozessevaluation besteht darin, 
„die in der Ergebnisevaluation ermittelten Erfolge oder Miss-
erfolge einer Intervention zu erklären“87. 

Es empfiehlt sich, Status und Probleme aller Arbeitsschritte 
festzuhalten und regelmäßig mit den Beteiligten der kom-
munalen Initiative zu diskutieren, wie diese die Umsetzung 

der kommunalen Gesundheitsförderungsplanung vollzogen 
und wahrgenommen haben und wie zufrieden sie mit der 
gemeinsamen Arbeit sind. Es sollte notiert werden, welcher 
Art auftretende Schwierigkeiten sind – ob z. B. zeitlicher, 
personeller oder struktureller Art. Von Interesse sind nicht 
nur Probleme, sondern auch Schritte oder Maßnahmen, die 
besonders gut funktioniert haben. Daraus lassen sich Good-
Practice-Vorschläge für den späteren Prozess und für andere 
Kommunen ableiten. Ein Instrument der Qualitätssicherung 
und Prozessevaluation stellt z. B. das in Kapitel 4 beschrie- 
bene Logbuch dar. 

Form der Evaluation 	 Zeitpunkt	 Ziele	 Beispiele für Fragen 

Prozessevaluation

Ergebnisevaluation 

Tabelle 15: Formen und Ziele von Evaluation.

Prozessbegleitend

Am Ende des Prozesses

• � Messen, ob die Programmum-
setzung funktioniert

• � Aus möglichen Fehlern lernen 
und das eigene Vorgehen 
anpassen 

• � Untersuchen, ob die inten-
dierten Ziele erreicht wurden

• � Messen, ob die Zielgruppen 
erreicht wurden

• � Können die vorgeschlagenen Arbeitsschritte 
umgesetzt werden?

• � Welche zeitlichen, räumlichen, personellen oder 
strukturellen Probleme treten auf?

• � Wie werden sie gelöst?
• � In welchen Zeiträumen werden welche Schritte 

umgesetzt?

• � Gibt es jetzt mehr öffentlich zugängliche 
Bewegungsräume?

• � Werden mehr sozial Benachteiligte von Angeboten 
erreicht?
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Ergebnisevaluation

Die Ergebnisevaluation soll festhalten, ob die kommunale 
Gesundheitsförderungsplanung die gewünschten Auswir-
kungen hat, ob also die zuvor festgelegten Ziele erreicht wur-
den. Demnach hängt die Evaluation eng mit den festgelegten 
Zielen (Kapitel 8.1) zusammen. Da Oberziele meist einen eher 
abstrakten Charakter haben, ist zu überprüfen, in welchem 
Ausmaß die Unterziele erreicht wurden.

Für jedes der Ziele ist festzulegen, mit welchen Indikatoren die 
Veränderung bzw. der Erfolg gemessen werden soll (Tab. 16). 
Um die Messwerte zu erheben, empfiehlt es sich, alle Verän-
derungen zu notieren, die sich während des Prozesses erge-
ben und die Bestandsanalyse (vgl. Kapitel 7) zu wiederholen, 
um objektive Vergleichswerte zu den Ausgangsbedingungen 
zu erhalten. Die Ergebnisse sollten im kommunalen Ge-
sundheitsförderungsplan (s. Kapitel 10.4) dokumentiert 
werden.

Anhand der geführten Listen (kommunaler Gesundheits-
förderungsplan und Logbuch) ist die Erstellung einer Über-
sicht möglich, was sich seit Beginn des Prozesses getan hat 
und welche Hindernisse sowie Erfolge es gibt. Diese Über-
sicht ist für die Öffentlichkeitsarbeit nützlich. Die erzielten 
Erfolge und durchgeführten Aktivitäten sollten regelmäßig 

der Bevölkerung (z. B. bei einer Zukunftswerkstatt), den Be-
teiligten der kommunalen Initiative und dem Gemeinderat 
vermittelt werden.

Eine jährlich durchgeführte Zukunftswerkstatt beteiligt die 
Bürger am kommunalen Prozess und gibt diesen die Mög-
lichkeit für ein Feedback, so dass mögliche Fehlentwicklun-
gen korrigiert und weitere Handlungsbedarfe ermittelt wer-
den können. Regelmäßig stattfindende Veranstaltungen wie 
Zukunftswerkstätten, Gesundheitstage und Schulfeste halten 
zudem den kommunalen Entwicklungsprozess am Laufen 
und verankern das Thema Gesundheit in der Kommune.

Mögliche Ziele	 Beispiele für Indikatoren

• � In allen Schulen steht ein kostenloses Trinkwasserangebot zur 
Verfügung.

• � In Schulen werden vor allem gesunde Nahrungsmittel angeboten.

• � Kommunale Institutionen schaffen Strukturen, die Bewegung und 
gesundheitsförderliche Ernährung als einfache, verlockende und  
genussvolle Alternativen bieten.

• � Die Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen regen zu 
körperlicher Aktivität an.

Tabelle 16: Beispiele für Ziele und Indikatoren kommunaler Gesundheitsförderung.

•  Anzahl der beteiligten Schulen 
•  Trinkwasserverbrauch der Schülerinnen 

•  Prozent am Gesamtangebot
•  Prozent der beteiligten Schulen
•  Nachfrage der Schülerinnen nach den verschiedenen Lebensmitteln

•  Anzahl bewegungsfreundlicher Einrichtungen (z. B. Schulen und Kitas)

•  Anzahl Spielstraßen
•  Anzahl gekennzeichneter Schulwege
•  Anzahl nutzbar gemachter Grünanlagen
• � Anzahl der Kinder und Jugendlichen, die zu Fuß gehen oder 

mit dem Rad fahren
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10  Anhang

10.1 � Körperliche Aktivität und  
ausgewogene Ernährung bei  
Kindern und Jugendlichen

Ein gesundes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
wird unterstützt und Krankheiten wie Adipositas und Diabe-
tes wird vorgebeugt, wenn sich Kinder ausgewogen ernähren 
und regelmäßig bewegen. Körperliche Aktivität wirkt quasi 
wie ein Motor, der die ganzen Entwicklungs-, Aufbau- und 
Umbauvorgänge der körperlichen und geistigen Entwicklung 
in Gang setzt und am Laufen hält88, 89, 90, 91 (Tab. 17) – gepaart 
mit einer ausgewogenen, qualitativ hochwertigen Ernährung 
(Tab. 18). 

Die aktuelle Befundlage deutet darauf hin, dass die körperlich- 
sportliche Aktivität in der Kindheit und Jugend großen Ein-
fluss auf die spätere Gesundheit hat90. Deshalb sollte ein Kind 
oder Jugendlicher täglich mindestens 60 Minuten moderat 
bis intensiv körperlich aktiv sein92, 93, 94, 95, weshalb z. B. im Set-
ting Schule dem Sportunterricht eine wichtige gesundheits-
förderliche Aufgabe zukommt96, da er Spaß an regelmäßige-
körperlicher Aktivität vermitteln soll. 

Dabei ist zu beachten, dass Gesundheit für die meisten Kin-
der und Jugendlichen kein Anreiz ist, Sport zu treiben. Für sie 
ist eine kurzfristige Verbesserung des Befindens (z. B. „Nach 
dem Sport fühle ich mich besser.“) wichtiger. Sport muss 
Freude bereiten und positive Erlebnisse vermitteln („muss 
Spaß bringen“), damit Kinder und Jugendliche ihn regelmä-
ßig betreiben! Sport muss für Kinder und Jugendliche im Au-
genblick Sinn machen (z. B. „Ich kann da mit meinen Freun-
den zusammen sein“).

➙ � unterstützt Wachstum und Entwicklung des Organismus.
➙ � stärkt das Herz-Kreislauf-System.
➙ � steigert die Muskelkraft.	
➙ � stärkt die Knochen und sichert so den Bewegungsapparat.
➙ � stärkt das Immunsystem und beugt Krankheiten vor.
➙ � steigert die allgemeine Leistungsfähigkeit.

➙ � unterstützt die körperliche Entwicklung.

➙  �unterstützt die motorische Entwicklung.

➙ � ermöglicht Körper- und Bewegungserfahrungen und fördert somit 
Bewegungskönnen und -sicherheit.

➙ � fördert die Ausbildung der koordinativen Fähigkeiten, 
z. B. Orientierungsfähigkeit und Gleichgewichtsfähigkeit.

➙ � unterstützt die Entwicklung der konditionellen Fähigkeiten Kraft, 
Ausdauer und Schnelligkeit.

➙ � unterstützt die Entwicklung und Ausdifferenzierung des 
Zentralnervensystems.

➙ � unterstützt die Entwicklung der Wahrnehmung, v. a. körpernaher 
und körperinterner Reize.

➙ � regt die Durchblutung des Gehirns an und aktiviert es.
➙ � unterstützt die Konzentrationsfähigkeit und fördert die 

Aufmerksamkeit.

➙  �unterstützt die geistige Entwicklung.

➙ � unterstützt die emotionale und soziale Entwicklung.

➙ � vermittelt Gefühle wie Lust und Freude, aber auch Misserfolg 
und Enttäuschung.   

➙ � fördert ein positives Körperbewusstsein und ein realistisches 
Anspruchsniveau.

➙ � unterstützt die Entwicklung von Selbstständigkeit, Selbstsicherheit 
und Selbstvertrauen.

➙ � fördert das soziale Miteinander.

  Bewegung / körperliche Aktivität ...

Tabelle 17: Bedeutung von körperlicher Aktivität für die gesunde Entwicklung von Kindern (modifiziert nach97).
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Körperlich-sportliche Aktivität unterstützt, über die körper-
liche und motorische Entwicklung hinaus, auch die emoti-
onale, kognitive (Motivation, Denken, Sprache) und soziale 
Entwicklung98. Körperlich-sportliche Aktivitäten verbessern 
offenkundig z. B. das Selbstkonzept99, das Selbstbewusst-
sein100 und die Schulleistungen101. So kommt körperlich-
sportliche Aktivität eben auch dem grundlegenden Bedürf-
nis der Kinder nach, etwas zu leisten und sich zu beweisen 
– sowohl im Vergleich mit sich selbst als auch mit anderen. 
Erfolgreiches Bewegungshandeln (für das wiederum eine 
ausreichende motorische Leistungsfähigkeit notwendig ist) 
ermöglicht den Aufbau positiver Selbstwirksamkeitsüberzeu-
gungen. Diese können wiederum Ursachenzuschreibungen 
prägen (Attribuierungen), die uns helfen können, neue An-
forderungen und Situationen erfolgreich zu meistern. Bewe-
gung braucht einerseits sowohl innere (intrinsische) als auch 
äußere (extrinsische) Motivation – erfolgreiches Bewegungs- 
und Sporthandeln beflügelt andererseits die Motivation. 
Diese Erfahrungshorizonte müssen Kinder erleben und sich 
aneignen können. In sportlicher Situation lernen Kinder da- 
rüber hinaus, dass sie in komplexeren Situationen gemeinsam 
mehr erreichen können als alleine. Sie lernen, dass durch das 
Einhalten vorher (gemeinsam) festgelegter Regeln gemeinsa-
mes Handeln in einer Gruppe leichter möglich ist und besser 
zum Ziel führt, als wenn jeder alleine versucht, sein Ziel zu 
erreichen. 

Über die bisher genannten Aspekte regelmäßiger körperlich-
sportlicher Aktivität hinaus verhelfen die daraus resultieren-
den motorischen Kompetenzen Kindern zu einer erfolgrei-
chen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. So ermöglichen 
bestimmte motorische Kompetenzen wie (z. B. Schwimmen) 
die sichere Teilhabe an bestimmten kulturellen Lebensberei-
chen wie der Freizeitgestaltung (z. B. ein Freibadbesuch mit 

Freunden). Die Auge-Hand-Koordination einschließlich einer 
angemessenen Kraftentfaltung der Fingermuskulatur ist z. B. 
wichtig um Schreiben zu lernen.

Bewegung und körperliche Aktivität spielt auch bei kogniti-
ven Lernprozessen eine wichtige Rolle. Deshalb sollten sich 
alle am Erziehungs- und Bildungsprozess beteiligten Perso-
nen, Einrichtungen und Institutionen über die Bedeutung 
von körperlicher Aktivität für die geistige oder kognitive 
Leistungsfähigkeit und damit auch für die Bildungschancen 
der Kinder und Jugendlichen bewusst werden. Dabei ist zum 
einen zu prüfen, welche Transferwirkungen Bewegung / kör-
perliche Aktivität auf Lernprozesse hat (siehe oben). Zum an-
deren ist zu überlegen, wie Bewegung in Lernprozesse inte-
griert werden kann. 

Für die Schule haben diese Erkenntnisse ebenfalls eine wichti-
ge Bedeutung, da sehr viele Lehrkräfte über Konzentrations-
schwächen, vermehrte Unruhe und Nervosität von Kindern 
klagen. Wir wissen, dass die Konzentration als ein Aspekt der 
exekutiven Funktionen des Gehirns im Tagesverlauf Schwan-
kungen unterworfen ist, dass sie aber durch körperliche Ak-

➙ � unterstützt Wachstum und Entwicklung des Organismus.
➙ � schützt vor Herz-Kreislauf-Krankheiten.
➙ � beugt Krebserkrankungen und Karies vor.
➙ � stärkt Knochen und Bewegungsapparat.
➙ � stärkt das Immunsystem 
➙ � liefert die Baustoffe fürs Erwachsenwerden.
➙ � schützt vor Übergewicht und seinen Folgen.

➙ � unterstützt die körperliche Entwicklung.

➙  �unterstützt die motorische Entwicklung.

➙ � liefert Baustoffe für Muskeln und Knochen.
➙ � liefert Energie für körperliche Leistungen.
➙ � hilft gesund und aktiv groß zu werden.

➙ � unterstützt die geistige Leistungsfähigkeit.
➙ � unterstützt die Wahrnehmung körperinterner Reize von Hunger 

und Sättigung.
➙ � stellt Nährstoffe für die geistige Arbeit zur Verfügung.
➙ � unterstützt die Konzentrationsfähigkeit und fördert die 

Aufmerksamkeit.
➙ � verhindert Essstörungen.

➙  �unterstützt die geistige Entwicklung.

➙ � unterstützt die emotionale und soziale Entwicklung.

➙ � findet im sozialen Kontext von Familie, Kita, Schule und 
Peer-Group statt.

➙ � kann über teilhabende Aktionen von den Akteuren selbst 
mitgestaltet werden.

➙ � ermöglicht Genuss und Geschmack sowie Spaß am Essen.
➙ � ist wichtiger Bestandteil des sozialen Miteinanders einer Kultur.

  Ausgewogene Ernährung ...

Tabelle 18: Bedeutung von ausgewogener Ernährung für eine gesunde Entwicklung (Ellrott & Pudel).
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tivierung in Form von Bewegungspausen oder durch Sport-
unterricht verbessert bzw. besser aufrecht erhalten werden 
kann102. Weiterhin konnten in großen Studien zwischen der 
körperlichen Fitness und den Schulleistungen signifikante Zu-
sammenhänge nachgewiesen werden103, 104. Allerdings treten 
solche Wirkungen erst nach einiger Zeit bei ausreichender 
Intensität und regelmäßiger Durchführung auf, d. h. dass sol-
che Maßnahmen integraler Bestandteil von Lehr-Lern-Prozes-
sen sein müssen, damit sie wirksam werden können. Außer-
dem trägt die kontinuierliche Durchführung zur tatsächlichen 
Gewohnheitsbildung bei Kindern und Jugendlichen bei.

10.2 � Empfehlungen für das Aktivitäts- 
volumen älterer Menschen

Nach den aktuellen Empfehlungen105 „sollten gesunde älte-
re Menschen regelmäßig 150 Minuten pro Woche moderat 
(dem entspricht beispielsweise ein flotter Spaziergang in ei-
nem Tempo von 12 bis 15 Minuten pro Kilometer oder eine 
Anstrengung, bei der man „ins Schwitzen gerät“ oder ein 
wenig außer Atem kommt) oder 75 Minuten pro Woche in-
tensiv aktiv sein (dem entspricht beispielsweise eine sport- 
liche Aktivität wie ein Tennismatch oder eine straffe walking 
Beanspruchung). Zusätzlich sollten sie zweimal wöchentlich 
ihr Kraft- und Gleichgewichtsvermögen trainieren und sie 
sollten – wo immer es möglich ist – jede Gelegenheit im All-
tag nutzen, um sich zu bewegen. Längere Phasen des Stillsit-
zens sollten spätestens alle 30 Minuten durch Umhergehen 
unterbrochen werden.“106, S. 40–41

Gelingt es älteren Menschen nicht, regelmäßig 150 Minu-
ten moderat aktiv zu sein, so sollten sie so aktiv wie möglich 
sein und ihre Alltagsaktivität (z. B. so oft wie möglich zu Fuß 

gehen, immer wieder aufstehen und einige Schritte umher-
gehen, Hausarbeit, Gartenarbeit, etc.) steigern105, 106. „Denn 
von den wünschenswerten 150 Minuten ist ein Großteil der 
älteren Personen weit entfernt, und es türmen sich vor ihnen 
subjektiv unüberwindliche Hürden auf.“106, S. 41 Abbildung 6
bietet einen Überblick über Aktivitätsvarianten und „seden- 
tariness“ (sitzender Lebensstil), zeigt Beispiele sowie die kal-
kulierten Metabolischen EinheitenI (MET, vgl. hierzu Ains-
worth et al., 2000107) auf und ordnet die derzeit gültigen 
Empfehlungen zu.

Abbildung 6: 
Sedentariness und  
Aktivitätsvarianten106.

I � „Ein (Standard-)MET – entspricht in einer groben Annäherung – bei Män-
nern dem Aufwand von 3,5 ml Sauerstoff pro Kilogramm Körpergewicht 
pro Minute respektive 3,15 ml × kg–1 × min–1 bei Frauen. So viel Sauerstoff 
wird in etwa benötigt, um aufrecht zu sitzen. Ein MET entspricht in etwa 
einem energetischen Aufwand von 4,2 kJ je Kilogramm Körpergewicht 
pro Stunde und damit in etwa dem Ruheumsatz des Körpers einer fikti-
ven, 75 kg schweren Durchschnittsperson. Der Ruheumsatz variiert ab-
hängig vom Alter, dem Körpergewicht, der Körperhöhe, dem Geschlecht 
der Person und der fettfreien Körpermasse. Standard-MET sind damit 
nicht geeignet, den individuellen Energieaufwand präzise zu kalkulieren. 
Für die Praxis der Prävention sind sie aber eine geeignete Größenordnung 
zur Belastungsvorgabe.“106, S. 9
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10.3 Übersicht Netzwerkpartner

Kategorie	 Beispiele	 Zusammenarbeit   	 im Netzwerk 		
		  erwünscht	 beteiligt

1. Ämter / Behörden	 Amt für soziale Dienste	  	  

	 Baudezernat	  	  

	 Erziehungsberatung	  	  

	 Gebietsbeauftragte für Stadtplanung- und Entwicklung	  	  

	 Gesundheitsamt	  	  

	 Interdisziplinäre Frühförderstellen		

	 Jugendamt (z. B. Sozialpädagogische Familie, Tagespflege)		

	 Jugendhäuser		

	 Kommunale Suchtbeauftragte	  	  

	 Kontaktstelle für ausländische Mitbürger	  	  

	 Landwirtschaftsamt	  	  

	 Polizei	  	  

	 Projektbüro der „Gesunden Stadt“	  	  

	 Projektbüro der „Sozialen Stadt“	  	  

	 Schulamt		

	 Sonderpädagogische Frühberatungsstellen		

	 Sozialamt
	  	  

2. Medizinischer  	 Adipositaszentren	  	  

Bereich	 Apotheken	  	  

	 Hebammen	  	  

	 Kliniken für Kinder- und Jugendmedizin	  	  

	 Krankenhäuser		

	 Niedergelassene Ärzte		

	 Rehabilitationseinrichtung		

	 Sozialpädiatrische Zentren	  	  

	 Träger ambulanter, teilstationärer und stationärer Pflege
	  	  

3. Bewohnerschaft	 Elternvertreter	  	  

	 Engagierte Bürger		

	 Schülervertreterinnen
	  	  

4. Beratungs- / 	 Altenhilfe und andere Beratungsstellen für ältere Menschen

Bildungseinrichtungen	 Bildungseinrichtungen für ältere Menschen		

	 Ernährungsberatungsstellen (Veranstalter von Kochkursen)	  	  

	 Erziehungsberatungsstellen	  	  

	 Familienbildungsstätten	  	  

	 Hochschulen und Universitäten		

	 Interdisziplinäre Frühförderstellen / sonderpädagogische  
	 Frühberatungsstellen	  	  

	 Kinder- und Familienzentren		

	 Kitas (z. B. Kinderkrippen, Kindergärten)	  	  

	 Psychosoziale Beratungsstelle		

	 Schulen	  	  

	 Schulhorte / Kinderhäuser	  	  

	 Volkshochschule

	  	  
>>>
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Kategorie	 Beispiele	 Zusammenarbeit   	 im Netzwerk 		
		  erwünscht	 beteiligt

5. Freie Träger	 Arbeiterwohlfahrt	  	  

	 Caritas	  	  

	 Der Paritätische	  	  

	 Deutsches Rotes Kreuz		

	 Diakonisches Werk	  	  

	 Jugendringe		

	 Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland

6. Gewerblicher Bereich	 Fitness- und Gesundheitszentren	  	  

	 Gastronomie	  	  

	 Handel	  	  

	 Industrie	  	  

	 Medizinisch-therapeutische Praxen  
	 (z. B. Krankengymnastik, Ergo- / Logotherapie)	  	  

	 Psychotherapeuten		

	 Wohnungsbaugesellschaften
		
7. Initiativen und	 Bürgerinitiativen 	  	  

Selbsthilfe	 Nachbarschaftstreffs		

	 Selbsthilfegruppen	  	  

	 Seniorentreffs
 	  	  
8. Krankenkassen	 Berufsgenossenschaften	  	  

und andere Träger	 Gesetzliche und Private Krankenkassen	  	  

	 Pflegekassen		

	 Unfallkasse
	  	  
9. Religiöse	 kirchliche Einrichtungen	  	  

Gemeinschaften	 Priester, Pastor, Imam
	  	  
10. Politik	 Kommunalpolitiker	  	  

	 Mitglieder der Ortsvereine der Parteien	  	  

	 Mitglieder von Ausschüssen	  	  

	 Mitglieder von Gemeinderat und Kreistag
	  	  
11. Vereine, Verbände, 	 Kinderschutzbund	  	  

Stiftungen	 Kulturvereine		

	 Landfrauen	  	  

	 Migrantenselbstorganisationen	  	  

	 Pfadfinder		

	 Seniorenräte		

	 Sportvereine	  	  

	 Stiftungen		

	 Verkehrsbund
	  	  
12. Medien	 Lokale Zeitungen	  	  

	 lokales Radio und TV	  	  

	 Wochenblätter
	  	  
13. Netzwerke	 lokale Bündnisse für Familien	  	  

	 Netzwerk g’sund und g’scheit (bei Gesundheitsämtern)	  	  

Tabelle 19: Mögliche Partner eines Netzwerkes im Rahmen einer kommunalen Initiative zur Gesundheitsförderung.
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